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Beginn: 15.04 Uhr

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Lassen Sie uns beginnen. Die Bürgerschafts-
sitzung ist eröffnet.

Wir setzen sogleich die

Aktuelle Stunde

von gestern fort.

Ich rufe das zweite Thema auf, das wir gestern we-
gen Zeitablaufs nicht mehr behandelt haben. Es
wurde angemeldet von der SPD-Fraktion und lau-
tet:

Über 6400 neue Wohnungen fertigge-
stellt – Versprechen gehalten!

Das Wort bekommt von der SPD-Fraktion Herr
Kienscherf.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Präsidentin, meine
lieben Kolleginnen und Kollegen! Anfang 2011 ha-
ben wir Sozialdemokraten versprochen

(Dietrich Wersich CDU: Sozialdemokraten!)

– Herr Wersich, hören Sie genau zu –, die Voraus-
setzungen für den Bau von 6000 Wohnungen zu
schaffen. Jetzt ist es amtlich, die 6000er-Marke ist
durchbrochen. Im letzten Jahr wurden 6407 neue
Wohnungen fertiggestellt.

(Beifall bei der SPD und der CDU – Karl-
Heinz Warnholz CDU: Bravo!)

11 000 Wohnungen sind im Bau, seit 2011 sind
29 000 Baugenehmigungen erteilt worden. Das be-
legt, dass wir Sozialdemokraten Wort gehalten ha-
ben.

(Beifall bei der SPD und der CDU – Karl-
Heinz Warnholz CDU: Wir haben geholfen! –
Dietrich Wersich CDU: 38 000 Wohnungen!)

Ich höre gerade von der CDU-Fraktion Zurufe und
muss dazu sagen, dass diese Zahlen eines bele-
gen: Es sind die höchsten Wohnungsbauzahlen
seit 13 Jahren. In der Zeit zwischen 2000 und
2013, in einem knappen Jahrzehnt – Herr Wersich,
da waren unter anderem Sie an der Regierung –
haben Sie zwar von der wachsenden Stadt ge-
sprochen, aber nichts dazu beigetragen, dass
Wohnungen in dem Umfang gebaut wurden, wie
sie gebaut werden sollten. Und das ist die Misere
gewesen, worunter viele Menschen noch heute lei-
den.

(Beifall bei der SPD)

Das zeigt auch, dass sozial verantwortliche Woh-
nungspolitik nur von Sozialdemokraten in dieser
Stadt gemacht werden kann.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU –
Christoph de Vries CDU: Wie war das mit
der Neuen Heimat damals?)

Wir Sozialdemokraten haben die Voraussetzungen
dafür geschaffen, damit sind wir angetreten. Ich
will Ihnen nur fünf Bausteine nennen. Es wäre
ganz gut, wenn Sie zuhören, denn das haben Sie
selber nicht geschafft.

Erstens gibt es den Vertrag für Hamburg, zweitens
das Bündnis für Wohnen, drittens die neue Rolle
von SAGA GWG, viertens den neuen sozialen
Wohnungsbau und fünftens die neue soziale Flä-
chenpolitik. Mit dem Vertrag für Hamburg – da
passt es ganz gut, dass wir diese tolle Säule vor
uns stehen haben – haben wir ganz bewusst mit
den Bezirken zusammen etwas entwickelt und
deutlich gemacht, wie wichtig die Bezirke in dieser
Stadt für einen erfolgreichen Wohnungsbau sind.
Ich möchte mich bei all denen bedanken – auch
bei den GRÜNEN, die unter anderem in Wandsbek
kräftig mitgemacht haben, die FDP in Hamburg-
Nord –,

(Jens Kerstan GRÜNE: Und in Altona!)

die gemeinsam dafür gesorgt haben, dass wir die-
ses Ziel von 6400 Wohnungen erreicht haben. Vie-
len Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Das Zweite war das Bündnis für Wohnen. Hier ha-
ben wir es erstmals geschafft, Wohnungsunterneh-
men, Mietervereine und Experten zusammen an
einen Tisch zu bringen. Sie haben zwar unter-
schiedliche Interessen, aber doch eines gemein-
sam, nämlich aus der Misere von Schwarz-Grün
und Schwarz herauszukommen, in Hamburg wie-
der Wohnungen zu bauen und es gemeinsam zu
schaffen, dass jeder Mensch in dieser Stadt eine
vernünftige Wohnung erhält. Dieses Bündnis ist
beispielgebend für ganz Deutschland.

(Beifall bei der SPD)

Und, Herr Wersich, wir haben es endlich geschafft,
dass SAGA GWG wieder Wohnungen baut. Es
gab null neue Wohnungen 2010 unter Senatorin
Hajduk,

(Jens Kerstan GRÜNE: Bei der großen Wirt-
schaftskrise!)

bei Senatorin Blankau hingegen den Baubeginn
von 1000 Wohnungen. Auch hier zeigt sich, dass
wir unsere Verantwortung wahrnehmen und be-
wusst darauf setzen, auch bezahlbare Wohnungen
in dieser Stadt zu schaffen.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Die haben Sie
auch geplant?)

Wir haben das gemacht, Sie jedoch nicht.

(Beifall bei der SPD)
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Darüber hinaus haben wir es auch geschafft, den
sozialen Wohnungsbau wieder voranzubringen.
Die Fördermittel für jährlich 2000 neue Sozialwoh-
nungen sind abgerufen worden, mehr als
6000 Wohnungen sind im Bau. Darüber hinaus ha-
ben wir durch Modernisierungsmaßnahmen weite-
re Belegungs- und Mietpreisbindungen geschaffen.

(Dennis Gladiator CDU: Das gute Wetter
nicht vergessen!)

Trotzdem, das müssen wir alle feststellen, ist die
Lage auf dem Wohnungsmarkt natürlich nicht ent-
spannt. Es geht darum, den Verlust an bezahlba-
ren Wohnungen aufzufangen, und es geht darum,
dass wir nicht lockerlassen, Wohnungen zu bauen.
Ich glaube, wir müssen uns alle in diesem Haus
darüber im Klaren sein, dass wir in den nächsten
Jahren noch mindestens 50 000 Wohnungen in
dieser Stadt bauen wollen, denn wir wollen nicht
nur eine gute Bildung für die Menschen, wir wollen
nicht nur, dass jeder einen Arbeitsplatz bekommt,
sondern wir wollen, dass jeder, egal, ob er viel
oder wenig Geld hat, in dieser Stadt eine Wohnung
bekommt. Das ist unser Ziel als Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, es ist ein wichtiges Zeichen, dass sich
dieses Haus heute sehr intensiv mit dem Woh-
nungsbau befasst. Und die 6400 fertiggestellten
Wohnungen zeigen, zusammen mit den 11 000 im
Bau befindlichen, mit den 29 000 Baugenehmigun-
gen, mit dem neuen sozialen Wohnungsbau und
der neuen sozialverantwortlichen Flächenpolitik,
dass bei uns der Wohnungsbau und die Woh-
nungspolitik in guten Händen sind. – Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Nun bekommt Herr
Roock von der CDU-Fraktion das Wort.

Hans-Detlef Roock CDU: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD, das haben Sie gestern schön
hinfilibustert, dass Sie sich heute an erster Stelle
abfeiern lassen. Das war gestern schon mehr als
eine peinliche Geschichte.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN, der
FDP und der LINKEN – Zurufe von der SPD)

Aber unabhängig davon sind 6400 neu gebaute
Wohnungen in Hamburg zweifellos eine gute Zahl
für die Stadt.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Alle, die in Hamburg politische Verantwortung für
das Wohl unserer Stadt tragen, sollten dazu gratu-
lieren. Meine Fraktion und ich gehören dazu, und
ich bin mir sicher, dass im gesamten Haus Einig-
keit darüber besteht, dass die Fertigstellungszah-
len 2013 eine erfreuliche Entwicklung darstellen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und bei Dr.
Eva Gümbel GRÜNE)

Unsere Gratulation und unser Dank richten sich an
all diejenigen, die zum Erfolg im Wohnungsbau
beigetragen haben. Das sind neben dem Senat
auch gerade die Investoren, denn wir alle wissen,
dass die öffentliche Hand allein niemals für ausrei-
chenden und bezahlbaren Wohnraum Sorge tra-
gen kann.

Aber die Politik muss immer wieder die richtigen
Rahmenbedingungen und Instrumente dafür schaf-
fen – darüber werden wir in diesem Hause be-
stimmt noch öfter reden –, damit die Fertigstel-
lungszahl 2013 keine Eintagsfliege bleibt. Zur
Wahrheit gehört auch, dass dies allein noch keine
Ankurbelung des Wohnungsbaus bewirkt, denn
übergeordnete, ökonomische und konjunkturelle
Bedingungen spielen dabei eine nicht unerhebliche
Rolle. Diese sind in den zurückliegenden Jahren –
das kann sich auch wieder ändern – aktuell so
günstig wie lange nicht mehr. Niedriges Zinsni-
veau, gute und stabile wirtschaftliche Entwicklung,
sprudelnde Steuereinnahmen und stark investie-
rende Pensionskassen – das war in Zeiten der Kri-
se, 2008 und 2009, nicht der Fall und machte die
Steigerung der Fertigstellungszahlen im Woh-
nungsbau nur schwer und langsam möglich.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das war also die
Erklärung!)

– Ich sage es nicht zum ersten Mal, Herr Dr. Dres-
sel, das habe ich schon öfter in den Debatten ge-
sagt,

(Jan Quast SPD: Das war früher so falsch
wie heute!)

aber Sie gehen nicht darauf ein.

(Beifall bei der CDU und den GRÜNEN)

Der Wohnungsbau hat sich jetzt offensichtlich da-
von erholt, und auch das gehört, bei allem berech-
tigten Grund zum Jubeln, zur Wahrheit. Sein Ver-
sprechen beim Wohnungsbau hat dieser Senat
erst jetzt, im dritten Jahr seiner Regierungszeit,
erstmals gehalten. 2011 und 2012 hat er dieses
Ziel noch deutlich verfehlt. Der Bürgermeister hat
aber im Wahlkampf noch einen anderen Eindruck
vermittelt.

(Zuruf von Karin Timmermann SPD)

Das Versprechen war nämlich, 6000 neue Woh-
nungen pro Jahr zu schaffen, das heißt, in vier Re-
gierungsjahren 24 000 neue Wohnungen.

(Beifall bei der CDU und den GRÜNEN –
Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt doch gar
nicht! Das haben wir nicht versprochen! –
Dr. Andreas Dressel SPD: Lesen Sie das
Wahlprogramm!)
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Um dieses Versprechen, Herr Kienscherf, einzu-
halten, müssen 2014 über 10 000 neue Wohnun-
gen fertiggestellt werden.

(Zurufe von der SPD)

Also, Herr Bürgermeister, lieber Herr Kienscherf,
strengen Sie sich an. Sie haben vorhin gesagt, Sie
wollten nicht lockerlassen, dann lassen Sie auch
nicht locker.

(Beifall bei der CDU)

Das schmälert jedoch die Anzahl der Fertigstellun-
gen in 2013 in keinem Fall. Vielmehr zeigt diese
Entwicklung, dass es gerade in der Wohnungsbau-
politik seine Zeit braucht von den Versprechungen
bis zur tatsächlichen Umsetzung des politischen
Willens. Umso wichtiger ist es, dass für die politi-
schen Entscheidungen die Rahmenbedingungen
zügig immer wieder verbessert werden. Dies gilt
zum Beispiel insbesondere für die Planungsreife
von Baugrundstücken. Wir hatten zu unserer Re-
gierungszeit bereits den Prozess der Planungsreife
beschleunigt, wovon auch der jetzige Senat noch
teilweise profitiert. Wir appellieren daher an Sie,
Herr Kienscherf, neue Gebiete für den Wohnungs-
bau zügiger auszuweisen, damit die 2013er-Zahlen
tatsächlich eine Trendwende einleiten und kein
Strohfeuer sind.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Nur dann wird es zu tatsächlichen Erleichterungen
am Mietmarkt kommen. Hinzu kommt das Problem
der Mietpreisbremse. Sollte der Bürgermeister die-
se, wie von ihm verkündet, mit brachialer Gewalt
auf die gesamte Stadt anwenden, verlieren Sie die
Wohnungswirtschaft als Bündnispartner. Und das
wäre, mit all den negativen Folgen, schlecht für un-
sere Stadt.

Meine Damen und Herren! Ein wichtiges, weiteres
Augenmerk ist darauf zu richten, dass nicht am Be-
darf vorbeigeplant wird.

(Glocke)

– Ich komme zum letzten Satz, Frau Präsidentin.

Damit meine ich die Erstellung von preisgünstigem
Wohnraum, insbesondere auch für Menschen mit
geringem und mittlerem Einkommen. Also noch
einmal herzlichen Glückwunsch und frei ins Köl-
sche übersetzt: Mer muss och jönne könne. Das
heißt auf Norddeutsch: Sei weder neidisch noch
missgünstig. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD – Dr. Andreas Dressel SPD: Et kütt wie
et kütt!)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat jetzt von
der GRÜNEN Fraktion Herr Duge.

Olaf Duge GRÜNE: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Kienscherf, ein Wort vor-
weg. Man muss der Ehrlichkeit halber sagen, dass
Sie nicht völlig bei null angefangen haben. Es gab
Grundlagen, auf denen Sie aufgebaut haben, aber
das vergessen Sie jedes Mal.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Ich nenne Ihnen nur zwei bis drei dieser Grundla-
gen. Das Copyright für die Konzeptausschreibung
liegt in der letzten Legislaturperiode. Die Geburts-
urkunde für den Wohnungsbaukoordinator haben
wir ausgestellt, nicht Sie.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU –
Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Der Wohnungsbauentwicklungsplan mit den
6000 Wohnungen ist auch von uns aufgestellt wor-
den. Und einige der Bauvorhaben, zum Beispiel
der Othmarschenpark mit 1000 Wohneinheiten,
sind in der letzten Legislaturperiode angeschoben
worden, nicht in Ihrer. Aber Sie bekommen nun
hierdurch die Wohnungszahlen; das nur einmal
vorweg.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Nach zwei Jahren, 2011 und 2012, in denen Sie
diese Zahlen nicht erreicht haben – natürlich
braucht es Zeit, bis das umgesetzt ist –, ist nun
endlich diese heiß versprochene Zahl von
6000 Wohnungen erreicht worden. Wir begrüßen
diese Dynamik, und die Zahlen sind wirklich gut.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal – das wur-
de schon angesprochen – ein Wort an die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den Bezirken richten,
die wirklich über den Durst gearbeitet haben, weit
über das hinaus, was hier zu erwarten war und
was zu den normalen Geschäften gehört. Ich den-
ke, das ist bemerkenswert und ein Wort wert.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und bei
Carl-Edgar Jarchow FDP)

Ich freue mich auch, dass wir in einigen der Bezir-
ke mitwirken konnten. Es waren die Bezirke, die
zum Teil ganz vorn waren. Wandsbek haben Sie
genannt,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Landessieger,
große Koalition!)

Altona gehört auch mit dazu. Das zeigt, dass wir
auf diesem Gebiet an einem Strang ziehen.

Ich möchte an zweiter Stelle kurz auf die jetzt vor-
liegenden Zahlen eingehen. Ich glaube, das muss
noch etwas differenzierter betrachtet werden.
Wenn man sich das genauer anschaut, dann sieht
man, dass aus dem Neubau 5952 Wohnungen ge-
kommen sind. 66 Wohnungen stammen aus ge-
werblichen Gebäuden und 379 Wohnungen sind in
Bestandsgebäuden errichtet worden, beispielswei-
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se durch Wohnungsteilung, Wohnungsausbauten
und Ähnliches. Dem müssten dann aber eigentlich
die Wohnungszusammenlegungen gegenüberge-
stellt werden, ebenso die Wohnungsabrisse. Diese
Zahlen liegen bisher nicht vor. Man darf hier nicht
verwechseln, dass Wohnungsbaufertigstellung
nicht gleich Wohnungszahlzuwachs bedeutet, son-
dern dass es sich hier um eine Differenz handelt.
Wenn man ehrlich ist, gehört das dazu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Um ein Beispiel zu nennen: 2012 gab es im Bezirk
Hamburg-Nord 882 Neubauten, gleichzeitig wur-
den 448 Wohnungen abgerissen. Das muss man
dazu sagen, dann kommt man zu realistischeren
Aussagen.

Ich möchte noch einen dritten Punkt anfügen. Ich
habe manchmal den Eindruck, dass in ziemlicher
Hektik, in einer Art Torschlusspanik gehandelt wur-
de, um diese Zahl zu erreichen. Nicht selten sind
Beteiligungsverfahren dabei über den Haufen ge-
rannt worden.

(Karin Timmermann SPD: Das stimmt doch
gar nicht!)

Ich denke insbesondere an Eilbek, wo ein Work-
shop praktisch zur Farce gemacht wurde, weil die
Senatskommission hier eine kalte Evokation durch-
geführt hat.

Das zweite, nicht gelöste und wichtige Problem ist,
dass die Problematik der Dichte mehr aufgegriffen
werden muss, und die Qualität von Freiräumen,
wie Sie das doch eigentlich auch vereinbart haben
im Bündnis für Wohnen, viel zu wenig aufgegriffen
und in die Planungen mit einbezogen wird. Es tut
der Pflege des Umgangs mit den Bürgerinnen und
Bürgern in dieser Stadt nicht gut, das zu vernach-
lässigen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Leider liegen uns noch nicht die Zahlen für die Fer-
tigstellung der geförderten Wohnungen vor. Ich ha-
be aufmerksam den Kommentar oder die Auswer-
tung von Frau Senatorin Blankau gelesen, die sich
auf die sogenannte Sickerstudie bezieht, die sie in
Auftrag gegeben hat. Die Vorstellung, dass Woh-
nungen, die Menschen frei machen, weil sie in
neue Wohnungen ziehen, dann einkommens-
schwächeren Bevölkerungsgruppen zukommen, ist
eine Illusion.

(Karin Timmermann SPD: Das ist so!)

Diese Wohnungen, gerade wenn sie im umliegen-
den Bereich des inneren Kerns sind, beispielswei-
se in Eppendorf, werden in der Regel aufgewertet,
sie werden saniert. Diese Altbauten werden dann
nicht in niedrigere Preissegmente aufgenommen,
im Gegenteil.

(Karin Timmermann SPD: Woher nehmen
Sie die Erkenntnis?)

Oder haben Sie schon einmal gesehen, dass in
Blankenese, Frau Timmermann, eine Wohnung,
die frei wurde, an eine Familie mit geringerem Ein-
kommen gegangen ist?

Mein letzter Satz. Im sozialen Bereich müssen wir
mehr tun, und ich denke, hier muss die Stadt mehr
in die Hand nehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort erhält jetzt von
der FDP-Fraktion Herr Dr. Duwe.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich will jetzt
nicht weiter über Vaterschaftstests schwadronieren
und darüber, wer für was verantwortlich ist. Ich
möchte natürlich dem Senat gratulieren für diese
Zahl, sie ist sehr erfreulich. Es gibt auch einige
Gründe dafür, warum das so ist. Ich möchte auch
einmal den Bezirksversammlungen danken und
den Bezirksämtern, die mit neuem Planrecht in den
letzten Jahren die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen haben, dass wir diese Wohnungen überhaupt
erstellen konnten.

(Beifall bei der FDP, der SPD und vereinzelt
bei der CDU)

Zweitens möchte ich denjenigen danken, die wirk-
lich gebaut haben, also den Wohnungsbaugenos-
senschaften, den Wohnungsbaugesellschaften
und den einzelnen Beteiligten.

(Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRÜNE)

– Genau.

Man fragt sich natürlich, warum sie sich 2011 oder
2012 entschlossen haben zu bauen.

(Jens Kerstan GRÜNE: Ich kann Ihnen sa-
gen, warum 2010 nicht gebaut wurde! Da
war eine große Wirtschaftskrise!)

– Ich weiß.

Man sollte eigentlich eine Regierungspartei – zu-
mindest als Oppositionspolitiker – nicht loben; das
werde ich auch fast nicht versuchen. Man muss al-
lerdings dem SPD-Senat zugestehen, dass Sie als
Regierungspartei Ihrer Pflicht nachgekommen sind
und die Bremsklötze für den Wohnungsbau weg-
geräumt haben. Das muss man einmal ganz klar
sagen.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Aber als Oppositionspolitiker muss man auch ja
aber sagen, denn die Rahmenbedingungen könn-
ten besser sein. Herr Roock hat schon Einiges an-
gesprochen, warum wir vielleicht noch ein
bisschen besser sein könnten. Es gehört beispiels-
weise dazu, dass wir den Bezirken weiterhin die
Mittel zur Verfügung stellen und das Personal, da-
mit die Baugenehmigungen zügig bearbeitet wer-
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den können. Wir müssen auch dafür sorgen, dass
man sich bei den Bebauungsplänen, die schon
aufgestellt wurden, ein bisschen zurückhält und sie
nicht noch einmal neu überdenkt, um vielleicht
noch einmal 200 Wohneinheiten irgendwie hinein-
zuwürgen, sodass von den ursprünglichen Bebau-
ungsplänen nichts übrig bleibt. "Neugraben-Fisch-
bek 66" beispielsweise nennt sich jetzt "Fischbeker
Heidbrook". Ich glaube, das ist der gefühlte fünfte
Name dieses Gebiets, der ehemaligen Röttiger Ka-
serne. Von diesem ehemaligen B-Plan ist so gut
wie nichts übrig geblieben außer den geografi-
schen Koordinaten. Da hat sich die SPD leider
nicht bereit erklärt, ein vernünftiges Verfahren der
Beteiligung der Bevölkerung zu initiieren. Sie hat
stattdessen nur eine einfache Infoveranstaltung
durchgeführt. Das ist kein sehr gutes Beispiel da-
für, wie man mit den Menschen umgeht gerade in
den Gebieten, in denen wir die Leute mit Wohn-
raum versorgen wollen, wo noch Wohnraum ge-
schaffen werden kann und noch Flächen da sind.

Beim Elbmosaik verhält es sich ähnlich, aber da ist
jetzt endlich der Groschen gefallen, dass Behör-
den keine guten Vermarktungseinrichtungen sind.
Man muss nun sehen, wie es da weitergeht. Aber
wir müssen weiterhin dafür sorgen, dass sich In-
vestitionen in Wohnraum lohnen.

Wir hatten einen Antrag gestellt zu den Abschrei-
bungen, aber er ist dieses Mal wieder von den übli-
chen Verdächtigen abgelehnt worden.

(Dirk Kienscherf SPD: Herr Quast war das
bestimmt!)

– Ja, genau.

Wir müssen dafür sorgen, dass wir, wenn wir
schon eine IBA gehabt haben, auch aus den Er-
fahrungen lernen, Stichwort Smart Price House,
damit die Kosten für das Bauen geringer werden.
Es ist ein wichtiger Punkt, dass Bauen billiger wird
und nicht noch teurer, da die Preise schon hoch
genug sind.

Auch sollten wir, last but not least, natürlich bei
den Regulierungen aufpassen, damit wir nicht über
das Ziel hinausschießen. Bei der Großen Koalition
gibt es schon wieder Planungen für einige andere
Regulierungen im Wohnungsbau. Ich kann nur sa-
gen, es gibt viel zu tun, aber es gibt auch vieles zu
unterlassen im Wohnungsbau. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Für die Fraktion DIE LIN-
KE hat jetzt das Wort Frau Sudmann.

(Finn-Ole Ritter FDP: Ich sehe Sie gar nicht
durch die Tonne! – Zuruf aus dem Plenum:
Das stört dich doch sonst nicht! – Finn-Ole
Ritter FDP: Ich wollte es ja positiv erwäh-
nen!)

Heike Sudmann DIE LINKE: Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir können zwar das Wahllogo nach
links oder rechts stellen, aber wichtig ist doch,
dass die Menschen wählen gehen, das wollen wir
damit zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
SPD und der FDP – Zuruf von Dirk Kien-
scherf SPD)

Deswegen stelle ich es mal kurzfristig runter, damit
alle freie Sicht haben.

6400 Wohnungen gebaute Wohnungen in 2013
sind gut, das lässt sich nicht anders ausdrücken.
Es ist eine gute Zahl und ein gutes Ergebnis. Und
neben vielen anderen, die dazu beigetragen ha-
ben, waren es, lieber Herr Kienscherf, vermutlich
nicht nur die Sozialdemokraten, sondern auch die
Sozialdemokratinnen, die haben Sie nämlich über-
haupt nicht erwähnt. Ihre Kolleginnen dürfen auch
einmal einen Applaus bekommen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Aber was mir an dieser Zahl viel wichtiger ist, ist
der Umstand, dass überhaupt 6400 Wohnungen
gebaut werden konnten. Ich erinnere mich noch an
sehr viele Debatten darüber, ich erinnere mich
auch an einen Wohnungsbaukoordinator, der vor
Jahren noch sagte, jeder Piepmatz würde Woh-
nungsbau behindern und es ginge nicht. Aber Sie
haben gezeigt, dass es geht. Und es ist wichtig zu
wissen, dass wir Wohnungen bauen können. Das
ist auch schon der positivste Teil meiner Rede.

(Ekkehard Wysocki SPD: Das war ja kurz!)

– Das kann ich mir gut vorstellen, denn Sie haben
genau zwei Gründe, warum Sie das heute diskutie-
ren.

Es gibt zurzeit noch keine Zahlen des Statistikamts
Hamburg-Nord, es gibt nur eine Übermittlung an
die BSU, in der 6407 Wohnungen genannt wurden,
aber es gibt keine weitergehende Differenzierung.
Und es gibt am 25. Mai – wir haben es gerade ge-
sehen – Wahlen.

(Dietrich Wersich CDU: Was hat das mitein-
ander zu tun?)

Das heißt, Sie können sich heute noch im Glanz
der Zahlen sonnen, wenn aber die Statistik da ist,
dann stellt sich nämlich das heraus, was wir die
ganze Zeit schon kritisieren. Dann wird nämlich
herauskommen, dass es in vielen Punkten einen
großen Mangel gibt. Ich habe noch etwas verges-
sen, nämlich, wie toll die SPD ist.

(Beifall bei der SPD – Dirk Kienscherf SPD:
Wir sind da anders als Sie!)

Während der Senat, Frau Blankau, in seiner Pres-
semitteilung, die letzte Woche um 13 Uhr heraus-
kam, davon gesprochen hat, dass es 26 000 Ge-
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nehmigungen seit 2011 gibt, seitdem dieser Senat
an der Regierung ist, hat eine Stunde später die
SPD-Fraktion diese Zahl auf 29 000 erhöht.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE
und vereinzelt bei der SPD)

Das ist effektive Arbeit, aber das ist genau der
Punkt, den ich gerade erwähnt habe, dass wir
nämlich keine Statistik haben. In diesem Fall kann
ich sagen, dass jede und jeder die Statistik so
fälscht, wie es ihr oder ihm am besten gefällt.

Jetzt kommen wir zu den kritischen Punkten. Sie
wissen bis heute nicht, und auch Frau Blankau
kann es nicht sagen, was für Wohnungen denn ge-
baut wurden. Sie können heute nicht sagen, Herr
Kienscherf, wie hoch der Anteil der Sozialwohnun-
gen bei den 6400 Wohnungen ist. Sie können nicht
sagen, wie groß diese Wohnungen eigentlich sind.
Sie selbst, Senat und SPD, haben in der Presse-
mitteilung darauf hingewiesen, dass Hamburg
einen sehr hohen Anteil von Single-Haushalten
hat, über 50 Prozent. Es gibt auch einen sehr
großen Anteil von Zwei-Personen-Haushalten. In
den letzten Jahren war es so, dass die Baustatistik
ausgewiesen hat, dass die durchschnittliche Woh-
nungsgröße nicht bei 50 Quadratmetern liegt, auch
nicht bei 60, sondern bei 100 Quadratmetern. Das
wird jetzt bestimmt wieder der Fall sein. Auch da
werden Sie sehen, dass Sie komplett am Bedarf
vorbeiplanen.

(Dirk Kienscherf SPD: In bestimmten Stadt-
teilen brauchen wir größere Wohnungen!)

Deswegen haben Sie in dem Punkt keinen Grund
zum Feiern.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will beim Thema Sozialwohnungen bleiben.

(Dirk Kienscherf SPD: Oh!)

– Herr Kienscherf, dass Sie da stöhnen, finde ich
für einen Sozialdemokraten etwas enttäuschend.

(Beifall bei der LINKEN)

In den nächsten vier Jahren werden weitere
30 000 Wohnungen aus der Bindung herausfallen.
Wenn Sie an Ihrem Programm festhalten, viermal
1200 Wohnungen im 1. Förderweg zu bauen, dann
können Sie ohne Taschenrechner feststellen, dass
es nicht reicht. Also müssen auch da ganz andere
Anstrengungen unternommen werden,

(Dirk Kienscherf SPD: Nein, es ist immer
dieselbe Leier!)

und wir müssen wesentlich mehr Geld in den so-
zialen Wohnungsbau investieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr  Duge  hat  schon gesagt, dass ihm  die  Ab-
risszahlen fehlen. Sie hatten das Beispiel aus
Hamburg-Nord gebracht, Herr Duge, ich nenne

noch einmal die Zahl aus 2011: 3729 neu gebaute
Wohnungen. Das war auch schon ein guter Start
für 2011. Aber gleichzeitig ist fast ein Drittel Woh-
nungen abgerissen worden, also war es dann ein
Drittel weniger. Von daher sind wir sehr gespannt,
was von Ihren 6407 Wohnungen übrig bleibt.

Also die Kernfrage: Ist die Wohnungsnot in Ham-
burg für Menschen mit unterem und mittlerem, mit
normalem Einkommen gelöst? Nein, es gibt Sie
weiterhin. Damit müssen Sie sich auseinanderset-
zen. Ist der Mietenwahnsinn gestoppt?

(Dirk Kienscherf SPD: Behauptet ja keiner!)

Nicht ansatzweise. Die aktuelle Untersuchung von
immonet.de, Stand Ende 2013, besagt, dass die
Angebotsmieten, also die Mietpreise, mit denen
Wohnungssuchende rechnen müssen, im Durch-
schnitt bei 11 Euro pro Quadratmeter netto/kalt lie-
gen. Es gibt gar keine Entspannung. Und auch zu
Wahlkampfzeiten darf sich dieser Senat, Herr
Scholz, nicht damit zufrieden geben zu sagen:
Hauptsache, wir bauen,

(Dirk Kienscherf SPD: Haben wir auch nie
gesagt!)

aber ob wir auch am Bedarf entlang bauen, das in-
teressiert uns nicht so sehr, und das ist schlecht.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRÜNEN – Dirk Kienscherf SPD: Blöd-
sinn!)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort erhält Frau Se-
natorin Blankau.

Senatorin Jutta Blankau: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Dieser Senat hatte den Hamburgerinnen und Ham-
burgern versprochen, den lange vernachlässigten
Wohnungsbau wieder anzukurbeln. Das haben wir
eingehalten

(Beifall bei der SPD)

– und das mit über 29 000 Baugenehmigungen bis
April 2014. In meiner Presseerklärung, Frau Sud-
mann, stehen die Zahlen von 2011 bis zum
31. Dezember 2013. Sie erkennen an diesen Zah-
len, dass wir in diesem Jahr schon wieder mehr als
3000 Baugenehmigungen erteilt haben und dass
der Bauschwung funktioniert.

(Beifall bei der SPD)

Im vergangenen Jahr konnten 6 407 Wohnungen
fertiggestellt werden, weil wir ab 2011 mit den Bau-
genehmigungen die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen haben. Wir haben seit 2011 jährlich im-
mer mehr als 6000 Baugenehmigungen erteilt,
ganz anders, als es vor 2011 geschah. Das ist
auch ein gutes Signal für die Zukunft. Darauf kom-
me ich gleich noch zu sprechen.
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(Beifall bei der SPD)

Herr Roock, Sie kennen sich gut aus in der Woh-
nungswirtschaft. Sie wissen, dass von der Bauge-
nehmigung bis zur Fertigstellung mindestens zwei
Jahre vergehen. Diese Erkenntnis ist, glaube ich,
auch schon in der Bürgerschaft gewachsen. Herr
Roock, Sie wissen aber auch, dass dann bei 6400
Fertigstellungen 2014 die Baugenehmigungen
2011 erteilt worden sind und danach jedes Jahr
noch mehr. Im Moment sind 11 000 Wohnungen
im Bau. Das bedeutet, dass wir auch dieses Jahr
das Ziel von 6000 fertiggestellten Wohnungen er-
reichen werden.

(Beifall bei der SPD)

Es wird gebaut, weil es attraktiv ist, in Hamburg
Wohnungen zu bauen. Und es wird nicht nur, Frau
Sudmann, im gehobenen und Luxussegment, wie
häufig in der Vergangenheit, gebaut; das haben
wir geändert. Beim Wohnungsneubau ist für alle
Zielgruppen etwas dabei, für Familien, für Senio-
ren, für Studierende, für Auszubildende und selbst-
verständlich auch für die Hamburgerinnen und
Hamburger, die besonders auf bezahlbaren Wohn-
raum angewiesen sind. Wir haben den sozialen
Wohnungsbau wieder zu einem festen Bestandteil
der Bautätigkeit in Hamburg gemacht und niemand
anderes.

(Beifall bei der SPD)

Überall in unserer Stadt entstehen neue Sozial-
wohnungen, nicht nur in Randlagen, sondern auch
innenstadtnah. Seit 2011 haben wir jedes Jahr
mehr als 2000 neue geförderte Wohnungen bewil-
ligt. Auch die SAGA GWG baut wieder, nachdem
das jahrelang nicht im Fokus stand. 1000 Baube-
ginne im vergangenen Jahr ist eine hervorragende
Bilanz, und Sie können davon ausgehen, dass
1000 Wohnungen von der SAGA GWG in diesem
Jahr fertig werden.

(Beifall bei der SPD – Glocke)

Präsidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Senatorin, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Senatorin Jutta Blankau (fortfahrend): Nein. Herr
Warnholz, Sie können sich nachher melden.

(Zurufe von der SPD und der CDU)

Wenn die Wohnungen der SAGA GWG fertig sind,
dann werden sie erheblich zur sozialen Mischung
und zur Wohnraumversorgung von Haushalten mit
niedrigem und mittlerem Einkommen beitragen. Im
Übrigen bedeuten Belegungsbindungsausläufe
noch lange nicht, dass das dann sehr teure Woh-
nungen werden. Gerade die Wohnungen der SA-
GA GWG liegen im Durchschnitt deutlich unterhalb
des Mietenspiegels.

(Beifall bei der SPD)

An dieser Strategie lässt sich erkennen, dass der
Wohnungsneubau ein entscheidender Beitrag zur
sozial gerechten Entwicklung unserer Stadt sein
wird. 6400 fertige Wohnungen im vergangenen
Jahr, mehr als 29 000 Baugenehmigungen seit
2011 – ich bin mir sicher, dass wir bald mehr als
30 000 Baugenehmigungen erteilt haben werden,
wenn es in 2014 schon jetzt 3400 sind –, rund
11 000 Wohnungen im Bau, diese Zahlen sind ein
überzeugender Beweis dafür, dass wir die richtigen
Weichen gestellt haben. Wir haben die richtigen
Rahmenbedingungen gesetzt, damit der Woh-
nungsbau wieder Fahrt aufnehmen konnte. Dieser
Erfolg ist uns nicht einfach in den Schoß gefallen.
Sie haben recht, dazu haben sehr viele in dieser
Stadt beigetragen: die Bezirke, die Fachbehörden,
die Wohnungswirtschaft und natürlich auch die
Mietervereine, die ebenfalls engagiert mitwirken.
Ihnen allen gilt unser Dank, dass die Rahmenbe-
dingungen, die wir gesetzt haben, auch umgesetzt
werden.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Mit dem Bündnis für
das Wohnen, dem Vertrag für Hamburg und der
Senatskommission für Stadtentwicklung und Woh-
nungsbau haben wir den Wohnungsbau beschleu-
nigt und alle Beteiligten an den Tisch geholt. Das
ist tatsächlich ein bundesweit beachtetes Modell.
Zum einen sind alle Beteiligten intensiv eingebun-
den und arbeiten hervorragend zusammen, zum
anderen sorgen wir für klare und schnelle Ent-
scheidungen. Kooperation ist der Schlüssel zum
Erfolg.

(Beifall bei der SPD)

Die Konzeptausschreibung ist tatsächlich sehr
wertvoll gewesen, aber die soziale Komponente,
Herr Duge, die haben wir erst eingebracht.

(Beifall bei der SPD)

Drittelmix für größere Wohnungsbauvorhaben,
Zielzahlen für Baugenehmigungen – all das haben
wir miteinander verabredet und setzen es gemein-
sam um. Es reicht nicht, wie die einen meinen –
die gibt es auch im Parlament –, nur auf den Markt
zu vertrauen. Es reicht aber auch nicht, wie die an-
deren meinen, die ebenfalls hier im Parlament ver-
treten sind, die Investoren nur zu beschimpfen. Wir
haben den Ansatz, miteinander, nicht übereinan-
der zu reden.

(Beifall bei der SPD)

Wir warten aber auch nicht einfach ab, sondern
sorgen für schnelle und verbindliche Entscheidun-
gen dort, wo es nötig ist.

Meine Damen und Herren! Das ist Bohren dicker
Bretter, gewiss, aber es lohnt sich und wir werden
nicht nachlassen. Dieser Weg ist erfolgreich. Wir
werden ihn konsequent weitergehen und nicht nur
reden, sondern handeln. – Vielen Dank.
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(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Alle Fraktionen haben jetzt noch einmal die
Möglichkeit zur Erwiderung. Das Wort bekommt
Frau Timmermann von der SPD-Fraktion.

(Jörg Hamann CDU: Wie lang war die Re-
de?)

Die Senatorin hat das anderthalbfache der Rede-
zeit in Anspruch genommen, die den Abgeordne-
ten zur Verfügung steht.

Karin Timmermann SPD: Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist sehr er-
freulich festzustellen, dass nun alle Fraktionen der
Meinung sind, dass wir mit der eingeschlagenen
Richtung – 2013 sind 6407 Wohnungen gebaut
worden – auf dem richtigen Weg sind. Es handelt
sich in erster Linie um einen Erfolg der Wohnungs-
wirtschaft – darauf ist schon hingewiesen worden
–, aber auch um einen Erfolg der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in den Fachbehörden und insbe-
sondere in den Bezirksämtern. Dies auch vor dem
Hintergrund, dass in vielen Fällen sehr intensive
Beteiligungsverfahren durchgeführt worden sind,
was natürlich immer zu Verzögerungen führt, aber
andererseits wichtig für die Akzeptanz in den
Stadtteilen ist. Die SPD-Fraktion dankt ausdrück-
lich der Wohnungswirtschaft für ihr andauerndes
Engagement. Wir wissen schon jetzt, dass wir
auch 2014 die Sechstausendergrenze wieder ge-
meinsam überspringen werden.

(Beifall bei der SPD)

Als Wandsbekerin freue ich mich natürlich ganz
besonders, dass wir im Jahr 2013 die Liste der fer-
tiggestellten Wohnungen mit 1331 Wohnungen an-
führen. Man muss darauf hinweisen, dass dies ein
Erfolg der rot-grünen Koalition in Wandsbek ist.

(Beifall bei der SPD – Jan Quast SPD: Die
CDU hat sich immer enthalten!)

Das ist sehr gut gelaufen. Hinzu kommt, dass in
den vergangenen drei Jahren 20 Bebauungspläne
beschlossen worden sind, die ein ungeheures Po-
tenzial an Wohnungsbau beinhalten, sodass ich
guten Mutes bin, dass wir in Wandsbek auch in Zu-
kunft diese Zahl weiterhin stemmen werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch auf einige Anmerkungen einge-
hen, die immer wieder, wie auch eben, fallen: Es
würden falsche Wohnungen gebaut, für den
falschen Personenkreis, in den falschen Stadttei-
len. Das sind wenig substanzielle Aussagen, da wir
zurzeit noch nicht sagen können – Frau Sudmann
hat darauf hingewiesen –,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Sie können
nichts sagen, genau! – Dr. Anjes Tjarks

GRÜNE: Sagen Sie doch mal etwas zur
Mietpreisentwicklung!)

ob es Einfamilienhäuser oder Wohnungen in Mehr-
familienhäusern sind und welche Förderwege ge-
nutzt werden. Alles das ist uns im Augenblick noch
nicht bekannt. Darauf hat die Senatorin im Stadt-
entwicklungsausschuss hingewiesen. Ungeachtet
dieser Tatsache ist aber doch festzustellen, dass
Wohnungen gebaut worden sind und der erste
Schritt zur Entlastung auf dem Wohnungsmarkt ge-
macht worden ist. Zum anderen ist es doch selbst-
verständlich, dass wir in dem Moment, in dem uns
diese Zahlen vorliegen, prüfen müssen, ob wir
nachsteuern müssen, in welche Richtung auch im-
mer, und schauen, ob eine Förderung im 1. oder
2. Förderweg passieren muss oder ob man im Be-
reich der Barrierefreiheit mehr tun muss. Das ist
doch selbstverständlich, aber das ist nur möglich,
wenn einem die Zahlen tatsächlich vorliegen. Dann
werden wir gemeinsam schauen, an welcher Stelle
wir nachbessern müssen.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch kurz darauf hinweisen, dass es im
Auftrag der BSU und des Bündnisses für Wohnen
eine Studie "Versorgungswirkungen des Woh-
nungsneubaus", die sogenannte Sickerstudie, ge-
geben hat. In dieser wurde deutlich, dass es eine
Bewegung auf dem Wohnungsmarkt gibt und der
in Hamburg vollzogene Neubau eine Umzugskette
auslöst. Diese Umzugskette sorgt für eine Verbes-
serung gerade bei Haushalten mit geringeren Ein-
kommen. Das ist dort sehr gut nachzulesen. Und
wenn ein Unternehmen das kleinstteilig untersucht
hat, dann sollte man nicht gleich sagen, das sei al-
les nicht richtig.

Wir glauben, der Zug hat die richtige Fahrt aufge-
nommen und es gilt, die nächsten Jahre an dieser
Strategie festzuhalten. Das ist noch steigerungsfä-
hig, und daran arbeiten wir. – Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Sudmann von der Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE: Frau Timmermann,
vielen Dank für die ehrlichen Worte, was die Zah-
len angeht. Genau das ist doch unser Problem in
der heutigen Debatte, dass Sie im Grunde genom-
men außer der Zahl 6407 nichts belegen können.
Ich habe verstanden, warum es innerhalb von ei-
ner Stunde die wunderbare Vermehrung der Bau-
genehmigungen gab, obwohl sowohl Sie als SPD
als auch DIE LINKE keine vier Wochen vorher
Große Anfragen gestellt hatten. Damals waren die-
se Zahlen noch gar nicht da; aber das sei ge-
schenkt.
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Ich will aber noch einmal darauf hinweisen, was
wirklich das Problem ist. Wir reden von den Men-
schen, und das tun Sie doch normalerweise auch,
die nicht das dicke Geld haben, um sich am Woh-
nungsmarkt mit den Wohnungen versorgen zu
können, die sie haben wollen. Das sind zum einen
Sozialwohnungen. Diese Zahl sollten Sie mittler-
weile alle kennen. Sie wissen, dass mehr als
400 000 Hamburger Haushalte einen Anspruch auf
eine Sozialwohnung haben. Das Angebot liegt der-
zeit bei 90 000, es wird demnächst bei 60 000 lie-
gen; das habe ich vorhin schon gesagt. Selbst bei
Ihrem neuen 2. Förderweg, den die CDU so gern
haben wollte, sind es 56 Prozent aller Hamburger
Haushalte. Hier haben Sie nicht viel zu bieten.

Die Situation ist aber noch viel dramatischer, weil
viele erst gar keinen Paragraf-5-Schein beantra-
gen, da sie wissen, dass sie keine Chance haben.
Viele schauen auf dem freien Wohnungsmarkt
nach günstigen Wohnungen. Es gibt immerhin
auch noch Wohnungen, die unter 6 Euro pro Qua-
dratmeter kosten. Der Anteil dieser günstigen
Wohnungen, Frau Timmermann, ist in den vergan-
genen vier Jahren um mehr als die Hälfte gesun-
ken. Das heißt, auch dort erreichen wir nie zusam-
men mit den Sozialwohnungen einen Anteil, der
400 000 Haushalte versorgen kann. Das klappt
nicht. Und Frau Blankau, Sie sagen, nun regt euch
doch nicht auf. Wenn die Wohnungen aus der Bin-
dung laufen, werden sie nicht sofort sehr teuer.
Hier haben Sie natürlich recht, die werden nicht so-
fort sehr teuer, aber die Unternehmenspolitik der
SAGA, getragen oder vorgegeben vom Senat,
strebt den Mittelwert des Mietenspiegels an. Das
ist eine Summe, die viele auch schon nicht mehr
bezahlen können. Auch dort sehen wir also nichts,
was wirklich hilft.

Zum Thema Sickereffekte: Frau Timmermann, ich
weiß nicht, ob Sie bei der Vorstellung der Studie
waren. Es gab danach eine Diskussion in den Räu-
men der BSU. Dieser Sickereffekt ist nicht weitrei-
chend untersucht worden. Untersucht worden ist,
dass Sie ausziehen und Ihr Nachfolger zieht dann
ein, damit hört es auf. Aber es gibt 10 bis 15 Jahre
alte Untersuchungen, die belegen, dass der Effekt,
wenn überhaupt, im vierten, fünften Glied dieser
Kette eintritt. Das Problem in Hamburg ist – des-
wegen haben wir doch diesen Mietenwahnsinn –,
dass die Wohnung irrsinnig viel teurer wird, nach-
dem jemand sie frei gemacht hat. Selbst wenn Ihre
Mietpreisbremse irgendwann einmal kommen soll-
te,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die kommt!)

dann ist die Bemessungsgrundlage der Mieten-
spiegel plus 10 Prozent. Das gilt aber nicht, wenn
die Wohnung vorher schon teurer war, dann kann
ich sie weiterhin teuer vermieten, und es gilt natür-
lich nicht für Neubauwohnungen aus Ihrer Sicht.
Insofern wird der Mietenwahnsinn weiter galoppie-

ren. Sie sollten sich nicht hinter einer Zahl ver-
stecken und sagen, das ist toll. Die CDU, die keine
Mietpreisbremse will, sollte lieber ganz ruhig sein.
Sie tun überhaupt nichts für den sozialen Woh-
nungsbau.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Sie, Herr Hamann und Co., sind überhaupt nicht
daran interessiert, ob Menschen mit wenig Ein-
kommen Wohnungen bekommen können. Das ist
Ihnen egal. Sie reden zusammen mit der FDP im-
mer von Eigentum, Eigentum. Das ist für viele so
weit weg, wie auch die CDU weg ist.

(Jörg Hamann CDU: Wie in der DDR! Wie
im Sozialismus!)

– Herr Hamann, ich weiß, Sie können immer nur
zwei Schlagworte. Vielleicht können Sie Ihren
Sprachschatz einmal erweitern, aber bitte nicht,
während ich am Mikro stehe.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Herr Duge von der GRÜ-
NEN Fraktion hat nun das Wort.

Olaf Duge GRÜNE: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die wichtige Frage ist in der Tat,
wem kommen diese neu errichteten Wohnungen
eigentlich zugute.

(Jan Quast SPD: Den Menschen und der
Stadt!)

– Ich glaube, so allgemein darf man das nicht be-
antworten. Es gibt Menschen, denen sie zugute-
kommen, und Menschen, denen sie nicht zugute-
kommen.

Zunächst kommen sie den Menschen zugute, die
je nach Baukosten und Grundstückspreisen eine
Quadratmetermiete von 11 Euro aufwärts bis ich
weiß nicht wohin bezahlen können. Das können
Sie, Herr Quast, in der Sickerstudie entsprechend
nachlesen. Leider ist sie immer noch nicht, soweit
ich gesehen haben, ins Netz gestellt worden. Ich
habe sie jedenfalls vergeblich gesucht. Wir wissen
aus dieser Studie, dass ein Teil der Wohnungssu-
chenden, etwa 20 Prozent, von auswärts kommt.
Das heißt, diese Wohnungen werden nicht in Ham-
burg frei, Frau Timmermann.

(Karin Timmermann SPD: Es werden teilwei-
se zwei Wohnungen frei, habe ich gelesen!)

Eine zweite Gruppe kommt, wie wir wissen, aus
einkommensstärkeren Stadtteilen der Vororte, wo
sich Kinder, Jugendliche vom Elternhaus lösen und
in diese Bereiche ziehen. Vorwiegend, auch das
sagt die Studie, werden Wohnungen um den
Stadtkern herum frei. Dann wird natürlich die vor-
schnelle Schlussfolgerung gezogen, das seien die
günstigen Altbauwohnungen, die Bestandswoh-
nungen, in die nun Einkommensschwächere ein-
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ziehen könnten. Genau das ist der Trugschluss,
meine Damen und Herren.

(Karin Timmermann SPD: Aus Ihrer Sicht!)

Wir sehen das, Frau Timmermann, am Mieten-
markt. Wo entspannen sich denn die Mieten? Im
oberen Segment ist die Mietpreissteigerung ge-
dämpft worden, nicht aber in den unteren Miet-
preisbereichen. Das ist ganz klar, weil die Woh-
nungen, die gebaut werden, im oberen Mietpreis-
bereich liegen und weil frei werdende Wohnungen
aufgewertet und saniert werden. Wenn Sie in Ep-
pendorf neu einziehen, dann werden Sie natürlich
eine höhere Miete zahlen als die Vormieter gezahlt
haben, und die Wohnungen werden saniert sein.

(Karin Timmermann SPD: Ist die Sanierung
was Negatives?)

Sie kommen dann eben nicht den Einkommens-
schwächeren zugute. Das ist das Problem.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dieses Problem ist nach wie vor ungelöst. Dazu
kommt noch ein Verstärkungseffekt, weil nämlich
die Mietpreissteigerung aus den freiwerdenden
Wohnungen dem Mietenspiegel eine Dynamik
nach oben geben, die gerade diejenigen zu tragen
haben, die in besseren und günstigeren Wohnun-
gen wohnen. Das ist der Effekt, der damit erreicht
wird, und den müssen wir durchbrechen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es kommt noch etwas dazu. Die Zahl der sozialge-
bundenen Wohnungen sinkt rapide. Sie geht in
Richtung 60 000 um 2020 herum. Wenn Sie 2000
sozialgebundene Wohnungen im Jahr herstellen,
dann werden Sie auf Dauer bei 30 000 liegen. Das
ist viel zu wenig.

(Dirk Kienscherf SPD: Wie viele haben Sie
denn bewilligt?)

Hamburg braucht auf Dauer mehr als 100 000
Wohnungen, auch wenn die aus der Bindung fal-
lenden Wohnungen nicht in die volle Dynamik rein-
gehen. Viele tun es im Übrigen. In Barmbek zum
Beispiel können Sie eine Sozialwohnung am Wie-
sendamm bekommen. Nach 15 Jahren kommen
Sie in die Staffelmiete hinein, das müssen Sie
gleich unterschreiben, und zahlen dann Staffelmie-
ten von 2O Euro aufwärts pro Quadratmeter.
Schauen Sie sich den Güterbahnhof in Barmbek
an. Genau dasselbe gilt dort. Das ist die Wirkung,
die Sie dann haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: 20 Euro?)

– Ja, pro Quadratmeter, ich habe die Verträge. Sie
können das gern einsehen, 20 Euro kalt, wenn die
Wohnungen aus der Bindung fallen. Diese 15 Jah-
re führen genau in diesen Stadtteilen zu einer
Gentrifizierungsdynamik, die Sie auch nicht mehr
in den Griff bekommen, weil nämlich diese 15 Jah-

re viel zu kurz sind. Es ist Steuergeldverschwen-
dung, wenn Sie nur 15 Jahre Bindung machen. Die
muss viel länger sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren! Wenn man sich den
Wohnungsmarkt ansieht, dann erkennt man, dass
der Wohnungsbau zwar eine notwendige, aber
längst noch keine hinreichende Bedingung ist, um
die Mietendynamik in den Griff zu bekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Druck in die Stadtteile hinein kommt von obe-
ren Einkommensschichten. Die Einkommens-
schwächeren weichen aus, müssen weggehen,
das ist die Folge. Hamburg braucht deswegen auf
Dauer mehr geförderten Wohnungsbau in eigener
Hand und eine viel längere Bindungsfrist als jetzt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wird vonseiten der CDU- oder FDP-Fraktion
noch das Wort gewünscht? – Dann bekommt es
jetzt Frau Leonhard für anderthalb Minuten.

Dr. Melanie Leonhard SPD:* Sehr geehrte Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich will die an-
derthalb Minuten gut nutzen und auf drei Aspekte
hinweisen, die in der Diskussion schon eine Rolle
gespielt haben, aber meinerseits noch richtig ge-
wichtet werden können. Zum einen möchte ich auf
die Frage eingehen, was es eigentlich bedeutet,
die Zahl von mehr als 6000 neugebauten Wohnun-
gen differenziert zu betrachten, wie es vonseiten
der GRÜNEN kam; Frau Sudmann hat es auch er-
wähnt. Vor allem von der CDU wurde kritisiert,
man müsse doch den verloren gegangenen Woh-
nungsbestand dagegen rechnen. Hier möchte ich
zu bedenken geben, dass dies überhaupt kein Ar-
gument gegen den Kurs der SPD ist, den Woh-
nungsbau voranbringen zu wollen. Wenn ich mir
diese Argumentation zu eigen machen würde,
dann hätten Sie in den vergangenen zehn Jahren
eine negative Bilanz aufgewiesen, denn es gab
Abriss und es gab Wohnraum, der nicht mehr zum
Wohnen zur Verfügung stand. Sie machen damit
im Prinzip posthum Ihre eigene Wohnungsbaupoli-
tik zum Skandal.

(Beifall bei der SPD)

Ein zweiter wichtiger Aspekt, den man auch von ei-
ner anderen Seite beleuchten kann, ist das Thema
Wohnungswanderungsbewegung. Wenn man die
ehrlich betrachtet, Herr Duge, dann ist es selbst-
verständlich nicht so, dass eine Wohnung, die in
Eppendorf oder, wie Sie süffisant sagten, in Blan-
kenese frei wird, automatisch so preiswert ist, dass
sie Menschen mit geringen und mittleren Einkom-
men zur Verfügung steht. Hier muss man sagen,
nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich. Ich empfeh-
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le den GRÜNEN, den Blick über die Elbe nach Wil-
helmsburg zu richten. Dann sehen Sie, dass wir
viele mittlere und kleine Einkommen in die Land-
kreise verloren haben. Für die steht nun wieder
Wohnraum in der Stadt zur Verfügung, und deswe-
gen ist das gut so.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Wir kommen zu den Debatten. Zunächst rufe ich
die Punkte 55 und 64 unserer Tagesordnung auf,
die Drucksachen 20/11760 und 20/11769, Antrag
der SPD-Fraktion: Kostensteigerungen bei IT-Pro-
jekten vorbeugen und Antrag der FDP-Fraktion:
Nach dem kostenstabilen Bauen nun das kosten-
stabile Programmieren – Fortentwicklung des öf-
fentlichen IT-Wesens der Freien und Hansestadt
Hamburg.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Kostensteigerungen bei IT-Projekten vorbeu-
gen
– Drs 20/11760 –]

[Antrag der FDP-Fraktion:
Nach dem kostenstabilen Bauen nun das kos-
tenstabile Programmieren – Fortentwicklung
des öffentlichen IT-Wesens der Freien und Han-
sestadt Hamburg (FHH)
– Drs 20/11769 –]

Das Wort wird gewünscht von Herrn Quast von der
SPD-Fraktion und er bekommt es.

Jan Quast SPD:* Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! Es ist eine Binsenweisheit, dass öf-
fentliche Bauprojekte immer teurer werden als ur-
sprünglich geplant. In Hamburg ändert sich dies,
weil der SPD-Senat seit 2012 die Leitlinie "kosten-
stabiles Bauen" eingeführt hat und auch nutzt und
sogar die Kulturbehörde diese jetzt umsetzen will.

(Beifall bei der SPD)

Nicht so sehr im öffentlichen Bewusstsein ange-
kommen sind die Kosten und vor allem die Kosten-
steigerungen von IT-Projekten. Hier besteht drin-
gender Handlungsbedarf; hier werden wir mit un-
serem Antrag "Kostensteigerungen bei IT-Projek-
ten vorbeugen" aktiv.

(Finn-Ole Ritter FDP: Maßstäbe setzen!)

Die Stadt Hamburg nutzt mehr als 900 IT-Fachver-
fahren und Anwendungen. Die meisten sind spezi-
ell für die Anforderungen der Verwaltung entwickelt
oder angepasst worden. Neue Anforderungen, die

Weiterentwicklung der Technik und bei eigener
Entwicklung der Wegfall des Know-how erfordern
ständig Anpassungen und Neuentwicklungen. In
der letzten Zeit haben vor allem zwei IT-Großpro-
jekte Schlagzeilen gemacht, weil sie schlecht ge-
plant waren, später fertig und vor allem immer teu-
rer werden. Ich spreche von JUS-IT und von
ePers/KoPers. Zu JUS-IT liegt uns eine Drucksa-
che vor, mit der der Senat Mittel nachfordert. Zu
den ohnehin schon hohen Kosten, die 2010 mit
112 Millionen Euro veranschlagt waren, werden
weitere 21,5 Millionen Euro benötigt, um das Pro-
jekt zu Ende zu bringen.

(Katja Suding FDP: Unfassbar, ein Desas-
ter!)

Für ePers/KoPers waren 2007 ursprünglich 40 Mil-
lionen Euro eingeplant, jetzt beziffert die Drucksa-
che 20/11182 die Mehrbedarfe mit 17,5 Millionen
Euro. Allein für diese beiden Projekte fallen fast
40 Millionen Euro Mehrkosten an, die uns an ande-
rer Stelle schmerzlich fehlen werden.

(Katja Suding FDP: Was sind die Konse-
quenzen?)

Über diese Projekte werden wir im Fach- und
Haushaltsausschuss noch intensiv zu beraten ha-
ben. Deswegen will ich mich zunächst auf allge-
meine Erkenntnisse beschränken, die wir schon
jetzt aus diesen Großprojekten ziehen können,
denn der Senat hat die Firma CSC beauftragt, die
beiden Projekte zu begutachten und zu begleiten.
CSC kommt zu dem Schluss, dass es in beiden
Fällen Versäumnisse schon im Vorfeld beim Pro-
jektstart und in der Durchführung gab. Dies bezieht
sich mit verschiedener Ausprägung in den genann-
ten Projekten auf eine unvollständige Planung, un-
realistische Kostenschätzungen, unzureichendes
Projektmanagement und mangelhafte Schulungen
– alles Faktoren mit zum Teil katastrophalen Aus-
wirkungen auf eine zeitgerechte und kostenstabile
Umsetzung der Projekte, alles Faktoren, die leider
auch für viele andere IT-Projekte gelten. Aus ande-
ren Projekten wissen wir aber auch, dass die an-
fangs unzureichende Einbeziehung betroffener
Dienststellen und eine oftmals mangelhafte Bereit-
schaft der fachlichen Leitungsebenen, sich frühzei-
tig mit komplexen IT-Verfahren zu befassen, im
Projektverlauf zu Zusatzkosten und Sonderwün-
schen führt, die dann Zeitverzögerung und Mehr-
kosten nach sich ziehen. Damit muss jetzt Schluss
sein. Wir wollen die Kostensteigerung von IT-Pro-
jekten beenden.

(Beifall bei der SPD – Katja Suding FDP:
Erstmal sagen, wie!)

– Ich hätte auch mehr von der FDP-Fraktion erwar-
tet. Wir teilen das Anliegen doch eigentlich, Frau
Suding.

Wir fordern deshalb vom Senat, analog zur Leitlinie
"kostenstabiles Bauen" Vorgaben zu entwickeln,
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die auf Basis der schmerzlichen Erfahrung aus vie-
len IT-Projekten eine höhere Kostenstabilität si-
cherstellen. Uns liegt es daran, zentrales Know-
how aufzubauen und auszubauen, das bei allen
relevanten IT-Projekten genutzt wird, um eine aus-
reichende Planung, stabile Kostenermittlung und
effektive Projektsteuerung sicherzustellen. Unse-
res Erachtens bietet der alte IT-Pool der Finanzbe-
hörde dafür mit seinem qualifizierten Personal eine
Grundlage, die wir weiter entwickeln wollen. Gera-
de bei großen und übergreifenden Projekten stellt
sich aber die Frage, inwieweit auch externe Pro-
jektsteuerer herangezogen werden sollten, um die
Beteiligten zu koordinieren.

Von zentraler Bedeutung wird aber sein, dass alle
Beteiligten von Anfang an ihre Hausaufgaben ma-
chen und sich ausreichend intensiv in die Vorberei-
tung der Projekte einbringen. Schon beim Start ei-
nes IT-Projekts muss es Anliegen aller sein, dieses
erfolgreich durchzuführen. Bei der Evaluierung des
Projekts "Neues Haushaltswesen Hamburg" haben
wir gelernt, wie der Mangel an Bereitschaft, insbe-
sondere der Leitungsebenen, sich frühzeitig einzu-
bringen, sich überhaupt zu befassen und neue
Entwicklungen positiv zu begleiten, ein Projekt an
die Wand fahren können. Nun war es fachlich in
diesem Fall nicht dramatisch, weil wir mit dem
SNH eine noch viel bessere Alternative entwickelt
haben. Gleichwohl hat auch diese Projektverlänge-
rung ihren Preis, den wir zahlen müssen.

Wer sich mit der Einführung von IT-Verfahren in
Hamburg befasst, der stößt dabei auch immer wie-
der auf unseren Dienstleister Dataport. Im Gutach-
ten zu JUS-IT spielt Dataport, ich sage es einmal
vorsichtig, nicht durchweg eine positive Rolle.
Auch an anderer Stelle kann man den Eindruck
gewinnen, dass unser Dienstleister nicht immer op-
timal aufgestellt ist, um es vorsichtig zu formulie-
ren. Dies wird bei den Beratungen dieser Projekte
sicherlich auch eine wichtige Rolle spielen.

(Beifall bei der SPD)

Wir glauben auch, dass die im FDP-Antrag gefor-
derte Ursache-Wirkungs-Analyse Anlass sein
kann, sich sehr genau damit auseinanderzusetzen,
welcher Rolle Dataport künftig bei Entwicklung und
Implementierung von IT-Verfahren in Hamburg
überhaupt gerecht werden kann. Deswegen wer-
den wir dem FDP-Antrag zustimmen.

(Beifall bei der FDP – Erster Vizepräsident
Frank Schira übernimmt den Vorsitz.)

– Liebe Kollegen, ich freue mich, dass Sie das zum
Anlass nehmen, zu applaudieren.

Meine Damen und Herren! Wir müssen die
schlecht vorbereiteten IT-Verfahren zu einem mög-
lichst guten Ende bringen, wie wir auch die Elbphil-
harmonie als Symbol für schlechte Bauplanung
und -durchführung in öffentlicher Hand zu Ende
bauen werden. Auch bei IT-Verfahren muss

Schluss sein mit schlechter Planung, mangelhafter
Durchführung und explodierenden Kosten. Unser
Antrag weist den Weg dazu.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Heintze von der CDU-Fraktion.

Dr. Roland Heintze CDU: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Beide Anträge, sowohl der der
SPD als auch der der FDP, weisen in die richtige
Richtung, denn natürlich erleben wir bei beiden
Projekten mit ihren Kostensteigerungen etwas,
was wir der Stadt bei großen IT-Projekten nicht
wünschen, wobei ich allerdings im Antrag der SPD
einen Korrekturbedarf sehe. Sie schreiben, der Se-
nat habe bereits 2012 auf die schlechten Erfahrun-
gen im Baubereich reagiert, indem die Leitlinie
"kostenstabiles Bauen" erlassen worden sei. Ich
glaube, das war nicht nur aktives Reagieren auf
schlechte Erfahrungen, sondern es waren sehr
konkrete Anregungen des Rechnungshofs, die da-
zu vorlagen. Ehre, wem Ehre gebührt. Hier hat der
Rechnungshof eine wichtige Anregung geliefert,
Sie haben sie aufgenommen; das gehört zur Wahr-
heit dazu. Von daher schönen Dank an den Rech-
nungshof, dass er hier so helfend unterwegs war.

(Beifall bei der CDU – Jan Quast SPD: Vie-
len Dank an die CDU, dass sie so schlecht
gebaut hat!)

Ob effizientes Baucontrolling mit einer Personal-
stelle in der Senatskanzlei besonders gut abge-
wickelt werden kann oder ob das vielleicht anders
effektiver abzuwickeln ist, werden wir sehen, wenn
wir Bilanz ziehen, was nach den vier Jahren pas-
siert ist. Diese Stelle war sehr lange vakant, nach-
dem sie anfangs als wichtig und als zentraler Bau-
stein für kostenstabiles Bauen angesehen wurde.
Es schien nicht ganz der Elan dagewesen zu sein,
mit dem man das rhetorisch vorgetragen hat.
Wenn jetzt für das Thema IT-Projekte der Stadt
noch einmal nachgelegt werden soll, trifft das un-
sere Zustimmung. Wir würden uns sehr freuen,
wenn die Umsetzung mit etwas mehr Elan erfolgen
würde als die Einrichtung der Stelle zum Baucon-
trolling in der Senatskanzlei.

Zu den zwei angesprochenen Projekten, das IT-
Projekt KoPers und das Projekt JUS-IT, hat Herr
Quast schon eine ganze Menge gesagt. Beide
Projekte, sowohl die Modernisierung des Personal-
managements als auch das ganze Thema JUS-IT,
sind wichtig. Beide Projekte liegen deutlich über
der Zeit. Gutachten haben ergeben, dass Schwä-
chen in der Gesamtprojektplanung, in der Steue-
rung, in der Struktur und im gesamten Projektcon-
trolling zu konstatieren sind. Das sind Dinge, die
sich augenscheinlich in vielen IT-Projekten wieder-
holen und die die Stadt am Ende des Tages zwei-
stellige Millionenbeträge mehr kosten. Das kann
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nicht sein. Hier müssen wir reagieren. Dennoch
sollten wir uns, wenn wir überlegen, wie wir reagie-
ren, zwei Dinge ins Stammbuch schreiben. Unab-
hängig davon, dass die Schaffung richtiger Struk-
turen angeregt und sehr detailliert beschrieben
worden ist, wäre es mir wichtig, wenn wir bei sol-
chen Projekten künftig früher reagieren könnten,
als wir es jetzt getan haben. Beide Projekte sind
unter der Vorgängerregierung begonnen worden,
aber es ist erst drei Jahre nach Durchlauf der Pro-
jekte so richtig aufgefallen, welche Kostensteige-
rungen da auf die Stadt zukommen. Das ist deut-
lich zu spät und spricht nicht gerade für ein sehr ef-
fizientes IT-Controlling in den letzten drei Jahren.
Deswegen sollten wir zusehen, dass das, was hier
aufgeschrieben ist, zügig umgesetzt wird.

Zwei Punkte sind aus unserer Sicht beachtens-
wert. Der eine betrifft die städtische Firma Data-
port, auf die man noch einmal gesondert Augen-
merk legen muss, denn nicht nur an dieser Stelle
ist das Ganze teurer geworden als eigentlich ge-
plant, sondern wir kennen aus dem Rechnungsprü-
fungsausschuss viele solcher Fälle. Das scheint in
der Tat ein Bereich zu sein, wo es öfters einmal
teurer wird als man möchte, und da müssen wir
Abhilfe schaffen.

(Beifall bei der CDU)

Zum Zweiten: Wenn wir in die Drucksache zu Ko-
Pers schauen, dann heißt es dort auf Seite 3:

"Weitere Projektrisiken können sich aus der
jeweils parallelen Einführung in zwei Län-
dern ergeben."

Und ein paar Zeilen weiter steht dann:

"Inzwischen hat auch die Freie und Hanse-
stadt Bremen […] ihr Interesse an einem
Beitritt zum KoPers-Rahmenvertrag der Län-
der mit Dataport bekundet."

Dazu will ich sagen: Wenn das da schon drin steht
und wenn vorher gesagt wird, dass jedes weitere
Land ein Risiko im Hinblick auf Kostensteigerung
und Projektzeit bedeute, dann sollten wir zumin-
dest innehalten, prüfen und besprechen, wie wir
das Ganze bewerten, bevor wir KoPers auf drei
Länder erweitern. Das wäre uns ein wichtiges An-
liegen, damit wir nicht schon wieder einen Schritt
gehen, der uns die nächste Kostensteigerung und
die nächste Projektverlängerung bringt. Da nützt
dann auch das gesamte vorgeschlagene Control-
ling nicht. Darauf müssen wir achten und dafür
werden wir uns als CDU einsetzen.

Insgesamt werden wir beiden Anträgen zustim-
men. Das ist für uns der richtige Weg. Ich denke,
es ist gut, dass wir ihn gemeinsam gehen. Für uns
ist besonders wichtig – und darauf werden wir
auch achten –, dass es zu einer zügigen Umset-
zung der beschriebenen Maßnahmen kommt, denn
es nützt uns nichts, eine detaillierte Willenserklä-

rung zu haben, wenn der Senat das nachher nicht
zügig umsetzt. Darauf werden wir als CDU achten;
ansonsten stimmen wir zu.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Jetzt hat Herr
Bill von der GRÜNEN Fraktion das Wort.

Martin Bill GRÜNE: Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir haben gestern
über die Digitalisierung der Verwaltung gesprochen
und wie wichtig das ist. Ich denke, es besteht auch
heute hinsichtlich dieser beiden Anträge weitge-
hend Einigkeit, dass es wichtig ist, ihnen zuzustim-
men, auch wenn sie leider nicht an den Haushalts-
ausschuss überwiesen werden.

Diese beiden Anträge zeigen ganz deutlich ein
Kernproblem in der Verwaltung, nämlich die enor-
me Abhängigkeit von externen Experten. Wir ken-
nen das zurzeit bei den Tiefbauingenieuren, und
anscheinend ist es auch bei den IT-Experten so,
dass der öffentliche Dienst einfach nicht mehr at-
traktiv zu sein scheint und wir nicht genug eigenes
Personal haben. Vielleicht müsste man einmal dar-
über diskutieren, ob die Botschaft, 250 Stellen ab-
zubauen, immer die richtige ist, oder ob wir nicht
auch einmal darüber nachdenken sollten, die At-
traktivität des öffentlichen Dienstes zu erhöhen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Katja Suding
FDP: Was hat das damit zu tun? Das ist
doch Unsinn!)

Ich möchte ein Beispiel nennen. Dafür muss ich
gar nicht in die große Welt hinausschauen und ir-
gendwelche Abhörskandale bemühen, es geht
ganz profan um das Telefonieren in Hamburg. Viel-
leicht erinnern sich einige noch, dass viele Behör-
den in der Vergangenheit mehrere Tage nicht er-
reichbar waren. Das lag an der neuen digitalen Te-
lefontechnik. Eine externe Firma hatte wichtige
Konfigurationen über eine Fernwartung geändert,
und das war einer der Hauptgründe, warum das
Telefon ausgefallen ist. Die Stadt wusste von die-
ser Änderung nichts. Die externe Firma durfte das
einfach so ohne Zustimmung tun, die Stadt konnte
es auch nicht selbstständig rückgängig machen,
und die Telefone fielen aus, bis die Experten ange-
reist waren und den Fehler dann irgendwann ent-
deckten. Der Notruf war damals übrigens zum
Glück nicht betroffen, der funktionierte nämlich
noch über ISDN.

Bei aller Einigkeit finde ich in dieser Debatte zwei
Sachen kritikwürdig. Wir haben eben in der Woh-
nungsbaudebatte gehört, die SPD sei alleine
schuld, der Vorgängersenat habe damit gar nichts
zu tun. Wenn Sie sich da selber feiern, anstatt ge-
meinsam Erfolge zu feiern, ist das richtig, aber
wenn dann mal etwas schiefläuft, ist es natürlich
der Vorgängersenat, der schuld ist. Ich habe des-
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wegen einmal nachgerechnet. Sie regieren mittler-
weile heute seit drei Jahren, zwei Monaten und
20 Tagen.

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut! und Beifall)

Das ist – Herr Kienscherf, Sie können gleich noch
einmal klatschen – mittlerweile länger, als
Schwarz-Grün regiert hat.

(Beifall bei der SPD – Dr. Andreas Dressel
SPD: Wir können länger als Schwarz-Grün!)

Und dann schreiben Sie in der Drucksache, in die-
sen drei Jahren sei ein umfassendes Controlling
von Ihnen etabliert worden. Sie schreiben weiter-
hin, ein wesentlicher Fehler sei der Wechsel des
Generalunternehmens gewesen, weil IBM ein Un-
ternehmen gekauft habe.

(Jan Quast SPD: Von welcher Drucksache
reden Sie gerade?)

Das war 2012. 2012 haben Sie schon ein Jahr re-
giert. Damit hat der Vorgängersenat nichts mehr zu
tun.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mich stört ein weiterer Schlag dieser Debatte. Es
geht dabei um die politische Kultur und das Signal,
das wir in die Öffentlichkeit geben. Das Projekt
JUS-IT betrifft die Jugendhilfe und es betrifft die
Sozialhilfe. Wir werden für dieses Computerpro-
gramm, also für die Verwaltung von Jugend- und
Sozialhilfe, jetzt 21,5 Millionen Euro mehr ausge-
ben. Gleichzeitig wurden im vergangenen Jahr
3,5 Millionen Euro in der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit gekürzt. Das sind rechtlich natürlich
zwei Dinge, aber es ist ein politisches Signal. Wir
zeigen damit: Liebe Kinder, liebe Jugendliche, wir
kaufen für über 100 Millionen Euro ein System, das
eure Probleme verwaltet, wir packen da jetzt sogar
noch einmal 21 Millionen Euro obendrauf, aber die
3,5 Millionen Euro müssen wir euch leider wegkür-
zen und vielleicht wird eure Jugendhilfeeinrichtung
darum schließen müssen. Ich finde, das ist eine
peinliche Botschaft, und das war auf jeden Fall
nicht der vorherige Senat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Bläsing
von der FDP-Fraktion hat das Wort.

Robert Bläsing FDP: Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Innerhalb von nicht einmal zwei Mo-
naten sind uns im März und im Mai die Senats-
drucksachen 20/11182 und 20/11718 zugegangen.
Darin offenbarte uns der Senat weitere Verzöge-
rungen sowie Kostensteigerungen von zusammen
circa 39 Millionen Euro für die beiden derzeit größ-
ten Softwareprojekte der FHH: 21,5 Millionen Euro
für die neue Jugend- und Sozialamtssoftware

JUS-IT, 17,5 Millionen Euro inklusive Verpflich-
tungsermächtigung für das länderübergreifende
Projekt KoPers zur Modernisierung der Personal-
verwaltungssoftware. Doch das ist eigentlich nur
die Spitze des Eisbergs. Zusammen mit dem Kolle-
gen Ritter habe ich Ende letzten Jahres zwei An-
fragen zum Themenfeld IT- und Softwareprojekte
gestellt. Die Senatsantwort offenbarte teilweise
überraschende, besser gesagt erschreckende Fak-
ten, die in unserem Antrag aufgeführt sind: Anstieg
der jährlichen IT-Betriebskosen der FHH um
25 Millionen Euro zwischen 2010 und 2013, Stei-
gerung der Kosten für 75 weitere IT-Projekte ne-
ben KoPers und JUS-IT um zusammen noch ein-
mal 37,4 Millionen Euro, Verzögerungen um durch-
schnittlich dreieinhalb Jahre bei drei Viertel aller
345 betrachteten IT-Projekte. Ein gutes Dutzend
wird bis zur endgültigen Fertigstellung gar Verspä-
tungen von rund zehn Jahren oder mehr haben.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind Zahlen,
bei denen alle Alarmglocken bei uns klingeln müs-
sen. So kann und darf es bei IT-Projekten in dieser
Stadt nicht weitergehen, so darf mit Steuergeld
nicht umgegangen werden.

(Beifall bei der FDP)

Die Bürgerinnen und Bürger und die Beschäftigten
der FHH sind außerdem darauf angewiesen, dass
neue IT und Software termingerecht eingeführt
wird. Auch eine realistische, solide Zeitplanung von
IT-Projekten muss deshalb zukünftig stärker in den
Fokus gerückt werden. Nicht zuletzt müssen auch
die Praktikabilität und die Bedienungsfreundlichkeit
für die betroffenen Kolleginnen und Kollegen in der
Stadt, die damit umgehen müssen, besser werden.
Wir müssen da tatsächlich auch vom Ende her
denken. Es erreichen mich viele Klagen aus der
Verwaltung; da wird ein neues IT-Projekt gemacht
und am Ende ist das System nicht handlungsorien-
tiert und bereitet nur Probleme. Auch das muss
uns zu denken geben.

(Beifall bei der FDP)

Für die Mehrzahl der überdurchschnittlich verspä-
teten oder teuer gewordenen IT-Projekte wurde zu
Projektbeginn kein Lastenheft erstellt. Es fehlte al-
so im weiteren Verlauf häufig eine klare Vorstel-
lung darüber, wie die konkreten Anforderungen an
Software und IT-Infrastruktur aussehen. Das ist ein
Zeichen für eher mangelhaftes Projektmanage-
ment. Nicht selten fehlte zudem ein modernes Pro-
jektcontrolling, wie zum Beispiel bei den Projekten
KoPers und JUS-IT; diese Leistungen wurden
nachträglich eingekauft. Zahlreiche weitere Be-
gründungen für die Verspätungen und Kostenstei-
gerungen wurden in Drucksache 20/10294 ge-
nannt. Von persönlichen Animositäten über Krank-
heitsfälle, Insolvenz des Auftragnehmers bis zu im
Projektverlauf wachsenden Anforderungen und un-
terschätzter Projektkomplexität ist alles dabei; die
Liste ließe sich beliebig fortsetzen. In der Ge-
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samtschau drängt sich jedoch folgender Eindruck
auf: Das Problem zahlreicher Kostensteigerungen
und Verzögerungen von IT-Projekten ist im Kern
struktureller Natur und über Jahre gewachsen. Se-
nate und Bürgerschaftsfraktionen aller Couleur –
ich glaube, so viel Ehrlichkeit muss in dieser De-
batte wirklich einmal sein – haben dem über viele
Jahre hinweg nicht systematisch gegengesteuert.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sollten dem
endlich Abhilfe schaffen. Ich glaube, wir haben da
kein Erkenntnisproblem, sondern tatsächlich ein
Handlungsproblem. Und deshalb können wir uns
die Schleife über den Haushaltsausschuss in die-
ser Sache sparen.

Viel zu lange wurden Projekte begonnen und ge-
sagt, jetzt können wir nicht mehr aufhören, jetzt
müssen wir es durchziehen. Dann wurde seitens
der entsprechenden IT-Fachabteilungen die Hand
aufgehalten. Das führt natürlich zu Kostensteige-
rungen,  die   kein  Ende  finden und  einen  Band-
wurmeffekt haben. Wir halten es als FDP-Fraktion
deshalb für an der Zeit, den Senat damit zu beauf-
tragen, Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge bei
Verzögerungen und Kostensteigerungen von IT-
Projekten zu analysieren. Daraus können dann die
notwendigen Konsequenzen gezogen werden.
Hamburg braucht nach dem Konzept zum kosten-
stabilen Bauen endlich auch ein Konzept zum kos-
tenstabilen Programmieren. Hamburg kann und
darf sich keine weiteren Elbphilharmonien leisten,
egal, ob auf Kaispeichern oder auf den Computern
der FHH.

(Beifall bei der FDP)

Wir Liberale freuen uns deshalb, Herr Quast – und
bevor Gerüchte aufkommen: wir haben heute nicht
die Krawatten getauscht –, dass nicht nur wir der
Meinung sind, dass dringender Handlungsbedarf
besteht. Auch die Regierungsfraktion hat einen er-
freulichen Antrag zu diesem Thema eingebracht. In
dem Antrag der SPD sind nach unserer Meinung
viele gute Lösungsansätze und Arbeitsaufträge an
den Senat formuliert worden, die FDP-Fraktion
wird ihn daher vollumfänglich unterstützen.

(Jan Quast SPD: Danke!)

Für den Berichtszeitraum haben wir dem Senat
zwei Monate mehr Zeit gegeben. Wir wollen den
Bericht im Dezember haben, Sie haben mutiger-
weise schon Ende Oktober angepeilt. Ein Wim-
pernschlag im Leben eines Beamten, so ein Zeit-
raum,

(Heiterkeit bei der FDP, der SPD und bei Dr.
Walter Scheuerl fraktionslos)

aber wir erwarten natürlich, dass, wenn unser An-
trag heute angenommen wird, uns dann auch
möglichst bis Ende Oktober berichtet wird.

Ich denke, wir alle hier im Hause sind uns einig,
dass nach dem kostenstabilen Bauen nun auch

das kostenstabile Programmieren zum Verfahrens-
standard werden muss. Für Hamburg ist dies im
Zeitalter der fortschreitenden Digitalisierung und
der Schuldenbremse wichtiger denn je. Deswegen
bitten wir um Ihre Unterstützung.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Frau Schnei-
der von der Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Präsident! Ich sehe relativ große
Einigkeit. Die Problematik ist insbesondere von
meinem letzten Vorredner ausführlich dargestellt
worden, deswegen brauche ich das nicht zu wie-
derholen. Es ist offensichtlich, dass die Projektrisi-
ken insbesondere bei großen Projekten enorm sind
und regelmäßig die Zeitziele, die Kostenziele und
oft auch die Qualitätsziele nicht erreicht werden.
Das hängt erst einmal mit der wachsenden Kom-
plexität von IT-Projekten zusammen. Die zuneh-
mende Komplexität solcher Projekte wird, darüber
muss man sich im Klaren sein, auch in Zukunft im-
mer wieder neue, erhebliche Probleme schaffen,
aber es gilt natürlich, Fehler auszumerzen und ver-
meidbare Fehler tatsächlich auch zu vermeiden.

Ein ganz entscheidender Punkt ist in unseren Au-
gen das Projektmanagement. Werden alle Fragen
rechtzeitig und ausreichend beantwortet? Sind die
Projektziele klar definiert? Gibt es eine realistische
Einschätzung der Komplexität? Wird immer noch
etwas draufgesetzt oder der Grundsatz beherzigt,
Komplexität, wenn möglich, zu verringern nach
dem Motto, so viel wie nötig, aber eben auch nicht
mehr, also lieber 80 Prozent der Wünsche gut er-
füllen als 120 Prozent schlecht oder gar nicht? Gibt
es ein ausreichendes Risikomanagement im Pro-
jekt? Und nicht zuletzt: Gibt es Akzeptanz bei de-
nen, die mit dem IT-Projekt zu tun haben? Nicht
selten scheitern große IT-Projekte eben auch an
mangelnder Akzeptanz.

JUS-IT ist das Projekt, das in absoluten Zahlen die
höchsten Mehrkosten zu verzeichnen hatte. Noch
2012, es ist hier schon angesprochen worden, hat
Senator Scheele im Familienausschuss zugesi-
chert, dass JUS-IT nicht mehr als 100 Millionen
Euro kosten werde; heute geht man von Mehrkos-
ten in Höhe von 21,5 Millionen Euro aus. Das ist
eine Steigerung von über 20 Prozent in nur zwei
Jahren. Diese Kostenexplosion verwundert, wenn
man nur die gröbsten Probleme Revue passieren
lässt, kein bisschen. Zum Beispiel muss man sich
bei JUS-IT fragen, wer im Management nach wel-
chen Kriterien die Zielsetzungen definiert hat, die
diese Software zu erfüllen hat. Von wem wurde wie
der Markt der Softwareanbieter für kommunale Ju-
gend- und Sozialhilfeverwaltung analysiert? Wer
hat letztlich nach welchen Kriterien die Entschei-
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dung gefällt für eine Software, die bis dato zwar in
Neuseeland und angeblich auch in New York ein-
gesetzt wird, für die es aber keinerlei Erfahrungen
im europäischen Verwaltungshandeln gibt?

(Jens-Peter Schwieger SPD: Da müssen Sie
Herrn Wersich fragen!)

– Nicht nur Herrn Wersich, da frage ich natürlich
auch die Verwaltung, und die überdauert ja die Se-
nate.

Global wird auch bei der Nutzung des Projekts ge-
dacht. Letztlich soll die gesamte Jugend- und Sozi-
alhilfeverwaltung inklusive Familienkasse nur noch
mit diesem System arbeiten – Arbeitsfelder, die in
ihrer Gesamtheit keiner in der Stadt überblickt.
Hier herrscht Gigantomanie: in dem Ehrgeiz, alle
Nutzer des Sozialsystems auf einen Klick kontrol-
lieren zu können, ebenso wie bei der Bereitschaft,
jeden Preis dafür zu bezahlen.

(Jörg Hamann CDU: Kontrollieren zu kön-
nen?)

Projektziele klar definiert, realistische Einschät-
zung der Komplexität, Bereitschaft, Komplexität zu
reduzieren, ausreichendes Risikomanagement:
Fehlanzeige – von der Akzeptanz ganz zu schwei-
gen.

Es wäre falsch, davon auszugehen, dass, wie
auch immer, alle Probleme ein für alle Mal aus der
Welt zu schaffen sind. Es gibt aber ein zentrales
Problem, das in den Anträgen unseres Erachtens
mehr oder weniger direkt angesprochen ist: Man
braucht ein quantitativ und qualitativ ausreichen-
des Projektmanagement. Herr Bill hat die Proble-
matik angesprochen. Fehlt es an einem eigenen
ausreichenden Apparat mit Projektmanagementfä-
higkeiten, dann kann man als Stadt komplexe IT-
Projekte nicht steuern, sondern ist darauf angewie-
sen, sich für horrendes Geld Externe einzukaufen,
denen man ausgeliefert ist und die zudem die Auf-
gabe der Steuerung oft gar nicht richtig leisten
können.

Es ist bei der SPD immer viel von gutem Regieren
die Rede.

(Hansjörg Schmidt SPD: Das machen wir
auch!)

Gutes Regieren heißt zuallererst, das muss man
einmal deutlich sagen, gutes Verwaltungshandeln.
Gutes Regieren heißt nicht zuletzt, einen ausrei-
chend qualifizierten und personell gut ausgestatte-
ten Verwaltungsapparat zu erhalten oder aufzu-
bauen,

(Beifall bei Heike Sudmann DIE LINKE)

der die Aufgabe – in diesem Fall Steuerung großer
komplexer IT-Projekte – bewältigt. Dass das völlig
klar ist: Das wird ohne den Aufbau eines ausrei-
chenden eigenen Apparats nicht gehen. Das verur-
sacht natürlich Kosten, aber die Kosten, wenn man

das nicht macht, sind höher. Deshalb sind wir nicht
nur dafür, dass geprüft wird, sondern wir sind vor
allem dafür, dass schnell geprüft und dann auch
konsequent gehandelt wird. Wir stimmen dem An-
trag der SPD und auch dem Antrag der FDP zu. –
Schönen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Andreas
Dressel SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Quast
von der SPD-Fraktion hat das Wort.

Jan Quast SPD:* Vielen Dank, Herr Präsident. –
Herr Bill hat gewünscht, dass ich mich noch einmal
zu  Wort  melde.  Ich hatte  eigentlich den Satz "Alt-
lasten Schwarz-Grün beseitigen" aus meinem Ma-
nuskript gestrichen, weil ich dachte, dass wir eine
Debatte darüber führen, wie wir die aufgetretenen
Fehler künftig vermeiden. Sie haben es aber ange-
sprochen, Herr Bill. Ich kann Ihnen deshalb nur
empfehlen, das CSC-Gutachten zu lesen, denn da
steht: Die Fehler bei IT-Projekten werden am An-
fang gemacht. Am Anfang müssen die Weichen
richtig gestellt werden, am Angang muss abgeklärt
werden, was man will und was zu tun ist. Das un-
terscheidet sich nicht von Bauprojekten. Insofern
muss man schon die Frage stellen, wann diese
Projekte eigentlich auf den Weg gebracht worden
sind.

Im Übrigen: Einfach auszusteigen, wie Sie es viel-
leicht nicht wörtlich formuliert, aber nahegelegt ha-
ben, geht eben nicht, wenn es Verträge gibt. Und
es geht schon gar nicht, wenn es Verträge gibt,
nach denen es möglich ist, dass einer der Dienst-
leister, nämlich HP, mitten im Projekt aussteigt,
weil er feststellt, dass er Ü und Y nicht verarbeiten
kann, und man dann noch nicht einmal die Chance
hat, Schadenersatz oder Regress zu erhalten. Das
sind Verträge, die unter Ihrer Verantwortung ge-
macht wurden. Ich schaue da gar nicht so sehr
nach rechts, der Kollege schaut ja auch gerade
runter.

(Dietrich Wersich CDU: Überhaupt nicht!)

Das sollten Sie künftig dann auch bedenken, wenn
Sie der SPD vorhalten, dass wir Verbesserungen
auf den Weg bringen wollen.

(Beifall bei der SPD und bei Katja Suding
FDP)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Wenn es kei-
ne weiteren Wortmeldungen mehr gibt, kommen
wir zur Abstimmung. Wir beginnen mit dem SPD-
Antrag aus Drucksache 20/11760.

Wer möchte sich diesem anschließen? – Die Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Somit ist dieser ein-
stimmig angenommen.
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Wer möchte sodann dem Antrag der FDP-Fraktion
aus Drucksache 20/11769 seine Zustimmung ge-
ben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Ebenfalls
einstimmig angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 25 a und 24,
Drucksachen 20/11663 und 20/11659, Senatsmit-
teilung: Zusammenführung der Containerschifffahrt
von Hapag-Lloyd AG und der CSAV sowie die Se-
natsmitteilung: Stellungnahme des Senats zu dem
Ersuchen der Bürgerschaft vom 23. Juni 2011 "Die
Interessen der maritimen Wirtschaft stärken und
das Maritime Cluster Norddeutschland voranbrin-
gen".

[Senatsmitteilung:
Zusammenführung der Containerschifffahrt
von Hapag-Lloyd AG und der Compañía Sud
Americana de Vapores (CSAV)
– Drs 20/11663 –]

[Senatsmitteilung
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 23. Juni 2011
"Die Interessen der maritimen Wirtschaft stär-
ken und das Maritime Cluster Norddeutschland
voranbringen" (Drucksache 20/743)
– Drs 20/11659 –]

Die SPD-Fraktion möchte die Drucksache
20/11663 federführend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an den Ausschuss für
Wirtschaft, Innovation und Medien überweisen.

Herr Balcke von der SPD-Fraktion hat das Wort.

Jan Balcke SPD:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Gute maritime Wirtschaftspolitik ist
mehr als Hafen und Containerumschlag; die bei-
den heute vorliegenden Drucksachen machen dies
einmal mehr deutlich.

(Beifall bei der SPD)

Die Fusion von Hapag-Lloyd mit der chilenischen
Reederei Compañía Sud Americana de Vapores,
CSAV,

(Beifall bei der SPD und bei Robert Bläsing
FDP – Zurufe von der SPD: Oh!)

bedeutet eine große Chance für Hamburg, und
zwar strategisch, operativ und auch finanziell. Zu-
sammen bilden beide Reedereien künftig die Num-
mer 4 in der Containerschifffahrt weltweit. Durch
die südamerikanischen Routen werden zukünftig
neue Perspektiven erschlossen, insbesondere
durch den Handel mit Südamerika. Für Hamburg
bedeutet das eine Stärkung des maritimen Stand-
orts: Alleine 1200 Arbeitsplätze werden hier am
Standort gesichert, zudem sind die Headquarters

hier verbrieft. Das ist erfolgreiche Beteiligungsstra-
tegie des Senats.

(Beifall bei der SPD)

Die Entscheidung zum Einstieg bei Hapag-Lloyd
unter Schwarz-Grün und die Ausweitung unseres
Engagements vor zwei Jahren durch unseren Se-
nat waren richtig. Hier lassen wir Sie, insbesonde-
re Schwarz und Grün, auch nicht aus der Verant-
wortung, obwohl hin und wieder der Eindruck ent-
steht, so wirklich wolle man mit den damaligen Ent-
scheidungen nichts zu tun haben. Dabei war von
Anbeginn an klar: Der städtische Anteil von 37 Pro-
zent soll deutlich reduziert und die Kapitalbindung
von 1,1 Milliarde Euro muss heruntergefahren wer-
den. Wir brauchen und wir wollen keine Staatsree-
derei.

(Beifall bei der SPD)

Das Unternehmen muss allerdings marktfähig sein.
Es muss privates Kapital in das Unternehmen flie-
ßen können. Die Entscheidungsprozesse innerhalb
der neuformierten Gruppe ermöglichen es aber der
HGV, in den kommenden Jahren schrittweise Akti-
en zu verkaufen, ohne allerdings mit diesem Schritt
Einfluss auf die Company zu verlieren. Das Ge-
schäftsmodell erleichtert den Börsengang zu aus
unserer Sicht wirtschaftlich attraktiveren Bedingun-
gen. Die vorgesehene Kapitalerhöhung wird für
einen zunehmenden Anteil breit gestreuter Aktien
sorgen. Ergebnis durch den Zusammenschluss
von CSAV und Hapag-Lloyd: In einem, zugege-
ben, schwierigen Marktumfeld erwarten wir, dass
die notwendigen erforderlichen Konsolidierungs-
schritte aus einer Position der Stärke heraus erfol-
gen und außerdem entsprechende Skaleneffekte
eintreten können. Hiermit wird den Aktionären zu-
gleich eine positive Perspektive für die Wertent-
wicklung ihrer Beteiligung an Hapag-Lloyd eröffnet,
obwohl die Dividendenzahlung zugegebenerma-
ßen auch in 2014 ausbleiben wird.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: In 2015 auch!)

Mit einer Realisierung ergeben sich attraktivere
Ausschüttungsperspektiven als unter ansonsten
gleichen Marktbedingungen im Stand-alone-Fall.

Meine Damen und Herren! Die Zukunftsfrage der
Reederei Hapag-Lloyd ist ein Baustein unserer
ganzheitlichen maritimen Wirtschaftspolitik. Mariti-
me Wirtschaft ist vielfältig und umfasst eine Viel-
zahl  von  Unternehmen  aus verschiedenen Sek-
toren  und  Branchen:  Dienstleistung,  Handel,  In-
dustrie, Produktion, Finanzwirtschaft, Informations-
technologie und, besonders fokussiert in dem Zu-
sammenhang, auch Wissenschaft, Forschung und
Innovation. 2001 initiierte der Senat das Maritime
Cluster Norddeutschland mit beteiligten Bundes-
ländern. Ziel war von vornherein eine länder- und
bereichsübergreifende Vernetzung und die Einbe-
ziehung von Universitäten und Forschungseinrich-
tungen. Im Mittelpunkt stehen dabei industrielle
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Bereiche wie Schiffbau, Anlagenbau, IT, Kommuni-
kation, Sensorik und maritime Baukunst. Dabei
sind wichtige Fortschritte erzielt worden: Förderung
von Zukunftstechnologien – erneuerbare Energien
ist hier das Stichwort –, Wind AG, Offshore-Anla-
genbau. Zudem hat ein intensiver Ideenaustausch
stattgefunden, was letztendlich auch zu einer
großen Innovationsförderung führte. Die Vernet-
zung zu anderen Clustern spielt an dieser Stelle ei-
ne große Rolle. Erfolgreiche Beispiele sind die Er-
lebniswoche "Menschen machen Logistik" oder
auch die Exzellenzinitiative Schifffahrtsmanage-
ment. Unser Leitbild ist klar: Wir investieren in Köp-
fe und in Kaimauern.

(Beifall bei der SPD)

Dabei ist der enge Zusammenschluss zwischen
Wirtschaft und Wissenschaft zur Förderung von In-
novation unerlässlich.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Er hat bei den
GRÜNEN abgeguckt!)

Hier lohnt sich insbesondere das Fraunhofer-Cen-
ter für Maritime Logistik und Dienstleistungen –
meine Kollegin Frau Martin wird später noch darauf
eingehen – sowie die Hamburgische Schiffbau-
Versuchsanstalt zu erwähnen. Das Bündnis ist
breit und stark aufgestellt, die Zahl der beteiligten
Unternehmen wächst kontinuierlich, und durch die
Verlängerung des maritimen Clusters bis 2016 wird
diese Erfolgsgeschichte fortgesetzt. Auch wenn
Bremen und Mecklenburg-Vorpommern noch nicht
formal dem Cluster beigetreten sind, so gibt es be-
reits erfolgreiche norddeutsche Kooperationen. Zu
nennen ist hier der Bereich Leichtbau, insbesonde-
re die Schnittstelle zum Luftfahrtcluster, der Dialog
mit russischen Unternehmen sowie der Bereich
Qualifizierung von Fachkräften. Auch dabei wurden
in den vergangenen Jahren messbare Fortschritte
erzielt. Die von Wirtschaft und Staat gemeinsam
getragene Stiftung Schifffahrtsstandort Deutsch-
land fördert die Qualifizierung und Ausbildung von
Besatzungsmitgliedern  von in   Deutschland regis-
trierten  Schiffen.  Genau  damit besteht auch ein
konkreter Anreiz, Schiffe wieder unter deutscher
Flagge fahren zu lassen. Für die Stiftung und die-
ses Vorhaben sind enorme Gelder von Bund und
Privatwirtschaft eingeworben worden: 57,8 Millio-
nen Euro vom Bund für 2012 und 2013 und allein
30 Millionen Euro vonseiten der Privatwirtschaft.
Zudem hat der Senat das Ersuchen der Bürger-
schaft umgesetzt und sich neben der Ausbildungs-
förderung auch für die Fortführung der Bundeszu-
schüsse zu den Lohnnebenkosten eingesetzt.

Erfolgreiche norddeutsche Zusammenarbeit wirkt
auch im Bereich der Infrastruktur. Nun heißt es:
Schluss mit dem jahrelangen Bevorzugen von Bay-
ern beim Einsatz von Fördermitteln des Bundes,
insbesondere geschuldet durch die CSU-Verkehrs-
minister, jetzt wird endlich in die Infrastruktur Nord-
deutschlands investiert.

(Beifall bei der SPD)

Dabei werden alleine 300 Millionen Euro bis 2020
in neue Schienenanbindungen aus dem zweiten
Sonderprogramm zum Ausbau der Anbindung an
die Seehäfen investiert. Im Herbst werden bereits
erste Entscheidungen getroffen. Die Genehmi-
gungsverfahren sollen beschleunigt werden, damit
das Geld zügig und schnell an den notwendigen
Stellen ankommt. Hier wird die sozialdemokrati-
sche Handschrift in der Bundesregierung beson-
ders deutlich.

(Beifall bei der SPD)

Die maritime Wirtschaft verbindet Tradition und In-
novationskraft.  Sie ist Vorbild  für eine wirkungs-
volle länderübergreifende Wirtschaftspolitik. Das
Cluster ist Sinnbild für diesen Erfolg. Diesen Weg
werden wir weitergehen für Hamburg und im Inter-
esse der benachbarten Länder Norddeutschlands.
– Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Heintze
von der CDU-Fraktion hat das Wort.

(Sören Schumacher SPD: Wer redet eigent-
lich, wenn Sie in Europa sind?)

Dr. Roland Heintze CDU: Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Balcke, bei der
ersten Drucksache, die wir heute zur Kenntnis neh-
men sollen, ging mir das etwas zu schnell.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und den
GRÜNEN)

Wir nehmen die Frage zur Kenntnis, wie CSAV
und Hapag-Lloyd zusammengehen, und sicher
auch die Senatsmitteilung zum Thema Cluster, wo-
zu Sie viel Richtiges gesagt haben. Aber wir neh-
men hier auch etwas zur Kenntnis, was eine hohe
Tragweite für den Hamburger Haushalt und die
Hansestadt hat und die Fortsetzung eines Ge-
schäftes ist, das die CDU zur Erhaltung von Ha-
pag-Lloyd am Standort begonnen hat und das Sie
mit dem Kauf der zweiten Tranche ohne Not 2012
fortgesetzt haben, womit Sie uns in eine Situation
gebracht haben,

(Jan Quast SPD: So ein Quatsch!)

die, wie diese Drucksache auch sehr eindrücklich
zeigt, ziemlich teuer wird.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der CDU und der FDP)

Sie schreiben mit dieser Drucksache eine zugege-
benermaßen alternativlose Fortsetzungsgeschichte
einer finanzpolitischen Fehlentscheidung, des
Kaufs der zweiten Tranche Hapag-Lloyd. Ich erklä-
re Ihnen auch gleich, warum. Alternativlos, das ha-
ben wir auch gesagt, ist diese Drucksache, weil es
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unbestritten ist, dass wir am Standort mit Hapag-
Lloyd, Hamburg Süd und CSAV ein Unternehmen
haben, das an Größe gewinnen muss, um am
Weltmarkt Bestand zu haben. Deswegen ist es
richtig, das Ziel zu formulieren – das steht auch in
dieser Drucksache –, zu den Top 3 aufzuschlie-
ßen. Sicherlich ist es auch richtig, das so zu tun,
dass Synergieeffekte entstehen. Sie haben natür-
lich mit der CSAV Lateinamerikaverkehre, die Sie
so bei Hapag-Lloyd schwerpunktmäßig nicht ha-
ben. Wir blenden einmal aus, was das für den
Wettbewerb am Standort mit Hamburg Süd bedeu-
tet, weil das an der Stelle zum Thema "alternativ-
los" nicht zielführend ist. Uns geht es erst einmal
um die Frage, wie wir Hapag-Lloyd weiterbringen.

Sie sagen auch, wir müssten eine Konsolidierung
am Markt herbeiführen. Sie sprechen von Syner-
gieeffekten in Höhe von 200 Millionen Euro, die er-
zeugt werden. Kurze Anmerkung: Wie wir erfahren
haben, kostet der Deal aber auch 200 Millionen
Euro Transaktionskosten. Also muss man schau-
en, wie es um die Synergieeffekte im ersten Jahr
so steht. Ich befürchte, es wird plus/minus null.
Aber nichtsdestotrotz haben wir am Ende ein star-
kes Unternehmen, das hoffentlich eine hohe Wett-
bewerbsfähigkeit hat, das im rauen Markt Bestand
hat und das Hapag-Lloyd für den Standort sichert,
denn das war von Anfang an das Ziel. Daher ist es
alternativlos.

Jetzt komme ich zu dem Teil finanzpolitische Fehl-
entscheidungen. Da ist Herr Balcke etwas schnell
gewesen. Denn wenn wir in die Drucksache schau-
en, dann haben wir damals nicht die Call-Option
für Kühne kritisiert – da haben wir sogar ausdrück-
lich zugestimmt –, sondern wir haben den Kauf-
preis, die Überhastung und die Grundlosigkeit die-
ses Kaufs kritisiert. Sie haben damals Aktien im
Wert von 42 Euro das Stück gekauft. TUI führt die-
se heute in seinen eigenen Mitteilungen für 35 be-
ziehungsweise 36 Euro, und auch in dieser Druck-
sache wird davon gesprochen, dass wir Aktien im
Wert von 35 Euro das Stück haben. Wir haben al-
so einen Wertverlust pro Aktie von 7 Euro. Und
wenn Sie mir jetzt erzählen, das sei finanzpolitisch
ein toller Erfolg, den Sie da 2012 auf den Weg ge-
bracht haben, und "I want my money back" habe
volle Gültigkeit, dann befürchte ich, dass dies Ih-
nen niemand glauben wird – außer der SPD-Frakti-
on.

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Nun lehnen Sie die Wertberichtigung ab mit Hin-
weis darauf, dieser Markt könnte sich noch erho-
len. Herr Finanzsenator, das finde ich ziemlich ge-
fährlich. Auch Sie gehörten bisher zu den Men-
schen, die früher immer gesagt haben, mit dieser
Markterholung müssten wir vorsichtig umgehen.
Ich erinnere mich noch, dass das beim Kauf der
zweiten Tranche auch kam. Da wurde der Chef

von Hapag-Lloyd richtig böse, als ich sagte, ich
wäre mir nicht so sicher mit der Markterholung.
Diese Markterholung hat schon dreimal nicht statt-
gefunden. Und jetzt schreiben Sie sie wieder in ei-
ne Drucksache, bauen darauf Börsengänge auf
und rechnen sich ein Geschäft schön, von dem Sie
ehrlicherweise sagen müssen, dass es eine finanz-
politische Fehlentscheidung war, die Sie da getrof-
fen haben. Das gehört zur Wahrheit dazu, und ich
bitte Sie, das einmal anzuerkennen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Unabhängig davon, ob Sie die Wertberichtigung
vornehmen oder nicht – Sie setzen auf Erholung
und damit aufs Prinzip Hoffnung, wie ich aus die-
ser Drucksache gelernt habe –, sind bereits 20 Mil-
lionen Euro Zinsen ausgefallen. Mit den Dividen-
den, die wir brauchten und die uns versprochen
wurden – Sie haben noch gesagt, stimmen Sie die-
sem Deal zu, die kommen –, sollten die Zinszah-
lungen beglichen werden. I want my money back –
20 Millionen Euro Dividenden sind nicht realisiert
worden. Die Zinsen hat allein die Stadt bezahlt,
und wir haben eben noch einmal gehört, dass das
voraussichtlich auch so bleiben wird. Dieser zweite
Zukauf war eine Fehlentscheidung; erkennen Sie
das endlich an.

(Beifall bei der CDU und den GRÜNEN)

Auch diese Drucksache enthält Risiken, und des-
wegen freuen wir uns über die Überweisung, damit
wir das in den entsprechenden Ausschüssen noch
einmal besprechen können. Es ist nämlich ver-
merkt, dass die Stadt – auch wenn die Kosten für
die Eigenkapitalerhöhung Herr Kühne übernimmt,
ein Schelm, wer Böses dabei denkt –, wenn wir
jetzt 35 Millionen Euro beschließen müssen, die
haushaltswirksam sind und eventuell bei der HGV
neu bewerten müssen – das ist geschickt umgan-
gen worden –, noch einmal mit 33 Millionen Euro
ins Risiko genommen werden kann, wenn Eigen-
kapital- und Liquiditätsziele nicht erreicht werden
können. Sagen Sie nicht noch einmal, das Ge-
schäft sei ohne Risiken. Es ist alternativlos, aber
es ist die Bestätigung einer finanzpolitischen Fehl-
entscheidung, und es birgt weitere Risiken, über
die hier gesprochen werden muss. Das gehört
auch in eine solche Debatte, wenn ein SPD-Red-
ner hier spricht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Wir halten fest: Alle Versprechungen, die mit dem
Zukauf der zweiten Tranche gemacht wurden
– Teilausstieg durch Call-Option Kühne, wahlweise
Wandelanleihe, Dividendenzahlung, Börsen-
gang –, sind gerissen worden, und das wird in die-
ser Drucksache dokumentiert. Jetzt sagen Sie, Sie
planten für 2015 den Börsengang, aber wenn das
Marktumfeld nicht entsprechend sei, würden Sie
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ihn nicht durchführen. Überraschung – schauen wir
einmal, wie das Marktumfeld 2015 sein wird. Ich
habe von keinem Experten gehört, das werde ein
tolles Marktumfeld. Sie schreiben vorsichtshalber
hinein, dann finde der Börsengang 2016 statt. Wir
haben schon viel über dieses Marktumfeld gehört,
aber wir haben eines gelernt: dass es ein richtig
schwieriger Markt ist. Deswegen sagen Sie als
Drittes, wenn der Börsengang 2016 nicht funktio-
niere, dann müssten wir über alternative Kapital-
maßnahmen nachdenken. Das steht so in dieser
Drucksache, und diese Maßnahmen hätte ich gern
einmal konkretisiert. Wenn Sie hier Börsengänge
planen, die es schon in der Vergangenheit nicht
gegeben hat, und uns abspeisen mit dem Satz,
dann gäbe es die Alternative Kapitalmaßnahmen,
und damit ein weiteres Risiko für diese Stadt in die
Drucksache schreiben, dann ist das zu wenig, da
müssen Sie dringend nachbessern.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Anjes Tjarks
GRÜNE)

Das gilt übrigens auch für das Dividendenverspre-
chen nach 2015. Ich war bass erstaunt, als mir er-
klärt wurde, die Formulierung, die darin stehe, wür-
de doch besagen, dass Dividenden kommen. Nein,
sie besagt, dass Dividenden kommen – Fußnote –,
wenn die Eigenkapitalquoten erfüllt sind, die wir
brauchen, wenn die Finanzierungsverträge einge-
halten werden und wenn die Businesspläne beider
Firmen greifen. Beide Firmen brauchen erfah-
rungsgemäß eine Menge Eigenkapital dieser Tage,
und es sind sehr hohe Investitionen vorgesehen.
Ich finde es auch hier fahrlässig, so zu tun, als ob
da Dividenden kommen. Seien Sie ehrlich: Wir
werden keine Dividenden sehen. Das gehört auch
zur Wahrheit, wenngleich dieses Vorgehen jetzt al-
ternativlos ist. Ich hätte hier aber gern ein realisti-
sches Szenario von Ihnen und nicht das nächste
Wolkenkuckucksheim.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRÜNEN)

Wir schieben mit dieser Drucksache – darüber
müssen  wir  uns  alle  im  Klaren  sein – den Kom-
plettausstieg der Stadt bei Hapag-Lloyd maximal
weit nach hinten, weil die Stadt auch nach einem
Börsengang bis 2019 maximal 45 Prozent ihrer Ak-
tien verkaufen kann. Wir reißen alle Versprechen,
die der SPD-Bürgermeister beim Kauf der zweiten
Tranche gegeben hat – keine Dividende, keine
Wandelanleihe der Call-Option, kein Börsengang.
Aber, und deswegen sei das auch ans Ende ge-
stellt, wir haben es hier mit einem alternativlosen
Vorgehen zu tun. Daher bewerten wir als CDU
das, was Sie hier vorgelegt haben, am Ende des
Tages als eine alternativlose, aber notwendige
Fortschreibung Ihrer Fehlentscheidung aus 2012.
Das ist teuer und bitter für die Stadt, aber es ist für
den maritimen Standort nötig. Deshalb werden wir

die Ausschussberatung beider Drucksachen kon-
struktiv begleiten.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr
Dr. Tjarks von der GRÜNEN Fraktion hat das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRÜNE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die Stadt ist 2008 bei Hapag-
Lloyd eingestiegen in einer Situation, als eine an-
dere Reederei, konkret Neptune Orient Lines, vor
der Tür stand, angeklopft hat und Hapag-Lloyd
kaufen wollte. Deshalb war es zu diesem Zeitpunkt
eine richtige Entscheidung und ein guter partei-
übergreifender Konsens, dass die Stadt bei Ha-
pag-Lloyd eingestiegen ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Gleichzeitig wurde damals formuliert – Herr Balcke
sagte es auch –, dass die Stadt ihre Anteile bald-
möglichst wieder reduzieren wolle. An dieser Stelle
hat der SPD-Senat im Jahr 2011 das Andienungs-
recht von TUI als eine Ziehungsverpflichtung ge-
nommen, beherzt zugegriffen und für weitere
420 Millionen Euro ohne Not das Engagement bei
Hapag-Lloyd ausgeweitet. Das ist genau der
Punkt, der uns jetzt noch teurer zu stehen kommt.
Daher bin ich mit meinem Kollegen Heintze an der
Stelle einig: Das macht es teuer, und gleichzeitig
ist der Weg, den wir hier gehen, aufgrund von Ska-
leneffekten, aufgrund von Größe und einer not-
wendigen Konsolidierung im Reedereimarkt alter-
nativlos. Gleichzeitig bedeutet das aber auch, dass
alle Versprechen, die Sie und insbesondere der
Bürgermeister mit dem Kauf der zweiten Tranche
gegeben haben, nämlich dass unsere Finanzie-
rungskosten durch Dividendenzahlungen refinan-
ziert werden, dass wir bald aussteigen und dass er
sein "money back" wolle, gerissen werden und alle
gebrochen sind.

Meine Damen und Herren! Wenn man sich die Fi-
nanzierungskosten anschaut, dann haben wir jetzt
eine Situation, dass für die Stadt ungefähr 150 Mil-
lionen Euro Finanzierungskosten für Hapag-Lloyd
aufgelaufen sind – Dividende null. Die Drucksache
sagt jetzt erstmals, dass es im Jahr 2014 auch kei-
ne Dividende geben wird. Für das Jahr 2015 ist die
Formulierung mit butterweich noch besonders
schön umschrieben. Im Jahr 2016 wird es keine
Dividende geben, weil der Senat hofft, dann eine
Kapitalerhöhung durchzuführen, und es widersin-
nig wäre, gleichzeitig Kapital auszuschütten. Wo-
mit wir gleich zum nächsten Thema kommen:
Wahrscheinlich wird der Börsengang sowieso erst
frühestens im Jahr 2017 stattfinden, deswegen die
Kapitelerhöhung, und mindestens für die nächsten
drei Jahre, wenn nicht für länger, wird es keine Di-
videndenzahlung geben. Daher werden die Finan-
zierungskosten der Stadt weiter steigen.
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Warum ist dieser Börsengang auch weiterhin
Traumtänzerei? Der erste Grund ist, dass CSAV
und Hapag-Lloyd dieses Jahr zusammen 200 Mil-
lionen Euro Verlust gemacht haben, und 200 Millio-
nen Euro wollen – oh Wunder – beide Firmen ge-
meinsam konsolidieren. Wir wünschen ihnen viel
Glück, dass sie das hinbekommen. Sie wollen die-
se Konsolidierung aber erst 2016 oder vielleicht im
Jahr 2017 erreichen, und gleichzeitig stehen dem
Kosten, Herr Heintze sagte es schon, in Höhe von
200 Millionen US-Dollar entgegen. Das heißt,
wenn  sich  das   Marktumfeld   nicht   substanziell
ändert, wird diese Firma auch bis zum Jahr 2017
keinen Gewinn machen. Eine Firma, die keinen
Gewinn macht, können Sie nicht an die Börse brin-
gen, und deswegen werden wir nicht aussteigen
können. Diese Pläne in der Drucksache sind er-
neut Augenwischerei.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Es sind nicht nur die Dividendenzahlungen und es
ist nicht nur der innere Wert von Hapag-Lloyd, wo
die Verluste hinkonsolidiert sind – wir haben
260 Millionen Euro Minus in den letzten drei Jah-
ren gemacht –, sondern es geht natürlich auch um
den äußeren Wert, den Herr Heintze schon ange-
sprochen hat. Da ist natürlich "I want my money
back" die Messlatte, und davon sind wir an dieser
Stelle weit entfernt.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Wir haben eine Situation, in der die HGV bewusst
nicht zukauft, sich nicht an der Kapitalerhöhung
beteiligt und sich damit die Anteile verbessern
lässt, weil man es dann wahrscheinlich in den Bü-
chern konsolidieren müsste. Dann müsste man
sich eingestehen, dass die Anteile 315 Millionen
Euro weniger wert sind, und das, meine Damen
und Herren, müssen Sie den Bürgern einmal erklä-
ren. Das ist nicht billig, was Sie da machen.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Herr Balcke, Sie haben davon gesprochen, wir hät-
ten die Headquarters – Plural – gesichert. Man
muss fairerweise dazu sagen, dass das so nicht
stimmt. Wir haben das Headquarter gesichert, das
ist richtig, darüber bin ich auch sehr froh, aber das
wäre auch ohne zweiten Zukauf gesichert gewe-
sen. Wir haben die Situation, und darüber muss
man auch reden, dass CSAV 173 Menschen in
dieser Stadt beschäftigt, und wir können sicher
sein, dass es eben nicht Headquarters im Plural,
sondern im Singular sein werden und dass eine
ganze Menge dieser Menschen nicht weiter in der
Branche arbeiten wird. Auch wenn die Fusion viel-
leicht alternativlos ist, so wird ein Anstieg der Ar-
beitsplätze in Hamburg nicht damit verbunden
sein.

Eine weitere Situation ist auch interessant. Dieser
Senat hat bis vor Kurzem erklärt, Herr Behrendt
würde nicht den Aufsichtsratsvorsitz übernehmen,
weil das offensichtlich gegen den deutschen Cor-
porate Governance Kodex und noch offensichtli-
cher gegen den Hamburger Corporate Governance
Kodex verstoßen würde, um ein halbes Jahr später
zu sagen: Schön, Herr Behrendt, machen Sie das.
Also ist auch in dieser Frage wie bei anderen Fäl-
len Wort halten selten angesagt.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Wir fassen zusammen: Der Ausstieg aus Hapag-
Lloyd  hängt  von  sehr  vielen  Faktoren ab. Die
meisten davon zeigen in die Richtung, dass die
Stadt noch sehr lange an Hapag-Lloyd beteiligt
sein wird. Wir sehen, dass es ein richtiger Schritt
für das Unternehmen ist, aber es ist ein Schritt,
und das muss man ehrlicherweise dazusagen, der
auf Kosten der Steuerzahler stattfindet, und er wä-
re deutlich günstiger gewesen, hätte dieser Senat
das zweite Mal nicht zugekauft. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Dr. Kluth
von der FDP-Fraktion hat das Wort.

Dr. Thomas-Sönke Kluth FDP:* Sehr geehrter
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Kol-
legen Heintze und Tjarks haben es schon ange-
sprochen, aber es lohnt dennoch, sich das Wort
des Bürgermeisters aus der Regierungserklärung
vom Februar 2012 noch einmal zu vergegenwärti-
gen: "Yes, we do want our money back." Was soll-
te diese Aussage in der damaligen Debatte? Sie
sollte den Eindruck vermitteln, es handele sich bei
der Beteiligung weder um ein dauerhaftes Engage-
ment noch kämen auf die Stadt finanzielle Belas-
tungen zu beziehungsweise sollten die finanziellen
Belastungen, der Zinsaufwand, eben durch Divi-
denden kompensiert werden. Beides hat sich in
den vergangenen zwei Jahren nachweislich als
falsch erwiesen, und ich möchte Ihnen dies auch
anhand der Senatsdrucksachen begründen.

Erstens: die in der Drucksache 20/11663 auf Sei-
te 5 beschriebene Aktionärsvereinbarung zwischen
CSAV, Kühne und der HGV. Hapag-Lloyd selbst
bezeichnet   diese  drei   Anteilseigner   als   Anker-
investoren, und da stellt man sich die Frage, was
Ankerinvestoren sind und worin ihre Aufgabe
besteht. Es ist die Aufgabe von Ankerinvestoren,
einem Unternehmen auf Dauer Halt und Stabilität
zu geben – auf Dauer eben und nicht nur vorüber-
gehend. Daran ändert auch das Optionsrecht zum
Verkauf der Hamburger Anteile nichts, denn der
Senat wird diese Option nur dann ziehen, wenn
dies keine Verluste für die Stadt bedeutet. Aber
der schöne Traum von einem gewinnbringenden
Engagement hat sich in den letzten Jahren in vol-
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lem Umfang zerschlagen, und er ist auch in nähe-
rer Zukunft unrealistisch.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Anjes Tjarks GRÜNE)

Damit komme ich schon zum zweiten Punkt: Der
Bürgermeister hat noch etwas in seiner Regie-
rungserklärung im Februar 2012 gesagt – ich zitie-
re –:

"Die geplanten Kapitalmaßnahmen kosten
viel Geld: 420 Millionen Euro. Die HGV wird
dafür temporär Kredite aufnehmen müssen,
aber es  ist  nur  eine  Bilanzverlängerung;
den  Schulden  steht  ein  Vermögenswert  in
gleicher Höhe gegenüber. Wir können das
verantworten, weil das Engagement zeitlich
befristet angelegt und aus heutiger Sicht zu
erwarten ist, dass die zusätzlichen Finanzie-
rungskosten der HGV ab 2013 durch […] Di-
videnden ausgeglichen werden können."

– Zitatende.

Herr Scholz, nichts, aber auch gar nichts von die-
sen Versprechungen ist eingetreten, sie haben
sich als heiße Luft erwiesen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU und den GRÜNEN)

Die Dividende ist 2013 ausgeblieben, sie wird auch
2014 und 2015 nicht fließen, und das zusammen
begründet Mindereinnahmen von 105 Millionen
Euro. Diese 105 Millionen Euro Mindereinnahmen
sind noch längst nicht alles, denn 2012 hat die
Stadt für die zusätzlichen Aktien etwa 41 Euro pro
Stück bezahlt. Das waren etwas über 10 Millionen
Stück, die für 420 Millionen Euro gekauft worden
sind. Die Ausgabe der neuen Aktien im Rahmen
der jetzigen Fusion erfolgt hingegen zu einem
Stückpreis von 35 Euro, das können Sie in der
Drucksache nachlesen. Dies entspricht damit ei-
nem Wertverlust von 15 Prozent in zwei Jahren.
Auf den Gesamtbestand der Hamburger Aktien
hochgerechnet, bedeutet das einen Wertverlust
von 145 Millionen Euro. Ich wiederhole noch ein-
mal die Zahlen: 105 Millionen Euro ausgefallene
Dividenden in drei Jahren, 245 Millionen Euro
Wertverlust in zwei Jahren, zusammen 350 Millio-
nen Euro. Für dieses wirtschaftliche Desaster trägt
dieser Senat die Verantwortung.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Anjes Tjarks GRÜNE)

Ich sehe die Entwicklung der Schifffahrtsbranche
auch nicht so positiv, wie der Senat sie in der
Drucksache darstellt. Ich möchte an die Analyse
von Eivind Kolding, ehemals CEO von Maersk, er-
innern, der sinngemäß sagte, vorbei sei die Zeit, in
der man mit dem Containergeschäft dreistellige
Millionenbeträge einfuhr. Diese Äußerung stammt
aus dem Jahr 2012, sie trifft auf 2014 genauso zu
und wird, wie alle Experten sagen, auch 2015 rich-

tig sein. Die Frachtraten liegen heute 10 Prozent
niedriger als noch vor zwei Jahren. Von einer Er-
holung bis Ende 2015 ist nicht auszugehen, und
auch danach ist dies fraglich. Selbst der Ge-
schäftsbericht von Hapag-Lloyd, wenn Sie den La-
gebericht lesen, geht davon aus, dass die Trans-
portkapazitäten in den nächsten Jahren weiter
stärker wachsen werden als das Transportvolu-
men, und das sind die Rahmenbedingungen für
sinkende und nicht für steigende Frachtraten.

(Andrea Rugbarth SPD: Da müssen Sie
noch einmal nachgucken, das stand da an-
ders drin!)

Daher sollten der Senat und auch die ihn tragende
SPD-Fraktion der Öffentlichkeit nach Auffassung
der FDP endlich reinen Wein einschenken. Das
Engagement bei Hapag-Lloyd ist schon lange nicht
mehr ohne Risiken und ohne Verlust. Das Gegen-
teil ist der Fall; das Engagement wird von langer
Dauer sein.

(Beifall bei der FDP)

Ihre Argumentation basiert im Wesentlichen dar-
auf, dass durch die Fusion Größeneffekte generiert
werden und sich somit die Rentabilität verbessern
wird. Durch die Fusion erwarten Sie Synergieeffek-
te in Höhe von 200 Millionen Euro – ein Betrag,
der im Übrigen etwa den Verlusten von Hapag-
Lloyd und CSAV im letzten Jahr entsprechen wird,
also Synergieeffekte, die erst einmal Fusionskos-
ten von mehreren hundert Millionen verursachen.
Für eine erfolgreiche Fusion müssen die internen
Abläufe funktionieren. Dass Hapag-Lloyd hierzu in
der Lage ist, möchte ich an dieser Stelle nicht in
Abrede stellen, das hat Hapag-Lloyd in der Ver-
gangenheit auch bewiesen. Aber das reicht eben
für eine erfolgreiche Fusion und das Heben von
Synergieeffekten nicht aus, denn die Erwartungen
bezüglich der Marktentwicklung müssen ebenfalls
stimmen, und hier lagen Sie in den letzten Jahren
stets kräftig daneben.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Das wirtschaftliche Risiko, eine internationale Ree-
derei zu führen, sollen nach Auffassung der FDP
Unternehmer tragen, aber nicht die Stadt. Wir ha-
ben uns in dieser Frage ordnungspolitisch von An-
fang an sehr klar positioniert, und die jetzige neue
Entwicklung bestätigt uns in dieser Haltung.

Ich möchte im Zusammenhang mit der Fusion
noch auf einen anderen Aspekt hinweisen. Das
Motiv für die Beteiligung der Stadt an Hapag-Lloyd
war immer Standortsicherung und Beschäftigungs-
sicherung.

(Andrea Rugbarth SPD: Und ist es auch
nach wie vor!)

Das große und traditionsreiche Unternehmen Ha-
pag-Lloyd und die damit verbundenen Arbeitskräf-
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te sollten in der Stadt gehalten werden. Die Fusion
von Hapag-Lloyd mit CSAV wirft jetzt aber eine
ganz andere Frage auf. Was ist eigentlich mit der
Standortsicherung und damit auch der Beschäfti-
gungssicherung einer anderen großen und traditi-
onsreichen Reederei in unserer Stadt, nämlich
Hamburg Süd mit 4500 Arbeitsplätzen? Warum
stellt sich diese Frage? Weil durch die Fusion Ha-
pag-Lloyd zu einem der mächtigen Player auf der
Atlantikroute nach Südamerika wird, also genau
dort, wo Hamburg Süd traditionell sein Geld ver-
dient. Oder wie das "Handelsblatt" sehr pointiert
formuliert hat:

"Die Gewerbesteuer, die Hamburg Süd an
den Fiskus abführt, nutzt die Stadt, um Dum-
pingpreise der halbstaatlichen Hapag-Lloyd
zu subventionieren."

Hierzu finden Sie in der Drucksache kein Wort. Wir
meinen, Standortpolitik sieht anders aus. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Hack-
busch von der Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

(Finn-Ole Ritter FDP: Dann können Sie Ihr
Lob von gestern über die FDP fortsetzen!)

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Zwei Sachen von Herrn
Kluth haben mir sehr gut gefallen. Einmal das mit
dem reinen Wein – kalter Weißwein, das wäre rich-
tig. Und richtig war auch die kluge Kritik der Oppo-
sitionsparteien am Senat, der damals bei der zwei-
ten Tranche versprochen hat, dass man das Geld
relativ schnell wieder zurückbekäme, und dieses
Versprechen nicht eingelöst hat. Diese Kritik ist
völlig berechtigt und dreimal durchgerechnet wor-
den von Herrn Tjarks.

(Dorothee Martin SPD: Dann ist es ja rich-
tig!)

Dementsprechend will ich zu diesem Punkt nichts
mehr ergänzen, möchte aber natürlich alle anderen
daran erinnern, insbesondere die CDU. Ich kann
mich nicht mehr so richtig erinnern, wie die CDU
sich eigentlich verhalten hat bei der Abstimmung
über Hapag-Lloyd. Nach meiner Erinnerung war es
eine Enthaltung; wir werden es noch einmal nach-
lesen.

(Vizepräsidentin Barbara Duden übernimmt
den Vorsitz.)

Jedenfalls war Ihr Verhalten in der Diskussion sehr
unterschiedlich und in dieser Fragestellung nicht
so eindeutig, wie Herr Heintze es immer darstellt.
Ich will aber noch einmal deutlich sagen, dass je-
der, der der ersten Erhöhung von Hapag-Lloyd im
Jahre 2008 zugestimmt hatte, bei der zweiten Er-

höhung im Jahr 2011 kein inhaltliches Argument
hatte, nicht zuzustimmen,

(Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und
vereinzelt bei der SPD)

weil alle Punkte, die damals das Argument waren,
nämlich dass es eine feindliche Übernahme ist,
dummerweise durch eine Klausel in den ersten
Verträgen von 2008 schon drin waren. Wieder hät-
te ein anderes Unternehmen die Mehrheit über-
nehmen können; diesmal war die Gefahr nicht
NOL, sondern Maersk. Es war eine Micky-Maus-
Diskussion, die wir hier geführt haben, und das ist
nicht glaubwürdig. Wir haben aber diese Diskussi-
on hinter uns, und ich will sie nicht wiederholen.

(Dietrich Wersich CDU: Sonst sind Sie
gründlicher!)

– Nein, ich bin bei diesem Punkt sehr gründlich,
zumal ich zugeben muss, dass wir zu dieser Fra-
gestellung äußert intensiv und sehr kontrovers in-
nerhalb unserer Partei streiten.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

Die Kritik hatte damals die gleiche Grundlage. Ich
kann mich noch genau an die Anhörung erinnern.
Es ging um die Frage, welche Gefahr besteht,
wenn die Mehrheit der Aktien an jemand anderen
übergehen. Wie war die Äußerung aller Gutachter
in dem Augenblick? Die Gefahr ist, dass bei einer
feindlichen Übernahme praktisch sämtliche Aktivi-
täten weggehen. Lesen Sie das alles nach, ich will
es nicht noch einmal diskutieren.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRÜNEN – Dietrich Wersich CDU: Nein, 10
Prozent Sperrminorität!)

Der Hauptstreit kann sich doch nicht auf Dinge von
2011 beziehen.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

– Herr Wersich, jetzt reicht es aber. Sie wissen
doch gar nicht mehr, was damals im Sachverstän-
digengutachten gesagt worden ist. Sie haben sich
doch gar nicht mehr daran erinnern können. Ihre
Fraktion hat sich darüber zerstritten, und jetzt tun
Sie so, als ob Sie recht gehabt hätten.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRÜNEN)

Das ist doch Unsinn, das bekommen Sie auch
nicht weg, wenn Sie hier die ganze Zeit dazwi-
schenquaken; so viel dazu.

Die Diskussion sollte aber vor allen Dingen über
etwas anderes stattfinden. Es wäre ehrlich zu sa-
gen, dass die Investition damals keine Möglichkeit
war, schnelles Geld zu machen, sondern dass sie
im Zusammenhang mit der Krise der Schifffahrt
und dementsprechend mit der Krise des Hambur-
ger Hafens erfolgte. Man hätte damals auch ehrli-
cher sagen müssen,
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(Dietrich Wersich CDU: TUI ist das Stich-
wort!)

dass die Krise durchaus heftig war. Auch gegen-
wärtig spielt sie eine wichtige Rolle. Wir feiern die-
ser Tage neue Zahlen, die besagen, dass der Con-
tainerumschlag in Hamburg endlich wieder kräftig
zugelegt hat. Was haben wir erreicht? Wir müssen
das doch einmal richtig diskutieren. Wir haben
noch nicht einmal die Zahlen von 2007 erreicht.
Das heißt, die Situation ist kritisch. Wir verdienen
weniger Geld damit, und wir erleben, dass sich
Reedereien auf dem internationalen Markt gegen-
wärtig kaputt konkurrieren. In den Jahren 2015/
2016 werden neue Überkapazitäten entstehen,
weil alle Reedereien und merkwürdigerweise auch
– das werde ich im Ausschuss noch genauer nach-
fragen – das neue Konsortium im Zusammenhang
mit der HHLA neue, riesige Schiffe kauft, sodass
die Überkapazitäten im Bereich der Schifffahrt in
die Jahre 2016/2017 weitertransportiert werden.
Das ist wirtschaftlich eigentlich eine verrückte Si-
tuation. Diese Krise wird Hamburg weiterhin be-
schäftigen, und damit müssen wir uns auseinan-
dersetzen.

Herr Balcke, deswegen müssen wir uns ehrliche
Worte in Bezug auf die Situation des Hamburger
Hafens sagen. Man kann auf der einen Seite diese
Zahlen nennen und das positiv verkaufen, das fin-
de ich richtig, man muss aber immer auch sagen,
welche Chancen darin liegen. Wir müssen im Par-
lament auch über die kritischen Punkte reden. Je-
der, der sich gegenwärtig in Hamburg im Schiff-
fahrtsbereich und bei den Reedereien umsieht,
merkt, was da los ist. Es gibt schon kräftige Entlas-
sungen, es gibt schon Zusammenbrüche von klei-
neren Reedereien, und wir haben Schwierigkeiten,
den Status quo aufrechtzuerhalten. Ich finde, das
muss man auch dementsprechend diskutieren. Der
Staat muss sich in dem Zusammenhang engagie-
ren. Herr Kluth, es gefällt mir natürlich überhaupt
nicht, wenn gesagt wird, der Staat dürfe sich gene-
rell nicht an solchen Aktivitäten beteiligen. Bevor
die FDP wieder ins Parlament gekommen ist, ha-
ben wir relativ einvernehmlich festgestellt – und
zwar alle, auch die CDU –, wie positiv die staatli-
che Aktivität im Zusammenhang mit der Affi war
und wie positiv im Zusammenhang mit Beiersdorf.
Beides hat sich sowohl regionalökonomisch als
auch finanziell positiv für die Stadt ausgewirkt.
Deswegen sind allgemeine Grundsätze, dass man
so etwas nie machen dürfe, falsch. Der Staat hat
hier eine Verantwortung. Er muss intervenieren,
und ich plädiere kräftig dafür, dass er das auch tut.
– Danke.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Dr. Tschentscher.

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Der Senat hat die
Maßnahmen zur Stärkung der maritimen Wirtschaft
in der vorliegenden Drucksache beschrieben. An-
ders, als noch vor wenigen Wochen in der Bürger-
schaft gesagt wurde, entwickelt sich die Hambur-
ger Wirtschaft gut, sogar besser als in Deutschland
insgesamt. Dazu gehört auch die gute Entwicklung
der maritimen Wirtschaft und des Hafens, der im
vergangenen Jahr einen Zuwachs des Container-
umschlags von fast 400 000 Einheiten zu verzeich-
nen hatte.

(Beifall bei der SPD)

Der größte Teil des Zuwachses entfällt dabei auf
die Arbeit von Hapag-Lloyd und ihrer Partnerree-
dereien. Wegen dieser außerordentlichen Bedeu-
tung für den Hamburger Hafen hat bereits der Vor-
gängersenat mehr als 700 Millionen Euro für eine
Beteiligung an Hapag-Lloyd investiert. Der größte
Teil der Zinsaufwendungen, die CDU und GRÜNE
nun regelmäßig kritisieren, stammt im Übrigen aus
dem Kauf dieser Anteile. Der Grund für diese den-
noch richtige Entscheidung des Vorgängersenats
war nicht die Spekulation auf eine schnelle Divi-
dende, sondern es waren die besonderen Interes-
sen an der Entwicklung unseres Hafens, von der
Tausende Arbeitsplätze und eine hohe Wertschöp-
fung in der Metropolregion abhängen.

(Beifall bei der SPD)

Mit der Beteiligung sollte ein Mehrheitsverkauf der
Hamburger Traditionsreederei an ausländische In-
vestoren verhindert werden. Die Verträge haben
nur eine Schwäche. Herr Hackbusch, Sie haben
das sehr gut auf den Punkt gebracht. Ich war er-
staunt, dass wir dies 2011/2012 den Abgeordneten
noch einmal aufs Neue erklären mussten. Die
Schwäche bestand nämlich darin, dass TUI ab
2013 erneut und unbefristet das Recht hatte, jeder-
zeit die Mehrheit an Hapag-Lloyd an wen auch im-
mer auf der Welt zu verkaufen. Ich wage die Ver-
mutung, dass angesichts des erheblichen Konsoli-
dierungsdrucks in der Branche eine solche Über-
nahme mittlerweile auch erfolgt wäre.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Genau!)

Entscheidend war daher die endgültige Abwen-
dung des Mehrheitsverkaufsrechts, die nur mit ei-
ner weiteren Übernahme von Anteilen der TUI er-
reichbar war. Diesen zweiten Beteiligungsschritt
von 420 Millionen Euro musste die Stadt vorneh-
men, um das eigentliche Ziel des Engagements
auch tatsächlich zu erreichen.

(Beifall bei der SPD)

Bei diesem Schritt haben sich bemerkenswerter-
weise genau diejenigen – Herr Hackbusch, Sie ha-
ben es schon erwähnt – vom Acker gemacht, die
das Projekt selbst begonnen hatten, mit einer fa-
denscheinigen Begründung, wie ich finde, die mit
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wirtschaftlicher Vernunft und einem Handeln für
Hamburg nichts zu tun hat. Darüber sollten Sie ein-
mal nachdenken.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat bleibt bei seinem Ziel, den Aufwand für
die 2012 gekauften Anteile bei einem späteren
Verkauf wieder zu erlösen, was mit der geplanten
Zusammenführung von CSAV und Hapag-Lloyd
deutlich wahrscheinlicher wird. Ob dies allerdings
auch für die Anteile möglich sein wird, die bis 2011
zu einem deutlich höheren Preis gekauft wurden,
lässt sich derzeit kaum beurteilen. Den neuen Auf-
sichtsratsvorsitzenden Jürgen Weber, dem Vor-
stand und allen Anteilseignern war sehr bewusst,
dass Hapag-Lloyd durch die Fusion mit einer ge-
eigneten Partnerreederei im harten Wettbewerb
der Containerschifffahrt deutlich gestärkt werden
kann. Nachdem die Eigentümer von Hamburg Süd
leider   den  bereits  begonnenen   Verhandlungs-
prozess über eine Fusion nicht fortführen wollten,
wurden deshalb Gespräche mit den Chilenen auf-
genommen und schließlich ein Zusammenschluss
des Containergeschäfts von CSAV und Hapag-
Lloyd vereinbart. Hapag-Lloyd wird damit zur welt-
weit viertgrößten Linienreederei und kann noch ef-
fizienter arbeiten, was unter den schwierigen Be-
dingungen der Containerschifffahrt dringend nötig
ist.

(Beifall bei der SPD)

Die voraussichtlichen Synergien überwiegen die
Transaktionskosten bei Weiten und führen zu einer
Wertsteigerung des Unternehmens, die auch uns
als Stadt zugute kommt. Selten ist eine Entschei-
dung der Anteilseigner von Hapag-Lloyd daher so
einvernehmlich getroffen worden wie diese. Die
Chancen der Dividendenfähigkeit und eines erfolg-
reichen Börsengangs steigen dadurch deutlich.
Darüber hinaus sichert eine Vereinbarung zwi-
schen CSAV, Kühne Maritime GmbH und der Stadt
auf lange Sicht die Standortinteressen Hamburgs.
Keine wesentliche Entscheidung kann in Zukunft
gegen die Stimmen unserer Beteiligungsgesell-
schaft getroffen werden.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel und Dr. Mar-
tin Schäfer, beide SPD)

Die Hapag-Lloyd-Strategie des Senats ist richtig
und sie ist gut für Hamburg. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Heintze von der CDU-Faktion.

Dr. Roland Heintze CDU: Ich muss nun zwingend
zwei Dinge sagen, Herr Senator. Ich fand die De-
batte bis hierher sehr sachlich und den Risiken des
Geschäfts angemessen, der Tragweite Ihres Feh-
lers in 2012 im Übrigen auch.

(Jan Quast SPD: Welcher?)

Nun aber der CDU-Fraktion, die sich an allen Dis-
kussionen 2012 sehr intensiv beteiligt hat, die so-
gar eigene Vorschläge eingebracht hat, wie man
das gestalten kann, und die 2008 in einer wichti-
gen Situation aus der Not heraus den richtigen
Grundstein gelegt hat vorzuwerfen, sie würde sich
vom Acker machen, um von den eigenen finanzpo-
litischen Fehlern abzulenken, finde ich dreist und
deutlich überzogen. Wir weisen das mit aller
Schärfe zurück.

(Beifall bei der CDU)

Es kann doch wohl nicht sein, dass Sie von einem
Parlament erwarten, das über viel Geld entschei-
den soll und im Falle Hapag-Lloyd auch über viel
Geld entschieden hat, das Risiken mittragen und in
der Stadt vermitteln muss, warum man sie über-
nimmt, dass es Ihnen blind folgt bei Vorschlägen
und Vorgehensweisen, die sich im Nachhinein als
falsch erwiesen haben, und Sie dann behaupten,
wir würden unsere Verantwortung nicht überneh-
men. Das Gegenteil ist der Fall. Wir haben Verant-
wortung übernommen, indem wir dem zweiten
Kauf nicht zustimmen wollten. Das verdrehen Sie
in einer Art und Weise, die, wie ich finde, für jeden
Parlamentarier im Haushaltsbereich unerträglich
ist.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen kann ich nur noch einmal festhalten:
Der Nachkauf der zweiten Tranche war unnötig, er
war zu teuer. Auf dieses Argument sind Sie über-
haupt nicht eingegangen, und Sie haben es bis
heute auch nicht widerlegt. Sie haben das mit Ver-
sprechen verbunden, die Sie nicht eingehalten ha-
ben, und zwar alle nicht. Und Sie legen eine
Drucksache vor, die durchaus Risiken hat, aber
zwingend ist, um den maritimen Standort Hamburg
weiterzuentwickeln und Hapag-Lloyd stark zu hal-
ten und am Standort alles zu tun, damit dieses Un-
ternehmen hier weiterhin seine segensreiche Wir-
kung entfalten kann.

(Jan Quast SPD: Wollen Sie Ihren Fehler
jetzt korrigieren?)

Das darf aber eines nicht beinhalten, nämlich nicht
offen über die Risiken zu sprechen und stattdes-
sen weiterhin Versprechungen in Bezug auf den
baldigen Börsengang zu machen, die Sie wieder
nicht halten können, um dann nach der Wahl zu
sagen, wir müssen über alternative Finanzierungs-
maßnahmen sprechen. So viel sollten auch Sie ge-
lernt haben, dass es klug ist, gerade bei diesem
maritimen Thema von vornherein die Karten auf
den Tisch zu legen und zu sagen, was Sie mit die-
ser Drucksache meinen – wenn Sie das in den
Ausschussberatungen konkretisieren, dann wür-
den wir uns freuen –, um der Verantwortung des
Parlaments, auch wenn es dies nur zur Kenntnis
nimmt, für die von Ihnen eingegangenen finanziel-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 87. Sitzung am 22. Mai 2014 6531

(Senator Dr. Peter Tschentscher)



len Risiken komplett gerecht zu werden. Lassen
Sie uns also zur sachlichen Debatte zurückkehren
anstatt Menschen, die sich einfach nur darum be-
müht haben, Prozesse konstruktiv zu begleiten, ir-
gendwelche Dinge vorzuwerfen. Einmal nicht Ihrer
Meinung zu sein, muss auch in dieser Stadt weiter-
hin erlaubt sein.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Balcke von der SPD-Fraktion.

Jan Balcke SPD:* Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! Es ist genau das eingetreten, was wir
ursprünglich erwartet haben. Hacki, zu deinen Aus-
führungen muss ich nichts hinzufügen. Bis auf ein
paar Kleinigkeiten war alles richtig.

Die Marktradikalen müssen wir nicht weiter erwäh-
nen, aber Schwarz und Grün lassen wir nicht aus
der Verantwortung.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir überhaupt von Fehlern und Verantwor-
tung sprechen, Herr Heintze, dann müssen wir in
der Tat ins Jahr 2008 zurücksehen. Ich war damals
dabei und einige von Ihnen auch.

(Dietrich Wersich CDU: Und was war da?)

Die Zuhörertribünen waren gesäumt von orange-
farbenen Kappen, und alle haben das große Wort
der Rettung geredet. Dann hat der SPD-Senat
sehr klug im Nachhinein im Jahr 2012 – auch hier
waren beinahe alle dabei – dem zugestimmt und
gesagt, wir haben gar keine andere Alternative, als
dieses Engagement fortzusetzen.

(Beifall bei der SPD – Glocke)

Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Balcke, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Wersich?

Jan Balcke SPD: Ja.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Ist
Ihnen bekannt, dass bei der Rettung von Hapag-
Lloyd 2008 der Unternehmenssitz hätte verlagert
werden können und dass wir danach eine Sperrmi-
norität von 10 Prozent eingebaut haben, sodass
tatsächlich 2012 gegen die bestehenden Anteile
eine Sitzverlagerung gar nicht mehr hätte stattfin-
den können?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dann wäre eine
Briefkastenfirma übrig geblieben! – Wolf-
gang Rose SPD: Falsch!)

Und ist Ihnen bekannt, dass der Verhandlungszeit-
raum für den Rückkauf der Anteile bis September
gedauert hat und dass der Senat im März in einer

Zwischenhochphase des internationalen maritimen
Markts die Aktien so teuer gekauft hat, dass die
TUI-Aktie, die dadurch entlastet war, gleich einen
Sprung gemacht hat? Das heißt, hätte man bis
September gewartet, dann hätte man schon deut-
lich realer am Markt verhandeln können.

Jan Balcke SPD (fortfahrend): Herr Wersich, be-
kannt ist mir – und daran erinnere ich mich gut –,
dass die SPD-Fraktion 2008 Verantwortung für die-
se Stadt übernommen hat. Das konnte man von
Ihnen im Jahre 2012 nicht behaupten. Dabei blei-
ben wir.

(Beifall bei der SPD)

Alle Experten haben bestätigt, dass die Situation
im Jahr 2011/2012 höchst fragil war. Es bestand
überhaupt keine Sicherheit, dass wir – und das ist
für uns der entscheidende Punkt – die 1200 Ar-
beitsplätze hier am Standort hätten halten können.
Das unterscheidet uns von Schwarz und Grün. Wir
haben Verantwortung für die Arbeitsplätze in die-
ser Stadt übernommen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Sich im Nachhinein wohlfeil in die Büsche zu
schlagen, Herr Heintze, geht eben nicht. Insofern
ist es ein Widerspruch, wenn Sie sagen, das, wor-
über wir hier diskutieren, sei alternativlos, aber da-
mals hätte man es nicht gemusst.

(Jens Kerstan GRÜNE: Wir reden nicht über
damals, wir reden über heute!)

Wissen Sie, woran Sie mich erinnern? An die
Grundvorlesung in VWL. Absolute Markttranspa-
renz, Herr Heintze, ist eine Illusion. Sie überneh-
men keine Verantwortung, wir tun es.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks von der GRÜNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRÜNE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Es ist auffallend, dass die
SPD im Prinzip überhaupt nichts zu ihrer eigenen
Entscheidung aus dem Jahr 2011 sagt und sich
mit den damals gefallenen Argumenten gar nicht
auseinandersetzt. Herr Wersich hat eine einfache
Feststellung getroffen, die lautet: Sie können den
Hauptsitz nur mit 90 Prozent Kapitalmehrheit verle-
gen. Zu diesem Argument haben Sie einfach gar
nicht Stellung genommen. Es gab damals keinen
Käufer für Hapag-Lloyd, und wenn die Stadt zu-
sammen mit den anderen 49 Prozent besitzt…

(Wolfgang Rose SPD: Woher wissen Sie
das?)

– Das hat der Finanzsenator doch damals gesagt,
und wir saßen dabei, wenn ich das einmal so sa-
gen darf. Wir haben die Anhörung gehabt, und es
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haben nicht alle gesagt, wir sollten kaufen. Herr
Kluth hat es damals relativ gut zusammengefasst:
Alle Experten, die wirtschaftliche Nähe zu Hapag-
Lloyd hatten, haben gesagt, man sollte die zweite
Tranche kaufen, und alle anderen haben davon
abgeraten. Genau so war die Situation.

Vielleicht ist es in gewisser Weise Spekulation, um
ein bisschen die Schärfe herauszunehmen, aber
Sie müssen an dieser Stelle doch auch einmal dar-
über reden, dass seitdem nicht alles blendend ge-
laufen ist und Sie dafür eine gewisse Verantwor-
tung tragen.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CDU und der
FDP)

Das sage ich auch in Richtung Finanzsenator. Wir
haben gesagt, dass die Fusion nicht falsch ist. Sie
ist für das Unternehmen richtig, aber sie geschieht
natürlich auf Kosten der Stadt und auf Kosten der
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. In einer Si-
tuation, in der wir bisher im Prinzip keine Posi-
tiveinnahmen von Hapag-Lloyd haben – der Bör-
senkurs sinkt, die Dividenden werden nicht ge-
zahlt, der innere Wert sinkt –,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt steigt er ja!)

stellt sich dieser Finanzsenator hin und sagt, dass
zwar die Versprechungen von 2011 – money back,
Börsengang, Dividendenfähigkeit – nicht eingelöst
worden seien, dass all das aber nun kommen wer-
de.

(Wolfgang Rose SPD: Das kann auch nicht
der Senat entscheiden!)

Das Umfeld auf diesem Markt ist nicht unbedingt
besser geworden. Daher muss man sich schon fra-
gen, welche Substanz diese Behauptung hat, Herr
Tschentscher. Wir haben, ehrlich gesagt, ein
bisschen das Gefühl, dass Sie an der Realität vor-
bei reden.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CDU und der
FDP)

Wozu Sie auch wiederholt keine Stellung genom-
men haben, ist natürlich die Frage der Arbeitsplät-
ze. In Hamburg wird sich nicht ein Mehr an Ar-
beitsplätzen ergeben, sondern auch in Hamburg
wird es weniger Arbeitsplätze geben, weil wir
schlicht und ergreifend nicht zwei Headquarters
hier haben werden und weil wahrscheinlich viele
Kollegen von CSAV eben nicht übernommen wer-
den. Das ist eine Summe an Arbeitsplätzen, die
bestimmt in den dreistelligen Bereich geht. Auch
dazu könnte man als SPD-Senat einmal Stellung
nehmen, wenn man das anders sehen würde. Als
arbeitnehmerfreundliche Politik würde ich das je-
denfalls nicht bezeichnen. Dasselbe gilt für Herrn
Behrendt. Auch dazu haben wir einiges gesagt,
und Sie haben einfach entgegen allen hamburg-
weit und deutschlandweit vereinbarten Kodizes ge-
handelt und keine Stellung dazu genommen. Inso-

fern war das einfach zu wenig für solch eine wichti-
ge Entscheidung, die wir hier zu treffen hatten. Der
Bürgermeister hat erst gar nicht an der Debatte
teilgenommen. Es wäre mir an seiner Stelle auch
peinlich gewesen. Insofern sollten wir vielleicht im
Ausschuss noch einmal darüber reden. – Danke
schön.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Kluth von der FDP-Faktion.

Dr. Thomas-Sönke Kluth FDP:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Herr Senator Tschent-
scher, niemand, wirklich niemand hat in dieser De-
batte die Behauptung aufgestellt, die Beteiligung
2008 oder die Erhöhung der Beteiligung 2012 sei
in der Erwartung einer schnellen Dividende erfolgt.
Der Punkt ist doch ein ganz anderer. Der Erste
Bürgermeister hat bei der Debatte 2012 den Ein-
druck zu erwecken versucht – und es war eines
seiner tragenden Argumente –, dass die Erhöhung
der Beteiligung für Hamburg ein risikoloses Ge-
schäft sei, weil die Zinslasten, die mit der Beteili-
gung anfallen, durch Dividenden gedeckt würden.
Dies hat sich als kolossale Fehleinschätzung her-
ausgestellt. Wir haben nun drei Jahre ohne Divi-
denden erlebt. Ich habe es vorhin vorgerechnet,
das sind 105 Millionen Euro. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der FDP, der CDU und den GRÜ-
NEN – Wolfgang Rose SPD: Na, Sie haben
es ja damals besser gewusst!)

Zweiter Punkt: Nun erneut auf die erhoffte Wert-
steigerung zu verweisen, ist doch wirklich kurios,
sage ich einmal zurückhaltend, in einer Situation,
in der gegenwärtig 145 Millionen Euro Wertverluste
an dieser Beteiligung anfallen. Das ist keine Politik,
das ist das Prinzip Hoffnung.

Dritter Punkt: Vielen Dank für die Klarstellung. Sie
haben genau das bestätigt, was ich vorhin in mei-
nem Debattenbeitrag gesagt habe. Die Gesell-
schaftervereinbarung zwischen der Stadt, Kühne
und CSAV ist eine auf Dauer angelegte und damit
eben nicht der Einstieg vom Ausstieg, sondern ge-
nau das Gegenteil von dem, was der Bürgermeis-
ter avisiert hat, nämlich eine langfristige Beteili-
gung und der Abschied von der Forderung "I want
my money back". – Danke.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann können wir
zur Abstimmung kommen. Der Abgeordnete Thilo
Kleibauer hat mir dazu mitgeteilt, dass er an der
Abstimmung nicht teilnehmen werde.
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Wer nun zunächst die Drucksache 20/11663 feder-
führend an den Haushaltsausschuss sowie mitbe-
ratend an den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation
und Medien überweisen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Das Überweisungsbegehren ist einstimmig
angenommen worden.

Zur Senatsmitteilung aus Drucksache 20/11659
stelle ich fest, dass die Bürgerschaft hiervon
Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zu Punkt 20a der heutigen Tagesord-
nung, Drucksache 20/11568, Senatsantrag: Haus-
haltsplan 2013/2014, Einzelplan 3.2 Behörde für
Wissenschaft und Forschung, Umschichtung von
Kassenmitteln vom Einzelplan 9.2 in den Einzel-
plan 3.2 und Sollübertragung vom Einzelplan 7.0 in
den Einzelplan 3.2, Fraunhofer-Strategie für Ham-
burg und Stellungnahme des Senats zum Bürger-
schaftlichen Ersuchen vom 12. Dezember 2012
"Ansiedlung und Etablierung der Fraunhofer-Ge-
sellschaft in Hamburg.

[Senatsantrag:
Haushaltsplan 2013/2014
Einzelplan 3.2 Behörde für Wissenschaft und
Forschung
Umschichtung von Kassenmitteln vom Epl. 9.2
in den Epl. 3.2 und Sollübertragung vom
Epl. 7.0 in den Epl. 3.2
Fraunhofer-Strategie für Hamburg und Stel-
lungnahme des Senats zum Bürgerschaftlichen
Ersuchen vom 12. Dezember 2012 "Ansiedlung
und Etablierung der Fraunhofer-Gesellschaft
(FhG) in Hamburg" (Drucksache 20/6177)
– Drs 20/11568 –]

Diese Drucksache ist bereits am 2. Mai 2014 im
Vorwege federführend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an den Ausschuss für
Wirtschaft, Innovation und Medien sowie an den
Wissenschaftsausschuss überwiesen worden.

Wird dazu das Wort gewünscht? – Frau Martin von
der SPD-Fraktion.

Dorothee Martin SPD: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Hamburg wird dauerhaft Fraun-
hofer-Standort. Das ist wirklich eine gute Nachricht
für Innovation, Wirtschaft und Wissenschaft in un-
serer Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Endlich, muss man gleich hinterher sagen, denn
bislang sind wir das einzige Bundesland ohne ei-
genständiges Fraunhofer-Institut. Die Planungen
der nun vom Senat vorgestellten Fraunhofer–Stra-
tegie sehen vor, dass Hamburg sich künftig dauer-

haft an der gemeinsam von Bund und Ländern ge-
förderten Finanzierung der Fraunhofer-Gesell-
schaft beteiligen wird und drei Hamburger For-
schungseinrichtungen in Fraunhofer-Einrichtungen
überführt werden. Damit werden weitere Voraus-
setzungen geschaffen, um die Innovationskraft so-
wie den Austausch zwischen Wissenschaft und
Wirtschaft zu stärken. Damit kommen wir in Ham-
burg dem ehrgeizigen Ziel, bis 2020 eine der füh-
renden Innovationsregionen in Europa zu werden,
einen weiteren Schritt näher.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben uns bereits 2012 mit einem Haushalts-
antrag zur innovations- und clusterorientierten
Wirtschaftspolitik dafür eingesetzt, dass die An-
siedlung der Fraunhofer-Gesellschaft in Hamburg
weiter vorangebracht werden kann. Mit dem Er-
gebnis des Engagements, von dem wir in der
Drucksache lesen können, sind wir sehr zufrieden.
Die Fraunhofer-Forschung ist ein Querschnitt aus
den Bereichen Wissenschaft, Innovation, Techno-
logie und Wirtschaftsentwicklung. Als Mitglied des
Wirtschaftsausschusses möchte ich heute auf die
Chancen für den Wirtschaftsstandort Hamburg ein-
gehen. Aber angesichts der Rednerinnenliste – Sie
hatten die Drucksache auch schon im Wissen-
schaftsausschuss – kommen diese Aspekte heute
völlig richtigerweise auch nicht zu kurz.

Mehrere Studien kommen zu dem Ergebnis, dass
für langfristig erfolgreiche wirtschaftliche Zukunfts-
aussichten der Grad der Technologie und Wis-
sensintensität ausschlaggebend ist. In ganz Euro-
pa zeichnet sich dieser Trend ab, Wirtschafts-
wachstum in Zukunft verstärkt auf Basis von Wis-
sen und Innovation zu fördern. Hamburg ist also
gut beraten, in die Entwicklung der Innovations-
struktur zu investieren. Unsere Stadt, das haben
wir eben gehört, ist wirtschaftlich und wissen-
schaftlich gut aufgestellt, aber dennoch brauchen
wir den weiteren Ausbau vor allem von For-
schungseinrichtungen, die Innovationen zum Alltag
machen und in die Praxis umsetzen. Genau das ist
die Stärke der Fraunhofer-Gesellschaft mit ihren
mehr als 80 Einrichtungen und Instituten in ganz
Deutschland, die auf nahezu allen relevanten For-
schungsgebieten aus Naturwissenschaft und Tech-
nik aktiv sind. Genau das macht die geplante Eta-
blierung eines Fraunhofer-Instituts in Hamburg so
erstrebenswert und richtig. Ihr weltweit herausra-
gendes Renommee und das Konzept der engen
Kooperation von Wirtschaft und Wissenschaft wer-
den Hamburg nachhaltig stärken sowie Wettbe-
werbsfähigkeit und wirtschaftliche Entwicklung in
der gesamten Metropolregion weiter voranbringen.
Das brauchen wir, denn das sichert und schafft Ar-
beitsplätze und macht Hamburg zugleich attraktiv
für den dringend benötigten Fachkräftenachwuchs.
Kurzum, die Fraunhofer-Gesellschaft ist ein Güte-
siegel für den Innovationsstandort Hamburg.
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(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich einige Sätze dazu sagen, wo wir
heute mit Fraunhofer in Hamburg stehen und wo
wir hin wollen. Herr Balcke hat es eben schon er-
wähnt: Seit 2010 ist an der TU Hamburg-Harburg
das Fraunhofer-Center für Maritime Logistik und
Dienstleistungen, kurz CML, angesiedelt. Das CML
entwickelt und optimiert Prozesse entlang der ma-
ritimen Logistikkette, unterstützt dabei in praxisori-
entierten Forschungsprojekten die Hafenbetriebe,
Logistikdienstleistungen und Schifffahrt bei der
Umsetzung von Innovationen und das auch in sehr
enger Kooperation mit der Logistik-Initiative und
mit dem Cluster Maritime Wirtschaft. Wir erwarten
von der weiteren Arbeit des CML in dem für Ham-
burg so wichtigen maritimen Bereich Fortschritte
für die Logistik und die Hafenwirtschaft und im Ide-
alfall natürlich für den gesamten Hamburger Ha-
fenstandort.

(Beifall bei der SPD)

Nach Abschluss der Aufbauphase, die nun vorüber
ist, soll das CML in die Bund-Länder-Finanzierung
überführt werden und zu einer dauerhaften Fraun-
hofer-Einrichtung werden. Als zweite Einrichtung
wird die European ScreeningPort GmbH, ESP,
zum Fraunhofer-ScreeningPort ausgebaut – übri-
gens ebenfalls von der SPD-Fraktion in unserem
Haushaltsantrag 2012 auf den Weg gebracht. Der
ESP ist ein Zentrum für Wirkstoffforschung zur Me-
dikamentenentwicklung. Hier bestehen Kooperatio-
nen mit dem Cluster Life Science und natürlich
auch mit dem UKE.

(Dietrich Wersich CDU: Von wem wurde es
auf den Weg gebracht?)

– Sie können sich gern gleich melden, Herr Wer-
sich.

Darüber hinaus wird als drittes Highlight das An-
wendungszentrum Leistungselektronik für Regene-
rative Energiesysteme, ein schönes Wort, kurz
ALR, aufgebaut. Das ALR arbeitet unter anderem
mit der HAW in Bergedorf, wird dann auch später
am Energie-Campus, der gerade gebaut wird, an-
gesiedelt und kooperiert mit dem Cluster Erneuer-
bare Energien. Viele Impulse und Ideen zur Ener-
giewende werden künftig also noch stärker aus
Hamburg kommen.

(Beifall bei der SPD)

Bei aller Wichtigkeit von Fraunhofer für Hamburg
möchte ich aber betonen, dass dies einer von sehr
vielen Bausteinen der Hamburger Innovationsstra-
tegie ist. Wir werden zum Gesamtkomplex Innova-
tion noch eine Große Anfrage stellen und haben
dann die Gelegenheit, sehr ausführlich darüber zu
diskutieren. Ich möchte heute nur kurz die Arbeit
an den Forschungs- und Innovationsparks erwäh-
nen. Seit vergangenem Jahr arbeiten der Senat
und Partner der Innovationsallianz Hamburg daran,

ein Netzwerk aus solchen F&I-Parks zu etablieren,
in denen dann anwendungsorientiert geforscht und
entwickelt wird. Dazu passt die nachhaltige An-
siedlung der Fraunhofer-Gesellschaft in Hamburg
perfekt.

Meine Damen und Herren! Es ist gut, dass dem
SPD-Senat nun mit der Fraunhofer-Strategie ge-
lungen ist, was eigentlich schon länger geboten
gewesen wäre. Wir würden uns durchaus freuen,
wenn viele Kolleginnen und Kollegen in diesem
Haus mit uns den Fraunhofer-Weg in Hamburg ge-
meinsam gehen möchten, denn bei allen Diskus-
sionen, die wir so schön emotional führen – das
haben wir gerade eben wieder gehört –, und bei al-
len kleinen Scharmützeln, die wir manchmal spie-
len, sollte es Konsens sein, dass Forschung und
wirtschaftliche Entwicklung in Hamburg weiter vor-
angebracht werden sollen und müssen.

(Beifall bei der SPD)

Wir als SPD-Bürgerschaftsfraktion werden uns je-
denfalls weiter dafür einsetzen, dass der Hambur-
ger Wirtschaft ein gutes Angebot an wirtschafts-
und praxisnaher Forschung und Entwicklung ange-
boten wird, denn dieses ist ein sehr wichtiger
Wachstumsmotor gerade auch für unsere mittel-
ständischen Unternehmen. Die vorliegende Druck-
sache zur Strategie und zur Bereitstellung der
Haushaltsmittel – ich habe es eben schon gesagt –
wurde schon im Wissenschaftsausschuss debat-
tiert; Wirtschaftsausschuss und Haushaltsaus-
schuss werden folgen.

Meine Damen und Herren! Die Fraunhofer-For-
schungseinrichtungen zählen zu den aktivsten und
wichtigsten Erfindern und Patentanmeldern in
Deutschland. Durchschnittlich werden zwei Paten-
te pro Werktag angemeldet, und wir sind sicher,
dass mit der Hamburger Fraunhofer-Strategie in
Zukunft viele neue Patente und Innovationen auch
das Label "Made in Hamburg" tragen werden. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Innovation redet man nicht
herbei durch inflationäre Verwendung des Begriffs
der Innovation, sondern durch stetige und kontinu-
ierliche Forschungsförderung der Einrichtungen,
die wir in dem Bereich haben. Ich finde zum The-
ma Innovation auch interessant, dass die SPD-
Fraktion eine Große Anfrage eingereicht hat, und
Ihre erste Frage dort ist, was der Senat eigentlich
unter dem Begriff Innovation verstehe. Also, die
SPD-Fraktion fragt den Senat, was eigentlich inno-
vativ sei. Dafür, dass Sie seit drei Jahren dieses
Wort ziemlich häufig in den Mund nehmen, ist das
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eine späte Klärung des Sachverhalts zwischen
Mehrheitsfraktion und Senat.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gümbel
GRÜNE)

Der Beitritt zur Fraunhofer-Gesellschaft und die
Weiterentwicklung der drei Einrichtungen bezie-
hungsweise der zwei Einrichtungen, die Sie ge-
nannt haben, begrüßen wir. Aber es ist auch die
Folge eines längerfristigen Prozesses, und der Se-
nat bezieht sich sehr ausführlich auf eine Drucksa-
che – teilweise sind die Passagen wortgleich – aus
dem Jahr 2009. Da kann man sehr gut erkennen,
wer das Feld bestellt hat und wer sich jetzt be-
müht, die Ernte einzufahren.

(Beifall bei der CDU)

Die Bedeutung von Forschung und Wissenschaft
für den Standort ist doch unbestritten, und das ist
auch eine gute Entwicklung in Deutschland, sind
die Forschungsausgaben doch sowohl im Bereich
der Hochschulen, der Forschungseinrichtungen,
aber auch im Bereich der Unternehmen gestiegen,
und das muss weitergehen. Natürlich ist die Fraun-
hofer-Gesellschaft ein Baustein, mit dem anwen-
dungsorientierte Forschung in Kooperation mit den
Clustern, in Kooperation mit den bestehenden
Netzwerken und Unternehmen am Standort gut ge-
macht werden kann.

Lassen Sie mich auch etwas sagen zu den einzel-
nen Bereichen, zum CML, dem Center für Maritime
Logistik und Dienstleistungen. Die Anschubfinan-
zierung bis 2014 war vom vorherigen Senat auf
den Weg gebracht und gesichert,

(Dorothee Martin SPD: Das haben wir nicht
bestritten!)

die Überführung in eine Fraunhofer-Einrichtung im-
mer geplant. Die Institution ist auf einem guten
Weg, aber wir können auch alle in der Drucksache
lesen, dass sie noch zulegen muss, und die Eva-
luation steht erst im Sommer an. Ich finde, Sie fei-
ern sich ziemlich früh dafür, dass das jetzt eine ei-
genständige Fraunhofer-Einrichtung werde; dabei
ist das noch sehr unklar. In der Drucksache steht
explizit, von der weiteren Entwicklung werde es ab-
hängen, ob und bis wann sich das CML zu einem
eigenständigen Institut entwickeln kann. Wir sind
sehr dafür, diesen Fraunhofer-Prozess weiterzu-
führen, aber wir sind auch dafür, den Tag nicht vor
dem Abend zu loben.

(Beifall bei der CDU)

Beim European Screening Port, eine andere er-
folgreiche Einrichtung – noch vor 2009 geplant, es
ist nämlich aus dem Jahr 2007 –, freuen wir uns
ebenfalls, dass sie eine gute Entwicklung zeigt und
dass Sie diesen Weg weitergehen, wenn man sich
einmal den Haushaltplan anschaut.

(Dorothee Martin SPD: Lesen Sie mal unse-
ren Haushaltsantrag!)

Im Vergleich zur vorherigen Debatte, Frau Martin,
reden wir über einen Haushaltsantrag, der 3 Millio-
nen Euro für drei Jahre vorsieht – und das ins Ver-
hältnis gesetzt zu dem, was Sie für wirtschaftspoli-
tische Schwerpunkte setzen. Sie sollten also nicht
immer etwas von Haushalt erzählen.

Als Letztes möchte ich das Anwendungszentrum
für Regenerative Energien im Bereich der HAW
hervorheben. Auch das ist gut, aber da frage ich
mich, wenn im September 2013 die Fraunhofer-
Gesellschaft diesem Institut schon zugestimmt hat,
warum Ihr Senat dann über ein halbes Jahr
braucht, um die weiteren Schritte zu unternehmen
und die notwendige Zustimmung der Bürgerschaft
einzuholen. Das finde ich ein bisschen merkwür-
dig, das ist ein wenig zu langsam, um wirklich For-
schungsprofile an der HAW tatkräftig zu unterstüt-
zen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Ganz besonders lustig ist übrigens Seite 2 der
Drucksache. Da wird alles Mögliche, was mit dem
Thema Fraunhofer-Strategie gar nichts zu tun hat,
noch einmal hineingeschrieben. Und wenn man
sich die Wirklichkeit ansieht: Viele der Forschungs-
neubauten in Bahrenfeld, die wir für exzellente
Grundlagenforschung in dieser Stadt brauchen,
verzögern sich. Beim Bereich der Forschungs-In-
novationsparks ist es richtig, dass wir diese Flä-
chen für Ausgründungen haben, aber was hat Ihr
Senat denn mit Harburg gemacht? 2012 wurde ei-
ne Drucksache vorgelegt für das ICGT in Harburg,
für Green Technologies, alles ganz toll, und dieses
Jahr erreicht uns die nächste Drucksache. Es hat
alles nicht geklappt, zwei Jahre ist nichts passiert,
aber es ist 4 Millionen Euro teurer geworden. Also
so richtig rund läuft es auch nicht, und da finde ich
es schon bemerkenswert, wenn man dies ausführ-
lich als Highlight der Senatspolitik auf Seite 2 die-
ser Drucksache darstellt.

(Beifall bei der CDU)

Zum Thema Landesforschungsförderung: Es ist ei-
ne Frechheit, was dieser Senat schreibt. Das Volu-
men ist deutlich reduziert, und bis jetzt ist kein An-
trag bewilligt, sondern die Hochschulen sind nur
verunsichert, und das Fördervolumen ist ganz
kleinteilig aufgesplittet, sodass man keine Schwer-
punkte mehr setzen kann. Und neue Leibniz-Insti-
tute – da gab es auch Forschungseinrichtungen in
Hamburg, die auf dem Weg waren – werde es
auch nicht geben, sagt die Senatorin.

Meine Damen und Herren! Das alles macht deut-
lich, dass dieses einzelne Vorhaben gut ist, dieser
Drucksache stimmen wir auch zu, aber es ist kein
Durchbruch, kein Befreiungsschlag für Forschung
und Wissenschaft, und es fehlt eine übergeordnete

6536 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 87. Sitzung am 22. Mai 2014

(Thilo Kleibauer)



Strategie und Schwerpunktsetzung für Wissen-
schaft, Forschung und Innovation in Hamburg.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dr. Gümbel von der GRÜNEN Frakti-
on.

Dr. Eva Gümbel GRÜNE: Frau Präsidentin, sehr
geehrte Damen und Herren! Die vorliegende
Drucksache mit dem Titel "Fraunhofer-Strategie für
Hamburg" wird von uns ausdrücklich begrüßt; wir
haben dem auch im Ausschuss zugestimmt. Wir
sind das letzte Land, das ohne ein Fraunhofer-In-
stitut ist, aber – Frau Martin, Sie sind vielleicht
nicht in dem Ausschuss und haben die Diskussion
dann auch nicht so genau verfolgt, Herr Kühn hätte
Ihnen das sagen können – anders, als der markige
Titel dieser Drucksache vermuten lässt, werden wir
das vorerst auch bleiben. Das muss man der Ehr-
lichkeit halber dazusagen. Herr Kleibauer hat eben
ausgeführt, dass eine Evaluierung vorgenommen
wird. In der Drucksache wird aber auch ausgeführt,
dass diese Evaluierung wahrscheinlich noch lange
dauern wird. Wir wissen nicht genau, wann es da-
zu kommen wird.

(Hansjörg Schmidt SPD: Das Ziel ist doch
aber klar!)

Das Ziel ist klar. Wir stehen an Ihrer Seite, wir wol-
len ein Fraunhofer-Institut haben. Nur sind wir
eben noch nicht soweit, und wir wären es gewe-
sen, wenn Sie in den letzten fünf Jahren etwas
energischer in diesen Bereich investiert hätten.

(Hansjörg Schmidt SPD: Wir sind aber erst
seit drei Jahren dabei!)

– Sie sind erst seit drei Jahren dabei. Man hätte
das etwas energischer von Ihrer Seite unterstützen
können, aber ich will nicht weiter rummäkeln, wir
unterstützen das.

Ich will kurz auf die anderen Zentren eingehen. Sie
sind alle an anderen Orten, an anderen Mutter-In-
stituten angedockt: das CML, das hat Herr Kleibau-
er auch schon ausgeführt, in Dortmund, das IME in
Aachen und das Anwendungsorientierte Zentrum
in Itzehoe. Das ist gut, das vernetzt uns mit den
anderen Bundesländern. Schön wäre es natürlich,
wenn wir ein eigenes in Hamburg hätten, aber im
Augenblick ist es noch nicht soweit.

Eines wollte ich jetzt gern von Ihnen wissen, darauf
hat die Drucksache nicht so richtig geantwortet.
Der Ausgangspunkt all dieser Dinge war doch un-
ter anderem die 2011 von der Handelskammer
ausgesprochene Forderung nach diesen sechs In-
novationsparks. Da gibt es zum einen den Energie-
Campus in Bergedorf, der in der Umsetzung ist mit
dem Stand, den wir kennen. Dann ist es der eben
angesprochene InnovationCampus Green Techno-

logies in Harburg. Da wissen wir auch, dass es
nicht ganz so gut geht. Am DESY ist der Inkubator
geplant, ich hatte in der letzten Sitzung des Wis-
senschaftsausschusses gefragt, wie es da aus-
sieht. Ich habe nicht wirklich eine Antwort bekom-
men. Es würde mich aber sehr interessieren, wie
da im Augenblick der Stand ist. Und bei der jetzi-
gen Innovations-Allianz hat der Senat eine Projekt-
gruppe eingerichtet mit dem Ziel, in Hamburg ein
Netz von Forschungs- und Innovationsparks zu er-
richten. Wir würden sehr gern wissen, wie der
Stand der Planung hinsichtlich der weiteren For-
schungs- und Innovationsparks ist. Besonders wür-
de mich interessieren, ob die Forderungen des In-
novationsparks am Rothenbaum für Spin-Offs der
Universität Hamburg und am UKE in Eppendorf für
Life Science mit dem Schwerpunkt Krebsforschung
weiter vorangetrieben werden. Mich hätte gefreut,
wenn wir auch dazu etwas durch die Drucksache
erfahren hätten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich fasse noch einmal zusammen. Im Grundsatz
finden wir es richtig, hier weiter voranzugehen,
aber man muss festhalten, dass der Fortschritt ei-
ne Schnecke ist und die SPD auf dem Schnecken-
haus sitzt.

(Beifall bei den GRÜNEN – Christiane
Schneider DIE LINKE: Besser als drin!)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Frakti-
on.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Als ich hörte, dass
die SPD diese Drucksache zur Debatte angemel-
det hat, habe ich mich gewundert. Es ist nämlich
ungewöhnlich, dass die Drucksache vorweg gleich
an drei Ausschüsse überwiesen wird, von denen
sich bisher ein Ausschuss damit beschäftigt hat.
Zwei weitere Ausschussberatungen stehen also
noch aus, aber trotzdem meldet die SPD es zur
Debatte an. Da fragt man sich, warum das pas-
siert. Entweder meldet man es zu Beginn an, um
es dann zu überweisen, oder man meldet es dann
an, wenn die Ergebnisse aus den Ausschussbera-
tungen vorliegen. Wenn das anders erfolgt, ist es
schon ein wenig ungewöhnlich. Ich habe keine si-
chere Antwort darauf, aber mein Gefühl ist ein
bisschen dahingehend, dass man davon ablenken
will, was ansonsten in der Hamburger Hochschul-
politik passiert. Wir alle wissen, dass es da nicht
zum Besten steht, um es ganz vorsichtig zu formu-
lieren.

Ich rufe uns in Erinnerung: Wir haben eine
0,88-Prozent-Knebelung, das heißt, die Hoch-
schulen werden real ausgeblutet. Wir haben einen
Abbau von 26 Professorenstellen und 1217 Studi-
enanfängerplätzen. Die Wissenschaftsstiftung wur-
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de abgeschafft und damit auch gleich das Budget
von rund 11 Millionen Euro. Das Spitzenpersonal,
wie Professor Debatin, der UKE-Chef, wurde ver-
grault. Die Autonomie der Hamburger Hochschulen
wird verringert, indem die Behörde selbst nach
dem neuen Hamburger Hochschulgesetz vor-
schreiben will, wie viele Vizepräsidenten es geben
soll. Die Autonomie wird also auch beschnitten.
Und schließlich, wir alle wissen es, gab es ein ver-
nichtendes Urteil der Herren Dohnanyi, Peiner und
Maier. Das ist die wirkliche Bilanz. Will man hier-
von ablenken? Das ist nämlich die einzige Erklä-
rung dafür, dass man dieses jetzt zur Debatte an-
meldet.

(Beifall bei der FDP)

Wenn ich die Zahlen vergleiche – ich hatte vorhin
schon ein paar Zahlen genannt –, so kommen wir
auf über 20 Millionen Euro finanzielle Verschlech-
terung der Hochschulen. Nun sollen es 3,249
Millionen Euro plus 1,369 Millionen Euro Verpflich-
tungsermächtigung sein, zusammen also 4,6 Mil-
lionen Euro für fünf Jahre. Also nicht einmal 1 Milli-
on Euro pro Jahr werden für das durchaus sinnvol-
le Projekt ausgegeben. Das sind, unter uns ge-
sagt, noch nicht einmal 5 Prozent der bisherigen
Einsparungen. Anders ausgedrückt: Es ist ein
Tropfen auf den heißen Stein. Das ist nichts, damit
können Sie nicht den Mantel um die grausame
Wissenschaftspolitik von Senatorin Stapelfeldt le-
gen.

(Beifall bei der FDP)

Dennoch, auch die FDP-Fraktion hat im Wissen-
schaftsausschuss dieser Drucksache zugestimmt.
Ich will den Kollegen in den anderen Ausschüssen
nicht vorgreifen, aber wir werden wohl auch dort
zustimmen. Wir haben nichts gegen das Projekt
als solches, aber eingebettet in die gesamte Hoch-
schulpolitik ist es nur ein Tropfen auf den heißen
Stein, was die Sache nicht rettet. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Heyenn von der Fraktion DIE LINKE.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Es stimmt, Hamburg hat
kein Fraunhofer-Institut, und jetzt soll es eines ge-
ben mit drei Schwerpunkten, dem Center für Mariti-
me Logistik, dem CML, dem European Screening
Port GmbH, dem ESP, und dem Anwendungszen-
trum Leistungselektronik für Regenerative Energie-
systeme, dem ALR.
Mit dem ALR haben wir eigentlich schon angefan-
gen, dem haben wir auch vom Grundsatz her zu-
gestimmt. Das ist ein gemeinsames Projekt von
Hamburg   und  Schleswig-Holstein   zum   Thema
Windenergie, und es soll ein erstes, länderüber-
greifendes Energie-Großprojekt sein. Dieses ge-

meinsame Modellprojekt würde aufzeigen, wie es
in Norddeutschland gelingen kann, das wachsende
Stromangebot, insbesondere aus Windenergie, mit
den in der Metropolregion Hamburg vorhandenen
Verbrauchsschwerpunkten zu verknüpfen. Das ist
durchaus sinnvoll. Und es soll im praktischen
Großversuch die Machbarkeit der Versorgungs-
und Systemsicherheit auf der Basis von bis zu
100 Prozent erneuerbarer Energien untersucht und
umgesetzt werden. Das Fraunhofer-Anwendungs-
zentrum Leistungselektronik für Regenerative
Energiesysteme an der HAW stärkt eindeutig den
Aufbau des Technologiezentrums Energie-Campus
Hamburg in Hamburg-Bergedorf. Der Punkt ist,
dass Hamburg mit der Finanzierung dieses Groß-
projekts gar  nicht  befasst ist. Das geht über ISIT
Itzehoe über Schleswig-Holstein. Die Finanzierung
liegt also gar nicht beim Haushalt der Hansestadt
Hamburg. Wir unterstützen dieses Projekt erstens,
weil die Ergebnisse der Öffentlichkeit insgesamt
zugutekommen und nicht nur einem einzelnen Un-
ternehmen; wir erinnern uns, die Netze sind inzwi-
schen rekommunalisiert und auf dem Weg dahin.
Und wir unterstützen es zweitens, weil die Finan-
zierung nicht bei Hamburg liegt. Das ist durchaus
zu begrüßen.

Das zweite Projekt, das Fraunhofer CML, leitet un-
ter anderem ein Projekt, das Möglichkeiten, Vor-
aussetzungen und Potenziale der unbemannten
Schifffahrt aufdecken soll. Schwerpunkt ist die
Übergabe navigatorischer Aufgaben an landge-
stützte Basen, wodurch vor allem Sicherheit und
Effizienz der Schifffahrt in vielbefahrenen und navi-
gatorisch anspruchsvollen Gewässern erhöht wer-
den sollen. Der wichtigste Nebeneffekt dieses Pro-
jekts ist die Einsparung von Arbeitsplätzen an
Bord.

(Hansjörg Schmidt SPD: Das sagen Sie!)

Damit aber nicht genug, ich denke, einige werden
schon aufgehorcht haben. Wenn wir in die Druck-
sache schauen, dann finden wir unter Punkt 6.3
die Überschrift "Die Finanzierung der FhG und der
künftige Beitrag Hamburgs". Dann finden wir für
das CML, dass es die beiden Leistungsbereiche
Vertragsforschung und Verteidigungsforschung
umfasst. Letztes Jahr im November haben wir
dank des NDR und der "Süddeutschen Zeitung" er-
fahren, dass es an den Hochschulen in Deutsch-
land Forschungsprojekte vom Verteidigungsminis-
terium der USA gibt, und das Fraunhofer-Institut
war immer dabei. Aus diesem Grunde habe ich im
Ausschuss nachgefragt, wie es aussieht, wenn
Hamburg Mittel zum Fraunhofer-Institut, auch zum
CML, beisteuert, ob dann das, was die Senatorin
jetzt geschrieben hat – weil wir zum Beispiel die Zi-
vilklausel fordern –, weiterhin bestehen bleibt. In
der neuen Novelle des Hochschulgesetzes steht,
dass es eine Transparenzklausel geben solle. Für
uns ist es selbstverständlich, dass, wenn ein For-
schungsinstitut öffentliche Mittel erhält, es dann
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auch seine Forschungsprojekte veröffentlichen
muss. Die Senatorin hat auf meine Frage, wie es
damit aussieht, gesagt, das würden sie nicht tun.
Das Problem ist, dass die Auftragsforschung so-
wohl am CML als auch am ESP auf Geheimhal-
tung abzielt und Schutz für die Einzelinteressen
vor Transparenz und demokratische Kontrolle
setzt. Wie gesagt, bei der Rüstungsforschung sind
die Fraunhofer-Institute immer dabei. Deshalb leh-
nen wir das auf jeden Fall ab.

(Beifall bei Norbert Hackbusch und Christia-
ne Schneider, beide DIE LINKE)

Jetzt zum ESP. Ziel des ESP ist es, als Bindeglied
zwischen akademischer Forschung und der phar-
mazeutischen Industrie in Europa zu wirken. ESP
bietet Zugang zu neuester Screening-Technologie,
vielfältigen chemischen Substanzen und Proben
und Datenhandling. Dabei werden die an den
Hochschulen gewonnenen Erkenntnisse über die
Ursachen von Erkrankungen in chemische Werk-
zeuge und hochqualitative Ausgangsprodukte für
die Medikamentenentwicklung umgesetzt, welche
für die pharmazeutische Industrie von großem In-
teresse sind. Eben sagte auch Frau Martin, es wä-
re doch super, wenn wir in Zukunft sehr viele Pa-
tente hätten, auf denen "Made in Hamburg" stehe.
Ich sage Ihnen, davon hat Hamburg überhaupt
nichts. Ich habe im Ausschuss nachgefragt, wie es
denn aussehe, wenn ein Unternehmen dem ESP
einen Auftrag für Grundlagenforschung für Medika-
mente gäbe, und wenn sie dann ein besonders
wichtiges Medikament finden, wer dann das Patent
bekomme. Es wurde eindeutig gesagt, das Patent
bekomme die Auftragsfirma. Davon hat also dieses
Institut gar nichts.

Wir brauchen nur einmal in die USA zu schauen:
Sieben von zehn großen Fortschritten für die medi-
zinische Behandlung in den USA stammen aus öf-
fentlichen Labors, in denen sich öffentliche Mittel
befinden. So wurden zum Beispiel auch die ersten
Aids-Medikamente in staatlichen Labors der USA
entwickelt, und diese Medikamente sind heute
noch ein wichtiger Baustein der Aids-Bekämpfung,
aber – und das lesen wir auch – sie sind patentiert
und deswegen extrem teuer. Das heißt, sie sind
nicht für alle zugänglich.

Aus dem Grunde halten wir auch die Konstruktion
des ESP für ausgesprochen fragwürdig. Dass die
forschende Pharmaindustrie zunehmend mit Auf-
trägen an solche Institute geht, hat natürlich einen
ganz klaren Grund. Auf der einen Seite spart sie
Geld, und auf der anderen Seite kann sie dann die
Patente besonders gewinnbringend verkaufen.
Das hat mit Forschung nichts zu tun und schon gar
nicht mit öffentlichen Mitteln. Deswegen lehnen wir
das ab.

(Beifall bei der LINKEN)

In der Drucksache finden wir den schönen Satz,
dass die Ansiedlung der Fraunhofer-Gesellschaft
in Hamburg von besonderem wissens- und wirt-
schaftspolitischem Interesse sei. Es ist von beson-
derem wirtschaftspolitischem Interesse für die ent-
sprechenden Firmen, aber nicht für die Wissen-
schaft, das glauben wir keinen Moment. Bisher
profitieren nämlich zu 80 Prozent Großunterneh-
men von öffentlicher Innovationsforschung und
nicht die mittleren und kleinen Unternehmen.

(Hansjörg Schmidt SPD: Aber geforscht wird
doch trotzdem, oder?)

Wir haben einen immer stärkeren Trend zu Dritt-
mittelaufkommen in der Forschungsfinanzierung,
und das führt dazu, dass die Wissenschaft zuneh-
mend abhängig wird. Wir fordern – da bin ich mit
Herrn Schinnenburg einmal einig – eine abgesi-
cherte Grundfinanzierung der Forschung. Wir sind
der Auffassung, dass Förderung mit öffentlichen
Geldern an Hochschulen und außeruniversitären
Instituten allen zur Verfügung stehen muss. Das
darf nicht privatisiert werden und es darf auch nicht
dazu dienen, dass einige große Firmen damit
großes Geld verdienen.

Warum die Eile mit dieser Drucksache? Darüber
habe ich mich auch gewundert. Warum geht es
gleich an mehrere Ausschüsse, warum wird es
heute schon alles so durchgezogen? Es kann sein,
dass von der Wissenschaftspolitik abgelenkt wer-
den soll, ich glaube aber auch, es soll davon abge-
lenkt werden, worum es bei der Fraunhofer-Gesell-
schaft eigentlich geht. Wir lehnen das ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Es liegen keine
weiteren Wortmeldungen mehr vor. Da der Senats-
antrag bereits im Vorwege an die zuständigen
Fachausschüsse überwiesen wurde, bedarf es
hierüber heute keiner weiteren Abstimmung.

Wir kommen zum Punkt 47, Drucksache 20/11742,
Antrag der CDU-Fraktion: Park-and-ride-Anlagen
für HVV-Kunden weiterhin kostenfrei belassen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Park-and-ride-Anlagen für HVV-Kunden weiter-
hin kostenfrei belassen
– Drs 20/11742 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/11875 in der
Neufassung ein Antrag der FDP-Fraktion vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Stellplätze sichern – Park-and-ride-Anlagen zu-
kunftsfähig ausbauen
– Drs 20/11875 (Neufassung) –]
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Beide Drucksachen möchte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Verkehrsausschuss überweisen. Wer
wünscht das Wort? – Herr Hesse von der CDU-
Fraktion.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehr-
ter Herr Senator Horch, es wäre gut, wenn Sie jetzt
zuhören würden.

(Sören Schumacher SPD: Dann müsste Ihr
Kollege da mal wegkommen!)

Ich glaube nämlich durchaus, dass wir heute einen
Punkt haben, den wir diskutieren sollten, weil er
ein sehr, sehr wichtiges Mosaiksteinchen Ihrer ge-
scheiterten Verkehrspolitik in Hamburg ist.

(Beifall bei der CDU)

Dass Sie sich gern wegducken, ist heute in der Ak-
tuellen Stunde schon wieder deutlich geworden,
ebenso gestern. Da musste sich die SPD-Fraktion
schützend vor Sie stellen und in der Aktuellen
Stunde möglichst lange diskutieren, damit wir da
nicht schon über die Stau-Politik und Stau-Situati-
on in unserer Stadt diskutieren konnten.

(Dirk Kienscherf SPD: Für uns ist Europa
wichtig!)

– Lieber Herr Kienscherf, das sind die Tricks, mit
denen die SPD arbeitet.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Schlimm,
schlimm, schlimm!)

Aber die Menschen und die Wirtschaft in dieser
Stadt sind so sauer, sodass Sie sich damit nicht
dauerhaft durchsetzen werden. Wir werden das
Thema immer wieder auf die Tagesordnung brin-
gen und Ihre verfehlte Verkehrspolitik angreifen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Menschen in unserer Stadt haben Ihre igno-
rante Politik satt, es reicht nicht, immer nur die Pro-
bleme wegzulächeln. Das heutige Thema Park and
ride, das wir in dieser Debatte diskutieren, ist ein
Teil davon. Wir werden nachher noch über das
Busbeschleunigungsprogramm sprechen.

Liebe Frau Koeppen, es reicht auch nicht, immer
nur zu sagen, dass es das alles schon früher ge-
geben habe, da sei doch die CDU schon an der
Regierung gewesen. Busbeschleunigungspro-
gramm, P+R, Staukoordination, die nicht stattfin-
det, das ist alles Made by SPD in Hamburg, daran
haben die Vorgängersenate keine Schuld, diesen
Schuh müssen Sie sich anziehen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Beim Thema P+R hat man immer noch den
Struck'schen Ansatz, dass kein Gesetz und kein
Thema ins Parlament durch den Senat komme, oh-

ne dass es geändert werde. Lieber Kollege Busch-
hüter, wir haben uns im Ausschuss wirklich Mühe
gegeben, uns mit dem Thema P+R ausführlich zu
beschäftigen. Wir haben eine Expertenanhörung
gemacht, wir haben eine Senatsbefragung ge-
macht, wir haben das Thema P+R wirklich von hin-
ten bis vorne beleuchtet.

(Arno Münster SPD: Und?)

Aber was ist das Ergebnis, lieber Arno? Die SPD
– ich darf das Wort wahrscheinlich nicht sagen –
sagt, egal, was dort besprochen wurde, wir gehen
mit einer vorgefestigten Meinung in den Aus-
schuss, wir gehen so auch wieder hinaus, lass das
Parlament und die Abgeordneten noch ein
bisschen mit den Experten diskutieren, das interes-
siert uns einfach nicht.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir sind so flexibel!)

Wir drücken das wieder durch, was der Senat als
Vorlage eingebracht hat. Das ist Ignoranz gegen-
über Experten, das ist Ignoranz gegenüber der Öf-
fentlichkeit, und das ist auch Ignoranz gegenüber
den Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss.

(Beifall bei der CDU)

2 Euro pro Tag zusätzlich als Anreiz dafür, Men-
schen zu gewinnen, vom Auto in den öffentlichen
Personennahverkehr umzusteigen, ist Ihr Ziel, das
Sie ab Juli an 15 Standorten umsetzen wollen. Hö-
ren Sie endlich auf, mit dieser Gebührenpolitik Ihre
Bürgerinnen und Bürger zu schikanieren.

Ich könnte auch noch viel über das Abzetteln in
der Innenstadt sagen, wo Sie die Bezirklichen Ord-
nungsdienste abgeschafft haben, um in der Innen-
stadt Geld zu verdienen. Alle anderen lassen Sie
im Stich, zum Beispiel in Langenhorn oder Fuhls-
büttel, wo der Einzelhandel unterstützt werden
müsste.

(Arno Münster SPD: Das ist doch Quatsch!)

Da findet gar keine Überwachung des Parkraums
statt. Es geht Ihnen nur um Gebühren, ob es nun
bei der Überwachung des ruhenden Verkehrs ist
oder bei P+R. Sie wollen die Leute abzocken.
Auch das ist SPD-Politik.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Warum haben Sie nicht auf die Experten im Ver-
kehrsausschuss gehört, die Sie gefragt haben,
warum es 2 Euro sein müssten, warum Sie gleich
so hoch ansetzen würden. Selbst ein Ihnen nahe-
stehender Verkehrsverband hat bezweifelt, ob
2 Euro wirklich die richtige Höhe sei, vielleicht soll-
te man ein bisschen niedriger ansetzen. Warum
haben Sie sich nicht einmal mit dem Umland aus-
einandergesetzt? Sie haben Ihre P+R-Konzeption
allein in Hamburg gemacht, aber P+R heißt auch
HVV. Es gab keinerlei vernünftige Abstimmungs-
gespräche mit Schleswig-Holstein und Niedersach-
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sen. Sie haben Ihr Ding selbst gemacht, anstatt ei-
ne gemeinschaftliche Konzeption zu entwickeln,
die unsere Stadtteile, zum Beispiel Harburg oder
Bergedorf und andere, für die P+R von besonde-
rem Interesse ist, schützen. Das ist Hamburger Ar-
roganz der SPD gegenüber Schleswig-Holstein
und Niedersachsen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Zudem haben wir gemeinschaftlich mehrfach ein
Bike-and-ride-Konzept angefordert. Es ist wirklich
schön, dass es ein P+R-Konzept gibt. Ich hätte
auch Vorstellungen, wie man das weiterentwickeln
kann, nicht so wie der Senat, aber durchaus richti-
gerweise.

(Dirk Kienscherf SPD: Da müssen Sie mal
mit Ihren Fraktionskollegen reden!)

Man könnte vielleicht auch einmal Bike and ride
diskutieren. Ich weiß gar nicht, wie oft uns gesagt
wurde, es sei etwas in der Mache, da komme noch
etwas. Sie drücken trotzdem jetzt schon Ihre P+R-
Konzeption durch, ohne dass wir wissen, was mit
Ihrer Bike-and-ride-Konzeption kommt.

(Dirk Kienscherf SPD: Das eine ist Auto, das
andere ist Fahrrad!)

Es geht Ihnen nur ums Geldverdienen und nicht
um die Sache, das wird hieran noch einmal deut-
lich.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ver-
schaffen Sie sich doch erst einmal einen Überblick,
was in Ihren P+R-Stationen tatsächlich passiert.
Haben Sie denn einmal untersucht, welche Men-
schen dort parken und welche Fehlparker es in
diesen P+R-Stationen gibt? Das ist natürlich eine
Suggestivfrage, denn natürlich haben Sie das nicht
getan. Sie wissen gar nicht, wer in Ihren P+R-Sta-
tionen parkt. Haben Sie schon einmal darüber
nachgedacht, liebe Genossinnen und Genossen
der SPD, ob man vielleicht Anreize schaffen könn-
te, ob man den Nutzern von Autos, die auch eine
Zeitkarte des HVV haben, eventuell einen Parkbe-
rechtigungs-Chip geben könnte, damit sie parken
können? Nein, das haben Sie nicht. Warum? Weil
das kein Geld bringt. Ihnen geht es um das Auto-
fahrer-Abzocken, um das Geldverdienen, Ihnen
geht es gar nicht darum, die P+R-Anlagen vernünf-
tig zu bewirtschaften und denjenigen zugänglich zu
machen, die da parken sollen.

Hören Sie doch bitte auf die Experten und ihre Er-
kenntnisse, wenn es um das Umfeld dieser P+R-
Anlagen geht. Jeder, der in der Expertenanhörung
war, hat gehört, dass es bei anderen Standorten,
an denen es eingeführt wurde, zu Verdrängungen
gekommen ist.

(Vizepräsidentin Antje Möller übernimmt den
Vorsitz.)

Wir als CDU haben es mehrfach angemahnt und
gesagt, bevor Gebühren bei den P+R-Anlagen ein-
geführt werden, muss man sich Gedanken darüber
machen, wie man die Anwohnerinnen und Anwoh-
ner im Umfeld dieser P+R-Anlagen vor dem Park-
suchverkehr, der daraus vielleicht entsteht, schüt-
zen kann. Gerade meine letzte Anfrage hat wieder
gezeigt, dass es keine Ideen gibt, sondern man
erst einmal schaue, was passieren werde. Dann
wird vielleicht einmal jemand vorbeigeschickt und
man sieht, ob man dann etwas tut. Sie lassen die
Menschen im Stich mit Ihrer Politik, und Sie wer-
den sehen, dass dieser Parksuchverkehr Ihnen
weitere Frustrationsmomente von vielen Wählerin-
nen und Wählern in der Nähe dieser Parkanlagen
einbringen wird. Und Sie schädigen den Einzelhan-
del. Ich weiß gar nicht, wie oft ich das gesagt ha-
be. Warum muss ein P+R-Haus am Wochenende
tatsächlich abgeschlossen sein? Wenn es an ei-
nem Einzelhandelsstandort ist, wenn dort tatsäch-
lich auch Nutzer den regionalen Einzelhandel stär-
ken können und wenn dort wenige Nutzer des öf-
fentlichen Personennahverkehrs parken, warum
gibt es da keine Flexibilität, Parkplätze zur Verfü-
gung zu stellen? Sie sind eine Parkplatzvernich-
tungs-Partei geworden, ob es beim Busbeschleuni-
gungsprogramm oder beim P+R ist, Sie entziehen
dieser Stadt und diesen Menschen Parkplätze.
Das ist der falsche Weg und das wird sich rächen.

(Beifall bei der CDU)

Mein Appell an die SPD-Fraktion: Schieben Sie
diese Maßnahme. Wenn Sie eine vernünftige
P+R-Konzeption machen, drücken Sie sie nicht
durch, sondern überlegen Sie noch einmal, ob Sie
auch die Punkte, die ich eben angesprochen habe,
vernünftig berücksichtigt haben. Schieben Sie die
Maßnahme, bis die Bike-and-ride-Konzeption vor-
handen ist, und brechen Sie hier nichts übers Knie.
Das haben Sie bei vielen anderen Bereichen auch
schon gemacht, und daran sind Sie gescheitert.
Bei P+R können Sie es heute noch ändern. Las-
sen Sie das, was Sie dort vorhaben. Es schadet
den Menschen, es schadet der Stadt und am meis-
ten schadet es Ihnen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Frau Koeppen von der SPD-Fraktion.

(Dietrich Wersich CDU: Verweisen Sie ein-
fach auf Ihre letzte Rede!)

Martina Koeppen SPD:* Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Wersich,
das könnte Herr Hesse machen, nämlich auf seine
letzten Reden verweisen, denn alle Reden sind
laut und unangemessen.
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(Beifall bei der SPD – Dietrich Wersich CDU:
Es gibt keinen Stau in Hamburg!)

Sie sollten sich einmal ernsthaft Gedanken darüber
machen, was die CDU denn in den zehn Jahren ih-
rer Regierungszeit in der Verkehrspolitik auf die
Reihe bekommen hat – nichts. Sie haben Millionen
von Euro bei der Planung der Stadtbahn versenkt
und das Projekt an die Wand gefahren. Die S4 und
die S21 hatten Sie gar nicht auf dem Schirm. Sie
sind dafür verantwortlich, dass sich im Winter
2010/2011 Hunderte von Menschen auf spiegel-
glatten Gehwegen verletzt haben.

(Dietrich Wersich CDU: So ein Quatsch!)

Sie sind verantwortlich für die vielen Verkehrsun-
fälle in diesem Winter, weil Sie vergessen hatten,
Streusalz zu bestellen. Entschuldigen Sie, bei dem
Präsidenten der Bürgerschaft wurde die Straße na-
türlich geräumt, das vergaß ich vollkommen. Plei-
ten, Pech und Pannen. In der Schule würde man
sagen: Note Sechs, setzen. Bei uns im Parlament
sagt man: nicht regierungsfähig.

(Beifall bei der SPD)

Ansonsten, Herr Hesse, herzlichen Glückwunsch,
Sie  sind  nämlich ein  wahrer  Recycling-Experte.
Alte Anträge werden nach einem halben Jahr wie-
der aus der Schublade geholt und mit einer neuen
Überschrift versehen.

(Dirk Kienscherf SPD: Er sollte in den Um-
weltausschuss gehen!)

Das ist echte parlamentarische Arbeit, die Ham-
burg sicher nicht nach vorn bringt.

Immerhin specken Sie inhaltlich die alten Anträge
ab, weil Sie erkannt haben, dass die meisten For-
derungen bereits Bestandteil des vorgelegten
P+R-Konzepts sind. Hierzu ist aber anzumerken,
dass inhaltliche Arbeit nicht zu Ihren parlamentari-
schen Stärken gehört. Es sind mehr die platten,
lauten Wortbeiträge, durch die Sie unangenehm
auffallen.

(Beifall bei der SPD)

Einmal fordern Sie, die Nutzung der P+R-Anlagen
für Fremdparker freizugeben, ein halbes Jahr spä-
ter wird der Senat dann von Ihnen aufgefordert,
gerade gegen diese Fremdparker vorzugehen.
Mittlerweile scheinen Sie auf Ihrer verkehrspoliti-
schen Amokfahrt den inhaltlichen Überblick verlo-
ren zu haben. Und das vom Senat im Herbst 2013
vorgelegte P+R-Konzept war überfällig. Auch in
diesem  Bereich   ist während  der  Zeit der CDU-
Senate sträflicherweise nichts getan worden.

In diesem Konzept wird detailliert aufgezeigt, wie
eine    sinnvolle   Entwicklung   von  P+R   in   den
nächsten Jahren aussehen wird. Unter breiter Be-
teiligung wurde dieses Konzept abgestimmt, und
es bietet eine gute Grundlage für die Weiterent-
wicklung.

Über die Pendlerzahlen und die Auslastung brau-
che ich Ihnen sicherlich nichts zu sagen, diese
Zahlen kennen Sie. Außerdem wird detailliert auf-
geführt, wo kurz-, mittel- und langfristig Handlungs-
bedarf besteht, insbesondere, Herr Hesse, an den
Strecken der S4 und der AKN, das wissen Sie
schon; bei den Projekten haben Sie auch nichts
getan.

Ganz wichtig ist, dass zukünftig alle P+R-Anlagen
in einem einheitlichen Qualitätsstandard ausgestat-
tet werden sollen. Diese Investitionen kosten Millio-
nen Euro, das muss bezahlt werden. Jeder P+R-
Stellplatz kostet jährlich 300 Euro Unterhaltung,
sodass wir insgesamt auf ein Defizit von
600 000 Euro kommen für diese Gesellschaft, die
von der HGV getragen wird. Ich kann in Ihrem An-
trag keine Gegenfinanzierung sehen, wie Sie denn
Ihre kostenfreie Nutzung und den Umbau der Qua-
litätsstandards finanzieren wollen.

(Dietrich Wersich CDU: Oh doch, da haben
wir sogar Vorschläge gemacht!)

Die Umlandgemeinden zeigen uns das bereits; so
viel zum Thema Abstimmung. Zwischen 1 und
5 Euro Gebühren kostet dort die Nutzung von
P+R-Stellplätzen.

Sehr geehrter Herr Hesse! Nehmen Sie sich ein-
mal ein Beispiel an der FDP-Fraktion. Sie hat mitt-
lerweile verstanden, dass die Stellplatzpflicht für
Gewerbeobjekte noch Bestand hat und die Einnah-
men aus der Stellplatzabgabe auch weiterhin für
den Ausbau der P+R-Anlagen eingesetzt werden.

Zum Schluss möchte ich noch einmal auf einen
wichtigen Aspekt eingehen, der gerade von den
Herren in diesem Hause immer wieder gern ver-
gessen wird. Die jetzigen P+R-Häuser sind dunkel
und unübersichtlich und gerade für Frauen echte
Angstträume. Es ist höchste Zeit, dass diese
Angstträume beseitigt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die heu-
te eingebrachten Anträge sind populistisch und
werden daher von uns abgelehnt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Dirk Kienscherf SPD:
Sehr gut!)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Herr Dr. Steffen von der GRÜNEN Fraktion.

Dr. Till Steffen GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Frau Koeppen, zu der eigentlich interessanten Fra-
ge, warum es verkehrspolitisch sinnvoll sein soll,
das mit Geld zu belegen, was man eigentlich errei-
chen möchte, nämlich dass die Leute nicht mit
dem Auto in die Stadt fahren, haben Sie nichts ge-
sagt. Sie haben zu vielen Fragen etwas gesagt,
aber zu der eigentlich interessanten Frage – und
sie wird zu Recht gestellt – haben Sie nichts ge-
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sagt. Insofern war Ihr Vortrag eine Vier minus,
Sechs würde ich nicht ganz sagen, ich fand das
von Ihrer Seite ein bisschen übertrieben. Deswe-
gen will ich an dieser Stelle erklären, warum es
vom Grundsatz her eine sinnvolle Maßnahme ist,
diese Bewirtschaftung einzuführen.

Herr Hesse hat die Aussagen der Gutachter im
Ausschuss nicht ganz vollständig zitiert. Er hat sich
auf einen relativ kleinen Automobilclub bezogen,
der natürlich nicht anders konnte, als auf die ent-
sprechenden Fragen zu sagen, Autofahrer würden
sich vielleicht ein bisschen weniger Gebühren wün-
schen. Aber interessant waren an der Stelle vor al-
lem die Erfahrungen aus München. In München
gibt es – wie auch in Hamburg, das hat der Senat
schon hinreichend untersucht – in aller Regel
schon  sehr   früh   am Tag  eine  vollständige Aus-
lastung der P+R-Plätze. Was bedeutet es, wenn
ein Park-and-ride-Platz schon morgens vor 8 Uhr
voll ist? Das bedeutet, dass die Pendlerinnen und
Pendler, die vielfach zwischen 8 Uhr und 9 Uhr die
Hamburger Stadtgrenzen überschreiten, sich eben
nicht darauf verlassen können, dass an dem Park-
and-ride-Platz dann auch ein Parkplatz zur Verfü-
gung steht. Das ist besonders misslich für diejeni-
gen, die wirklich darauf angewiesen sind, mit dem
Auto bis zur Stadtgrenze zu kommen, weil sie aus
Bereichen kommen, wo es keine vernünftige
ÖPNV-Anbindung gibt. Die sollten wir natürlich be-
sonders im Blick behalten und nicht so sehr dieje-
nigen, die vielleicht tatsächlich Alternativen haben.
Deswegen ist das Grundprinzip – das hat sich aus
dem, was wir aus München gelernt haben, ge-
zeigt – vernünftig und verdient ausdrücklich Zu-
stimmung.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Ole Thor-
ben Buschhüter und Gert Kekstadt, beide
SPD)

Deswegen ist es auch keine Maßnahme, die sich
gegen Autofahrer richtet, sondern es ist eine Maß-
nahme, die für die Autofahrerinnen und Autofahrer
ist, die das Auto wirklich brauchen. Genau für die-
se Gruppe müssen natürlich auch abgestimmte
Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden. Aber
wir werden es als Stadt nicht leisten können, dass
jeder, der schlicht zu faul ist, auf zur Verfügung
stehende Alternativen zurückzugreifen, dann einen
Parkplatz direkt an den Schnellbahnstationen be-
kommt. Dort ist der Grund ausgesprochen teuer,
und deswegen ist das eine Maßnahme, die wir
nicht für die Masse aller Pendlerinnen und Pendler
anbieten können und ebenso wenig für all diejeni-
gen, die sich unter Umständen anders fortbewe-
gen könnten. Deswegen ist es völlig vernünftig, auf
solche Marktinstrumente zu setzen.

Es ist deswegen auch vernünftig, sich über diejeni-
gen Gedanken zu machen, denen man jetzt eine
Veränderung zumutet. Das sind zum Beispiel Leu-
te, die einen Weg von 1,5 Kilometern bis zur

Schnellbahnstation lieber mit dem Auto machen.
Gerade bei solchen Entfernungen ist das Fahrrad
eine sehr gute Alternative, um sich zur Schnell-
bahnstation zu bewegen.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Weil das so ist, muss man den Menschen, die tat-
sächlich den ganzen Tag ihr Fahrrad an einer
Schnellbahnstation abstellen sollen – es ist dort für
diejenigen, die eventuell ein Fahrrad entwenden
wollen, besonders attraktiv, weil sie auch wissen,
dass der Besitzer so schnell nicht wiederkommt –,
sichere Abstellanlagen zur Verfügung stellen. Des-
wegen war die Bewertung durch Frau Koeppen
auch nicht richtig – da hat Herr Hesse absolut
recht –, denn es ist falsch, hier nicht gleichzeitig
auch das Bike-and-ride-Konzept auf den Tisch zu
legen. Dann kann man sagen, dass man zwar eine
Einschränkung mache, die ihren Sinn hat, aber
gleichzeitig ein zusätzliches Angebot mache, um
den Leuten, für die es sich künftig nicht mehr loh-
nen soll, eine gute Alternative zu bieten. Ich ver-
stehe nicht, warum der Senat hier wieder einmal
die Fahrradpolitik hinten runterfallen lässt, obwohl
die Förderung des Radfahrens die günstigste Mög-
lichkeit ist, um etwas gegen Stau und andere un-
angenehme Erscheinungen beim Autoverkehr in
dieser Stadt zu tun.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Richtig an dem, was Herr Hesse sagte, ist auch,
dass es erstaunlich ist, dass der Senat nicht in der
Lage war, das jetzige Konzept mit dem Umland ab-
zustimmen. Auch an der Stelle haben wir sehr kla-
re Hinweise aus München bekommen. Ein System
der Tarife für Park-and-ride-Plätze muss logisch
sein, es muss sich tatsächlich einprägen und es
muss natürlich Anreize geben, so weit draußen wie
möglich zu parken. Das macht München uns vor,
und München schafft es sehr wohl, sich auch mit
den Umlandkommunen abzustimmen. Fast alle im
Umland von München machen dabei mit, und es
gibt wirklich ein gestaffeltes System. Die Leute wis-
sen also, sie sollten möglichst früh aus dem Auto
aussteigen. Dass das in Hamburg nicht gelingt bei
der Vorbereitungszeit, die Sie hatten, verstehe ich
nicht.

Ich will einen letzten Punkt erwähnen. Richtiger-
weise sagt der Senat, es sollten sehr zentral lie-
gende Park-and-ride-Plätze abgeschafft werden,
denn es sei nicht sinnvoll, dass die Leute sehr weit
in die Stadt hineinfahren und die hochbelasteten
Straßen im Stadtzentrum noch benutzen müssten,
um den Park-and-ride-Platz zu erreichen. Aber der
Senat zieht nicht die richtige Konsequenz daraus.
Ich hatte anhand des Beispiels des Park-and-ride-
Platzes Hagenbecks Tierpark ausdrücklich gefragt,
ob es denn sinnvoll ist, die Pendlerinnen und
Pendler über das hochbelastete Autobahndreieck
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Hamburg-Nordwest zu führen, dann über die hoch-
belastete Kreuzung Sportplatzring/Volksparkstra-
ße, die im Moment auch eine große Staustelle in
unserer Stadt ist, und dann erst auf den Park-and-
ride-Platz. Darauf wurde geantwortet, dies sei voll-
kommen irrelevant.

Weil wir wirklich zurzeit viele Staus durch die Bau-
stellen haben, haben wir letztens den vom Senat
berufenen Staukoordinator Fuchs gehört. Er hat
über vieles gesprochen und viele Erkenntnisse
durchblicken lassen, was man vielleicht noch tun
könne, und ausdrücklich gesagt, es sei überhaupt
nicht sinnvoll, die Pendlerinnen und Pendler an
solchen großen Stauknotenpunkten vorbeizufüh-
ren. Das ist genau der Punkt, den wir kritisiert hat-
ten, denn hier wird nicht konsequent gehandelt,
aber es wäre eine Maßnahme gegen den Stau in
dieser Stadt, wenn man solche Park-and-ride-Plät-
ze auflösen würde. An diese attraktive Stelle direkt
an der U-Bahn-Station Hagenbecks Tierpark gehö-
ren keine Parkplätze hin, sondern Wohnungen, die
wir in dieser Stadt alle haben wollen, und die Park-
and-ride-Plätze gehören weiter nach draußen. An
der Stelle ist der Senat wirklich nicht konsequent.

(Beifall bei den GRÜNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Frau Koeppen, was
war das denn? Ihnen liegt ein Antrag vor, zu dem
Sie Stellung nehmen sollen. Es sind eine Menge
Ideen von Herrn Hesse, die man gut oder schlecht
finden kann, und dazu sollen Sie Stellung nehmen.
Aber was machen Sie? Ein simples Gepolter ge-
gen die CDU.

(Dirk Kienscherf SPD: Nee, nee, nee! Das
war Herr Hesse, der gepoltert hat!)

Das ist nicht unparlamentarisch, aber es zeigt ein-
fach, dass Sie nichts mitzuteilen haben zu diesem
Thema.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Sie haben in der Tat noch den Begriff Regierungs-
fähigkeit ins Spiel gebracht. Ich will mich gar nicht
darüber auslassen, wie es mit der Regierungsfä-
higkeit der CDU 2010 war, aber eines ist klar: Die
Regierungsfähigkeit von Senator Horch und Ihrer
Fraktion im Bereich Verkehr ist mit Sicherheit nicht
gegeben, und zwar heute; das ist doch das große
Problem dabei.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Die Einführung von Gebühren für P+R-Stellplätze
ist nichts anderes als ein Schildbürgerstreich. Nun
arbeiten viele von Ihnen in Behörden, da ist es
vielleicht anders, aber ich darf einen kurzen Hin-

weis aus der freien Wirtschaft geben. Es gibt kei-
nen Supermarkt, der für die Parkplätze bei ihm vor
der Tür Geld nehmen würde. Die Supermärkte bie-
ten natürlich ihre Parkplätze umsonst an, um Kun-
den für ihre Supermärkte zu gewinnen, und genau-
so sollte es auch der HVV machen. Gebühren auf
P+R-Plätzen sind   schlicht und einfach  unsinnig;
erster Punkt.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Punkt: Was sagen Sie eigentlich den Men-
schen, die nun Gebühren bezahlen und, wie Herr
Steffen schon richtig sagte, von außen in die Stadt
hineinfahren, aber keinen freien P+R-Parkplatz
mehr finden? Sie haben für eine Leistung bezahlt,
die sie nicht bekommen. So gehen Sie mit Bürgern
um? Das kann doch nicht ernsthaft sein.

Dritter Punkt: Selbst wenn man für die Entgelterhe-
bung ist, so ist es so, wie Sie es machen, doch ei-
ne reine Katastrophe. In der dazugehörigen Druck-
sache heißt es, Sie erwarteten Einnahmen von
1,1 Millionen Euro pro Jahr. Das scheint mir sehr
optimistisch zu sein, aber nehmen wir es einmal
an. Sie wollen aber Ausgaben tätigen mit der Hälf-
te dieser Summe. Das heißt, die Erhebung der
Entgelte verschlingt bereits die Hälfte der erzielten
Einnahmen. Ihnen bleibt gerade die Hälfte von
dem übrig, nur etwas über 500 000 Euro bleiben
Ihnen übrig mit einem riesigen bürokratischen Auf-
wand und dem Abkassieren der Autofahrer. Selbst
im Ergebnis ist Ihr Konzept unsinnig.

(Beifall bei der FDP)

In einem Punkt haben Sie vielleicht dazugelernt.
Zum ersten Mal kommt nicht das Zitat, dass der
Rechnungshof das aber möchte. Sie sagen sonst
immer, der Rechnungshof habe gesagt, Sie sollten
Gebühren für P+R-Plätze erheben. Das ist einfach
falsch, aber möglicherweise haben Sie es jetzt er-
kannt. Ich zitiere noch einmal, was der Rechnungs-
hof wirklich gesagt hat:

"Die Prüfung sollte berücksichtigen, wie sich
Entgelte  auf  den   Nutzungsgrad als  P+R-
Anlagen auswirken und in welcher Höhe
Verwaltungs-/Betriebskosten für die Entgelt-
erhebung  und Kontrollmaßnahmen […] ge-
genüberstehen würden."

– Zitatende.

Der Rechnungshof war wesentlich schlauer als
Sie, er hat bereits 2007 das Richtige gesagt. Sie
zitieren ihn falsch und ziehen die falschen Schlüs-
se. Die Entgelterhebung für die P+R-Plätze ist
ganz einfach falsch.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt hat Frau Koeppen gesagt – sie hört gar nicht
zu, es ist auch zu bitter für sie, das würde ich an
ihrer Stelle vielleicht auch machen –, wir bräuchten
einen Gegenfinanzierungsvorschlag. Sie wollen,
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um die Summe genau zu nennen, 558 037 Euro
einnehmen, wie Sie ausgerechnet haben, als
Überschuss, nach Abzug der Kosten. Sie haben in
den Jahren 2008 bis 2012 14,4 Millionen Euro
durch die Stellplatzabgabe eingenommen und da-
von gerade einmal etwa 3,9 Millionen Euro für
P+R-Plätze ausgegeben, also über 10 Millionen
Euro für andere Zwecke. Ich verlange doch gar
nicht, dass Sie die ganzen 10 Millionen Euro dafür
ausgeben, aber 500 000 Euro sind ohne Weiteres
abzuzweigen, und das ist wesentlich einfacher und
wesentlich sinnvoller.

Deshalb bleibt die FDP dabei, dass P+R-Parkplät-
ze kostenlos bleiben müssen. Wir brauchen eine
vollständige Beibehaltung der Stellplatzpflicht und
der Stellplatzabgabe, auch für Wohnungen, und
wir brauchen vor allem mehr P+R-Parkplätze. Des-
halb haben wir einen entsprechenden Zusatzan-
trag eingebracht. Auf die Entgelterhebung für
P+R-Plätze sollte generell verzichtet werden, und
die Stellplatzpflicht sollte in vollem Umfang auf-
rechterhalten werden. – Vielen Dank, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Frau Sudmann von der Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE: Ich frage mich schon
die ganze Zeit, was in den letzten vier Monaten
passiert ist. Am 7. Januar haben wir die Anhörung
zu Park and ride gehabt. Wir haben lang und breit
diskutiert, nicht unbedingt erfolgreich, da will ich
meinen Vorrednern recht geben. Aber ich habe
nicht mitbekommen, dass es irgendwo einen Sin-
neswandel gegeben hat, weder bei der SPD noch
bei den anderen Fraktionen. Das Einzige, was Sie
uns heute beschert haben, Herr Hesse, ist eine
Debatte, die sehr vorhersehbar ist. Sie haben Ihr
Programm abgespult, Frau Koeppen hat ihr Pro-
gramm abgespult, Herr Steffen hat vielleicht ein
paar neue Sachen eingebracht, aber es ändert
nichts an der Grundlage. Ich finde, Sie hätten eini-
ge Dinge aus der Anhörung weiter bedenken kön-
nen. Wir haben in der Anhörung – gerade aus
München, Herr Steffen sagte es schon – sehr posi-
tive Beispiele mitbekommen. Wir haben vor allen
Dingen mitbekommen – und da steht Herr Elste im
Wort, da steht die SPD im Wort –, dass auch Ham-
burg Bike and ride schreiben kann und das auch
ausbauen will, aber da passiert noch nicht allzu
viel, da gebe ich Ihnen recht. Das ist vier Monate
her, und wollen Sie jetzt alle vier Monate die De-
batten recyceln? Das macht keinen Spaß.

(Beifall bei der LINKEN – Klaus-Peter Hesse
CDU: Das geht zum 1. Juli los!)

– Zum 1. Juli gehen Sie vielleicht, aber egal.

Es stimmt, da gehen die Gebühren los. Aber wir
haben das doch genau debattiert und wussten das
auch. Wenn für Park and ride Geld genommen
wird, dann muss der Senat einmal darstellen, was
es als Gegenleistung gibt. Gibt es mehr Sicherheit,
gibt es eine Garantie auf Plätze, gibt es da eigent-
lich irgendetwas?

(Finn-Ole Ritter FDP: Teppich!)

– Herr Ritter, das war aber unter Ihrem Niveau.

(Beifall bei der LINKEN)

Als HVV-Nutzerin zahle ich schon einmal eine Ge-
bühr, das ist auch okay. CDU und FDP wollen es
für alle kostenlos haben. Das finde ich keinen gu-
ten Ansatz. Der HVV müsste darstellen, wie er es
machen will. Herr Schinnenburg hat es eben mit ei-
nem Supermarkt verglichen. Der Supermarkt ist
meiner Meinung nach eher daran interessiert, sehr
viele Gewinne und sehr viel Umsatz zu machen.
Wollen Sie jetzt, dass der HVV sehr viel Gewinne
macht? Das kann der HVV nur machen, indem er
die Fahrpreise weiter erhöht. Das ist auf gar keinen
Fall linke Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist alles lang und breit vor vier Monaten gesagt
worden und ich füge dem nichts mehr hinzu.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Antje Möller: Wenn nun keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksachen
20/11742 und 20/11875 in der Neufassung an den
Verkehrsausschuss zu? – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit sind diese Überweisungen ab-
gelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Wir be-
ginnen mit dem CDU-Antrag aus Drucksache
20/11742.

Wer möchte diesem seine Zustimmung geben? –
Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dieser Antrag
ist damit abgelehnt.

Wer schließt sich sodann dem FDP-Antrag aus
Drucksache 20/11875 in der Neufassung an? –
Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Auch dieser
Antrag ist mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 43, Druck-
sache 20/11725, Antrag der GRÜNEN Fraktion:
Verhandlungen zum Freihandelsabkommen zwi-
schen der EU und USA nur mit eindeutigen Min-
destanforderungen.

[Antrag der GRÜNEN Fraktion:
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Verhandlungen zum Freihandelsabkommen
zwischen der EU und USA nur mit eindeutigen
Mindestanforderungen
– Drs 20/11725 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Europaausschuss überweisen. Von den Frak-
tionen wurde mir mitgeteilt, dass diese Debatte
einvernehmlich gestrichen wurde. Damit kommen
wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
20/11725 an den Europaausschuss zu? – Die Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig
der Fall.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 60,
Drucksache 20/11765, Antrag der FDP-Fraktion:
Mittelstand entlasten – Vorgezogene Fälligkeit von
Sozialversicherungsbeiträgen rückgängig machen.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Mittelstand entlasten – Vorgezogene Fälligkeit
von Sozialversicherungsbeiträgen rückgängig
machen!
– Drs 20/11765 –]

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Herr Dr. Kluth,
Sie bekommen es.

Dr. Thomas-Sönke Kluth FDP:* Frau Präsidentin,
meine   Damen  und  Herren! Mit dem Rentenent-
lastungsgesetz 2005 wurde von der rot-grünen
Bundesregierung seinerzeit beschlossen, ab Janu-
ar 2006 die Fälligkeit der Sozialversicherungsbei-
träge vorzuverlegen. Ursächlich waren damals die
finanzielle Schieflage und Liquiditätsengpässe der
Sozialversicherungsträger. Es sollte dadurch si-
chergestellt werden, so die damalige Begründung,
dass die Sozialversicherungen ihre Leistungen
weiterhin pünktlich bereitstellen können. Und die
Umstellung im Jahr 2006 spülte den Sozialversi-
cherungen in der Tat rund 20 Milliarden Euro zu-
sätzliche Liquidität in die Kassen.

Womit wurde das erreicht? Dadurch, dass die Un-
ternehmen gezwungen wurden, in 2006 faktisch
13 statt 12 Monatsbeiträge zu zahlen, nämlich den
Beitrag für Dezember 2005 und die 12 Monatsbei-
träge für das laufende Jahr. Die rot-grüne Bundes-
regierung präsentierte diese Änderung damals als
eine Notlösung, da anderenfalls eine Beitragserhö-
hung von 0,7 Prozentpunkten in der Rentenkasse
erforderlich  geworden wäre.  So  konnte  zwar die
finanzielle Schieflage beseitigt werden, jedoch wur-
de das damals mit einer Einschränkung der Liqui-
dität  und einer neuen Abrechnungsbürokratie zu-
lasten des Mittelstands erkauft.

(Beifall bei der FDP)

Um das noch einmal zu verdeutlichen: Durch das
damalige Rentenentlastungsgesetz wurde die Fäl-
ligkeit der Sozialversicherungsbeiträge vom
15. des jeweiligen Folgemonats vorverlagert auf
den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats. Viele Arbeitgeber müssen dadurch die Sozi-
alversicherungsbeiträge zu einem Zeitpunkt ab-
rechnen und bezahlen, zu dem die Höhe der tat-
sächlichen Lohnkosten in Bezug auf die geleiste-
ten Arbeitsstunden noch gar nicht bekannt ist. Das
gilt insbesondere für das Handwerk und andere
Branchen mit einer Vergütung nach geleisteten Ar-
beitsstunden oder mit variablen Arbeitszeiten. Die
Resultate sind unnötige Doppelabrechnungen und
hohe Bürokratiekosten. Allein in Hamburg belaufen
sich die Bürokratiekosten aufgrund dieser Doppel-
abrechnungen auf rund 15 Millionen Euro pro Jahr.

Die Folgen dieser Doppelabrechnungen sind aber
nicht nur erhebliche Mehrkosten für Unternehmen,
sondern auch für die Sozialversicherungsträger,
die die Beitragserhebungen und Beitragsanmel-
dungen ebenfalls doppelt bearbeiten, verbuchen
und kontrollieren müssen. Die derzeitige Regelung
führt außerdem zu einem Liquiditätsentzug bei den
Unternehmen, denn die Sozialversicherungsbeiträ-
ge müssen von den Unternehmen vorfinanziert
werden,   auch  durch   teure  Bankkredite, mithin
finanziert durch Zinsen.

Meine Damen und Herren! Die sogenannte Nach-
haltigkeitsrücklage in der Rentenkasse stieg seit
2005 von 1,7 Milliarden Euro damals auf nunmehr
32 Milliarden Euro Ende 2013. Das ist, wenn Sie
es hochrechnen, eine Verneunzehnfachung der
Rücklage. Der Grund, der eine Einführung der Vor-
fälligkeit einstmals nötig machte, ist damit also
nicht mehr gegeben, sondern entfallen. Es ist da-
her nach unserer Auffassung ein Gebot der Stun-
de, sicherzustellen, dass aus einer Notlösung nicht
eine Dauerlösung auf Kosten und zulasten der Un-
ternehmen wird.

(Beifall bei der FDP)

Die Rücknahme der Vorverlagerung ist eine prakti-
kable und vor allem eine unbürokratische Rege-
lung, weil bei vielen Unternehmen, gerade Hand-
werksunternehmen oder Unternehmen mit varia-
bler Abrechnung, bei Mittelständlern dann nur
noch 12 statt bislang 24 Beitragsabrechnungen
notwendig wären und 12 Beitragsabrechnungen
mithin entfallen. Die Sozialversicherungsträger
würden dabei ebenfalls keine Mindereinnahmen
oder Einnahmeverluste erleiden.

Natürlich gibt es auch ein Gegenargument, und
das will ich an dieser Stelle nicht verschweigen. Es
entstehen natürlich durch die Wiedereinführung
der alten Regelung Kosten, nämlich ein einmaliger
Aufwand für die Umstellung. Aber wie bereits aus-
geführt, verfügen die Sozialkassen über mehr als
ausreichend Liquidität, und die anfallenden Kosten
sind auch fiskalisch aufgrund der Rücklagen ver-
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tretbar. Die einmaligen Umstellungskosten für die
Unternehmen, wenn man es aus der Perspektive
der Unternehmen sieht, werden demgegenüber
durch die weggefallenen Kosten der Doppel-
abrechnung mehr als kompensiert.

Meine Damen und Herren! Im Interesse des Mittel-
stands möchte ich daher bei Ihnen um Unterstüt-
zung für den FDP-Antrag werben. Wir sehen das
nicht nur allein so, so sieht es auch die SPD-ge-
führte Große Koalition in Mecklenburg-Vorpom-
mern oder beispielsweise die schwarz-gelbe Koali-
tion in Sachsen. Beide Landesregierungen haben
entsprechende Bundesratsinitiativen angestoßen,
das begrüßen wir ausdrücklich. Hamburg hat nun
Gelegenheit, ein vernünftiges Vorhaben zu unter-
stützen und einen Beitrag dafür zu leisten, Büro-
kratie abzubauen und den Hamburger Mittelstand
zu stärken. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Katharina Fege-
bank GRÜNE)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Frau Rugbarth von der SPD-Fraktion.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Gehen wir doch
gleich auf das zuletzt Gesagte ein. Herr Dr. Kluth,
es gab eine Bundesratsinitiative, ausgegangen
vom sächsischen Ministerpräsidenten, weil er zu
Wahlkampfzeiten versprochen hatte, dass er dafür
sorgen werde, diese Vorfälligkeit bei den Sozial-
versicherungsbeiträgen wieder zurückzunehmen.
Damit hat er dann seinen Koalitionspartner, die
FDP in Sachsen, mit in die Haftung genommen.
Sie vertritt das auch, und das ist von der Sache
her in Ordnung. Auf der Wirtschaftsministerkonfe-
renz hat er in Dresden im letzten Jahr diesen Vor-
stoß gemacht und die Zustimmung der anderen
Wirtschaftsminister der anderen Bundesländer
nicht erhalten.

Seit der Zeit – wir sind jetzt ungefähr der sechste,
siebte oder achte Landtag – kreiselt in ganz
Deutschland ständig dieser FDP-Antrag – wort-
gleich, nebenbei gesagt – durch die Gegend. Und
alle Landtage müssen sich jetzt damit beschäfti-
gen.

(Zurufe von der FDP – Glocke)

Vizepräsidentin Antje Möller (unterbrechend):
Meine Damen und Herren! Die Rednerin hat das
Wort und niemand sonst.

Andrea Rugbarth SPD (fortfahrend): Sämtliche
Landtage beschäftigen sich seit dieser Zeit aus-
führlich mit diesem Antrag der FDP, und alle Land-
tage lehnen es ab, bis auf die zwei von Ihnen ge-
nannten. Warum wohl? Rot-Grün hat 2005 in einer
Entscheidung zugunsten der gesellschaftlichen

Stabilität eine harte Entscheidung getroffen, die
zugegebenermaßen  die Wirtschaft sehr  stark be-
lastet hat. Die rot-grüne Bundesregierung hat ein
fantastisches und unsere Gesellschaft sicherndes
Rentenentlastungsgesetz beschlossen. Die 20 Mil-
liarden Euro, die dort seinerzeit einmalig hineinge-
spült wurden, haben natürlich die Wirtschaft, die
Selbstständigen, insbesondere die kleinen Unter-
nehmen, sehr stark belastet,

(Beifall bei Dr. Wieland Schinnenburg FDP)

aber wir haben eine gesellschaftliche Verantwor-
tung. Und aus diesem Grund haben wir das da-
mals so getragen. Tatsächlich ist aber die Liquidi-
tätsbelastung an dieser Stelle dem gegenüberzu-
stellen, was in die Kassen der Sozialversiche-
rungsträger hineingespült wurde. Herr Dr. Kluth
führte aus, wie viele Milliarden da jetzt lägen. Ge-
naugenommen, Herr Dr. Kluth, sind es 1,7 Monats-
ausgaben. Das war früher schon höher, und wir
können nicht davon ausgehen, dass das eine aus-
reichende Liquidität …

(Finn-Ole Ritter FDP: Sie nehmen es fürs
Rentenpaket!)

– Sie können gern ans Mikrofon gehen, dann ha-
ben alle etwas von Ihnen.

(Glocke)

Vizepräsidentin Antje Möller (unterbrechend):
Frau Rugbarth, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Ritter?

Andrea Rugbarth SPD: Nachdem ich Sie nun da-
zu aufgefordert habe, muss ich Ihnen jetzt leider
die Genehmigung erteilen, Herr Ritter.

Zwischenfrage von Finn-Ole Ritter FDP: Frau
Rugbarth, ich freue mich über Ihre Ausführungen,
die teilweise mit dem Thema zu tun haben. Ich
möchte Ihnen aber eine Frage stellen: Ist Ihnen
bekannt, aus welchen Beiträgen und von welchen
Milliarden Ihre Große Koalition und vor allem Ihre
Frau Nahles das Rentenpaket, das morgen be-
schlossen werden soll, bezahlt?

(Beifall bei Katharina Fegebank GRÜNE)

Andrea Rugbarth SPD (fortfahrend): Dieses wird
genauso aus den Beiträgen, die monatlich in die
Kassen hineingespült werden, bezahlt; logisch.

(Finn-Ole Ritter FDP: Aber Sie sagen doch,
sie sind eng in der Rücklage?)

Herr Ritter, Sie wissen genauso gut wie ich, dass
es eine gesetzliche Rücklage gibt, die nicht ange-
knabbert werden darf. In dem Moment, wo diese
Rücklage unter einen gewissen Wert sinkt, muss
die Bundesregierung eintreten und die mangelnde
Liquidität auffüllen. Das ist Ihnen doch alles be-
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kannt, nun tun Sie doch nicht so, als ob ich Ihnen
hier etwas völlig Neues erzähle.

(Beifall bei der SPD)

Sie wollen etwas zurücknehmen und sagen zu
Recht, das verursache wiederum Verwaltungsauf-
wand. Wozu? Wir brauchen keinen neuen Verwal-
tungsaufwand. Die Firmen haben sich daran ge-
wöhnt, dass Sie das im Gegensatz zu früher
14 Tage eher zu bezahlen haben, und wer Schwie-
rigkeiten hat, zum Monatsende die Beiträge zu
zahlen, der wird auch 14 Tage später Schwierig-
keiten haben. An der Stelle können wir mit Ihnen
ganz einfach nicht mitgehen.

(Beifall bei der SPD)

Noch etwas anderes. Sie haben in Ihrem Antrag
– das haben Sie wunderschön falsch von den an-
deren Landtagen abgeschrieben – davon gespro-
chen, dass man 24-mal berechnen müsse für ein
Jahr. Zwölfmal im Jahr werden die Beiträge abge-
führt, nicht 24-mal. Und für Betriebe mit unter-
schiedlichen Arbeitsstunden pro Monat gibt es ent-
sprechende Programme, dass der Beitrag ge-
schätzt wird, der voraussichtlich zu zahlen sein
wird, und dass das, was darunter oder darüber ist,
im nächsten Monat ausgeglichen wird, also tat-
sächlich die Korrektur dort erfolgt. Sollten Sie ein
Steuerbüro haben, welches 24 Abrechnungen
macht, dann helfe ich Ihnen gern weiter mit mei-
nem Steuerbüro, die machen das nämlich nur
zwölfmal und nicht 24-mal. – Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Herr Stemmann von der CDU-Fraktion.

Hjalmar Stemmann CDU: Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kluth hat die Fak-
ten klar auf den Tisch gelegt. Ergänzend kann aus
der Praxis noch berichtet werden, dass die Mel-
dung an die Krankenkassen bereits sechs Arbeits-
tage vor Monatsende erfolgen muss. Im Gesetz
stehen zwar fünf Tage, aber die Kassen legen das
sehr streng aus und erwarten die Meldung bereits
um 0 Uhr, also muss die Meldung faktisch am Vor-
tag erfolgen.

Morgen wird dieses Thema, Rücknahme der Vor-
verlegung der Fälligkeit der Sozialversicherungs-
beiträge, von der sächsischen Landesregierung
zur Beratung in den Bundesrat eingebracht. Dort
wird sich zeigen, wer es ernst meint mit Mittel-
standsförderung. Insbesondere mittelständische
Betriebe leiden nämlich unter dem erheblichen bü-
rokratischen und zum Teil auch finanziellen Mehr-
aufwand. Die Bürokratiekosten werden hier einsei-
tig dem Mittelstand zugeordnet. Einerseits müssen
die Arbeitgeber ihre Lohnkosten zu einem Zeit-
punkt zahlen, an dem die tatsächliche Höhe, ins-
besondere bei den Abrechnungen nach erbrachten

Arbeitsstunden, noch nicht bekannt ist. Im Folge-
monat müssen die Erklärungen der Arbeitgeber
dann entsprechend der tatsächlichen Entgelte kor-
rigiert werden, und das ist ein Mehraufwand, liebe
Frau Rugbarth. Die Entlastung für den Mittelstand
liegt insbesondere in den dann nicht mehr notwen-
digen Korrekturen.

Bislang zeigen sich Teile unserer Kollegen aus
CDU/CSU im Bundestag und auch der SPD noch
nicht bereit, diesen Weg zu gehen. Immerhin wird
momentan über Verfahrensvereinfachungen bei
der Meldung der Sozialversicherungsbeiträge dis-
kutiert. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung,
aber vielleicht braucht es noch ein wenig mehr
Nachhilfe aus Hamburg. Meine Fraktion wird daher
dem FDP-Antrag zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Antje Möller: Für die GRÜNE
Fraktion bekommt nun Frau Fegebank das Wort.

Katharina Fegebank GRÜNE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Vielleicht überrascht es
etwas, aber ich habe den Ausführungen von Herrn
Kluth und auch von Herrn Stemmann wenig hinzu-
zufügen. Wir finden den Vorstoß richtig. Ich sage
gleich dazu, dass wir in den einzelnen Bundeslän-
dern bei diesem Antrag unterschiedlich abge-
stimmt haben, weil das sicherlich ein Argument
sein wird, das die SPD vielleicht noch einmal vor-
bringt. Beispielsweise haben wir in Mecklenburg-
Vorpommern gegen den Antrag gestimmt und in
Brandenburg dafür, genauso wie wir in Sachsen
zugestimmt haben und in Niedersachsen nicht.

Wir haben noch einmal in die Geschichte geschaut
und festgestellt, so wie Herr Kluth es auch darge-
stellt hat, dass es sich bei dem Rentenentlastungs-
gesetz und den vorzeitigen Fälligkeiten von Sozial-
versicherungsbeiträgen eigentlich um eine Notlö-
sung handeln sollte. Nach Aussage einzelner grü-
ner Bundestagsabgeordneter von damals sollte
das eine Übergangslösung sein und eine Rück-
nahme geprüft werden, wenn die finanziellen Mög-
lichkeiten wieder da sein würden, sprich die Kas-
sen entsprechend gefüllt wären. Das ist heute der
Fall. Inzwischen erzielt die Sozialversicherung Zu-
schüsse von mehreren Milliarden Euro. Wir finden,
dass jetzt ein geeigneter Zeitpunkt ist, das tatsäch-
lich noch einmal zu überprüfen.

Die Begründungen sind genannt worden. Es gibt
teilweise Liquiditätsengpässe und die Vorabzah-
lungen stellen gerade die kleinsten Unternehmen
und Handwerksbetriebe vor hohe und teilweise
auch vor doppelte bürokratische Hürden. Es ist ei-
ne enorme Entlastung des Mittelstandes, des
Handwerks, wenn es hier eine Rücknahme dieser
Vorabzahlungen gibt. Deshalb begrüßen wir die-
sen Vorstoß und werden dem Antrag zustimmen.
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(Beifall bei den GRÜNEN, der FDP und bei
Hjalmar Stemmann CDU)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Herr Kluth versteht
zwar nicht viel von Kommunismus, aber an dieser
Stelle hat er völlig recht. Weniger Bürokratie unter-
stützen wir und dementsprechend werden wir dem
zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN, der FDP und bei
Hjalmar Stemmann CDU)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
Frau Rugbarth von der SPD-Fraktion.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrte Damen und
Herren, Frau Präsidentin!

(Christiane Schneider DIE LINKE: Habt ihr
es euch anders überlegt? – Jens Kerstan
GRÜNE: Wir haben sie überzeugt!)

– Nein, wir haben es uns nicht anders überlegt.

Wir können alle nicht sicher sein, ob die Konjunktur
weiterhin so stabil verläuft, wie sie momentan ver-
läuft. Sie riskieren mit dieser Entscheidung, wie Sie
sie gern getroffen hätten, ganz einfach, dass die-
ses Liquiditätspolster aufgebraucht wird. Und was
wäre dann die Folge? Denken Sie doch einmal ein
bisschen weiter. Wer würde denn letzten Endes
damit belastet? Natürlich würden dann wieder die
Arbeiter und die Angestellten belastet, weil dann
eventuell eine Erhöhung der Rentenbeitragssätze
und der Krankenkassenbeiträge erfolgen müsste.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das liegt
doch in Ihrer Hand! – Katja Suding FDP:
Das sagen gerade Sie?)

– Sie wollen doch dieses Liquiditätspolster wieder
auflösen. Wenn wir dem zustimmen würden, dann
hätten wir kein Liquiditätspolster mehr. Frau Su-
ding, können Sie so weit rechnen? Das ist doch
nicht zu fassen.

(Beifall bei der SPD)

Sie nehmen ganz einfach in Kauf, dass eventuell
Arbeiter und Angestellte das ausgleichen müssen
oder alle paar Jahre wieder eine Änderung erfolgt.

(Beifall bei der SPD – Katja Suding FDP:
Überlegen Sie doch mal, was Sie gemacht
haben im Bundestag!)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Kluth von der FDP-Fraktion.

Dr. Thomas-Sönke Kluth FDP:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Ich kann es relativ kurz
machen. Frau Rugbarth, die Tatsache, dass aus-
gerechnet die mittelstandspolitische Sprecherin der
SPD-Fraktion offensichtlich das Problem über-
haupt nicht erkannt hat, halte ich in der Tat für ein
Armutszeugnis der sozialdemokratischen Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der CDU, den GRÜ-
NEN und bei Dr. Walter Scheuerl fraktions-
los)

Natürlich haben wir eine Verdoppelung des Ab-
rechnungsaufwands, weil die betroffenen Betriebe
gezwungen sind, vor Beendigung des Monats eine
Pro-forma-Abrechnung zu erstellen auf Grundlage
der geschätzten angefallenen Arbeitsstunden, und
anschließend müssen sie noch eine korrekte Ab-
rechnung erstellen. Das führt dazu, dass man nicht
zwölf, sondern 24 Abrechnungen hat. Das ist ein
großer Aufwand, das belastet die Betriebe mit
15 Millionen Euro. Dass das die mittelstandspoliti-
sche Sprecherin der SPD nicht erkannt hat, halte
ich in der Tat für ein Armutszeugnis. Wir im Parla-
ment sind das gewohnt und können es ertragen,
aber für die betroffenen Betriebe ist das schlicht
zynisch. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Frau Fegebank von der GRÜNEN Fraktion.

Katharina Fegebank GRÜNE: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Frau Rugbarth, Sie sor-
gen sich um die Erhöhung der Rentenbeiträge. Ei-
nes kann ich Ihnen sagen: Die Rentenbeiträge
werden steigen. Sie werden nicht steigen, weil
man hier den Mittelstand entlastet, sie werden aber
in ein paar Jahren automatisch steigen, wenn das
milliardenschwere Rentenpaket der Großen Koaliti-
on in Berlin greifen wird,

(Beifall bei den GRÜNEN und der FDP)

von dem wir hier schon mehrfach gesagt haben,
dass es ein Angriff auf die Generationengerechtig-
keit ist. Den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, den jetzt Berufstätigen, wird kräftig in die Ta-
sche gelangt werden,

(Arno Münster SPD: Das stimmt doch alles
gar nicht!)

um die Rente mit 63, die Mütterrente und die Le-
bensleistungsrente zu bezahlen. Das ist das Pro-
blem. Aber das jetzt auf dem Rücken des Mittel-
stands, des Handwerks und der Kleinbetriebe aus-
zutragen, finde ich nicht richtig, und das verwun-
dert mich bei der Sozialdemokratie wirklich ein we-
nig.

(Beifall bei den GRÜNEN und der FDP)
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Vizepräsidentin Antje Möller: Frau Rugbarth, nun
haben Sie das Wort.

Andrea Rugbarth SPD: Frau Fegebank, ich werde
nicht auf Ihre bundespolitischen Einwürfe antwor-
ten, weil es Spekulation ist, was Sie gerade gesagt
haben. Jetzt geht es um ein ganz konkretes Pro-
blem. Herr Dr. Kluth hat mich angegriffen als mit-
telstandspolitische Sprecherin. Herr Dr. Kluth, ich
bin selbstständig, ich bin Unternehmerin. An dieser
Stelle weiß ich ganz genau, wo ich zu stehen habe
und dass eben auch Mittelstand eine gesellschaftli-
che Verantwortung hat. Wir betreiben hier keine
Klientelpolitik wie Sie.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Antje Möller: Meine Damen und
Herren! Nun sehe ich keine weiteren Wortmeldun-
gen zu dieser Debatte. Damit kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer dem Antrag der FDP–Fraktion aus der Druck-
sache 20/11765 nun seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunk-
ten 51 und 45, den Drucksachen 20/11746 und
20/11740, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Morato-
rium zum Busbeschleunigungsprogramm und An-
trag der CDU-Fraktion: Busse wirklich schneller
machen – nicht länger gutes Geld durch schlech-
tes Busbeschleunigungsprogramm verschwenden.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Moratorium zum Busbeschleunigungspro-
gramm
– Drs 20/11746 –]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Busse wirklich schneller machen – nicht länger
gutes Geld durch schlechtes Busbeschleuni-
gungsprogramm verschwenden
– Drs 20/11740 –]

Zur Drucksache 20/11740 liegt Ihnen als Drucksa-
che 20/11880 ein Antrag der SPD vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Hamburgs MetroBusse werden bis zu 30 Pro-
zent leistungsfähiger – mehr Kapazität, mehr
Pünktlichkeit, mehr Barrierefreiheit und mehr
Komfort für die Fahrgäste!
– Drs 20/11880 –]

Die Fraktion DIE LINKE möchte die beiden Druck-
sachen 20/11740 und 20/11746 an den Verkehrs-
ausschuss überweisen.

Wird das Wort gewünscht? – Frau Sudmann, Sie
haben es.

Heike Sudmann DIE LINKE: Liebe Kolleginnen
und  Kollegen!   Haben Sie  sich  eigentlich schon
einmal gefragt, was das Busbeschleunigungspro-
gramm mit Zitronenfaltern zu tun hat? Die Zitro-
nenfalter  falten keine Zitronen, und das Bus-
beschleunigungsprogramm   beschleunigt   keine
Busse.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der CDU und den GRÜNEN)

Diese Erkenntnis scheint auch dem Senat schon
gekommen zu sein, denn inzwischen versucht er
immer wieder, von einem Busoptimierungspro-
gramm zu sprechen, um deutlich zu machen, dass
es gar nicht um Beschleunigung geht. Busoptimie-
rungsprogramm, abgekürzt BOP, reimt sich auf
Flop, und genau so etwas ist das Busbeschleuni-
gungsprogramm momentan: Es wird ein echter
Flop.

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Sie haben
keine Ahnung!)

Deswegen, Herr Buschhüter, sagen nicht nur die
LINKEN, sondern auch die CDU und, ich glaube,
auch die GRÜNEN und die FDP, dass das Busbe-
schleunigungsprogramm ausgesetzt und überplant
werden muss. Dass ich das mittlerweile auch sage,
da haben Sie echt eine Leistung vollbracht.

(Beifall bei Dr. Roland Heintze CDU und Dr.
Till Steffen GRÜNE)

– Nicht Sie, der Senat ist so schlecht. Nicht, dass
Sie so gut sind; keine falsche Hoffnung.

Vor zwei Jahren hat der Senat gesagt, wir machen
ein Busbeschleunigungsprogramm, weil Sie nichts
anderes machen wollten. Stadtbahnplanung ging
Ihnen, ich weiß nicht woran vorbei, Sie haben auch
kein einziges Wort zum U-Bahn-Ausbau gesagt,
Sie haben einfach nur gesagt, wir machen was für
Busse.

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Das haben
Sie falsch verstanden!)

Ich habe damals gesagt, wenn Sie nichts anderes
machen wollen, dann müssen wir nehmen, was es
gibt, und dass Sie gefälligst gleichzeitig die Stadt-
bahn vorbereiten sollten. Selbst das haben Sie
nicht gemacht. Was Sie uns jetzt zur Busbeschleu-
nigung vorlegen, ist schon phänomenal. Zum
einen können Sie bis heute nicht darstellen, wofür
die 259 Millionen Euro genau verbraucht werden.
Sie können nicht sagen, was der Anteil für den Au-
toverkehr, für Straßenausbau und für Straßenver-
besserungen ist. Sie können nicht genau sagen,
was der Anteil für den Busverkehr ist, denn selbst
von den Lichtsignalanlagen, das ist völlig klar, pro-
fitiert auch der Autoverkehr. Ich habe deshalb kei-
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ne Lust mehr, weiter nachzufragen, wie sich das
aufteilt, sondern drehe den Spieß einfach um und
sage: 259 Millionen Euro für Straßenausbau und
Straßenerneuerung, von denen auch der Busver-
kehr ein bisschen profitieren kann, sind für mich
nicht gut genug. Das Gegenteil, nämlich dass die-
se Zahl nicht stimmt, müssen Sie mir erst einmal
beweisen.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun haben wir mittlerweile neue Erkenntnisse.

(Zuruf von Arno Münster SPD)

Die   sollten  nicht  nur Sie  erreicht haben, Herr
Münster, die dürften auch den Senat erreicht ha-
ben. Es hat nämlich Planfahrten gegeben, wie es
sie 2011, 2012 und teilweise auch 2013 nicht ge-
geben hat, wo also Busse die Strecke abgefahren
sind und die Zeit gestoppt wurde und so weiter.
Diese Planfahrten haben zu einem Ergebnis ge-
führt, das wir alle auch vorher schon wussten: Die
Lichtsignalanlagen sind ein Problem. Deswegen
diskutieren wir in dieser Stadt seit zehn oder zwölf
Jahren über die Bevorrechtigung für Busse. Die
Zweite-Reihe-Parker und -Parkerinnen sind ein
Problem; das war eigentlich auch schon bekannt.
Was aber bis dahin nicht so bekannt war, ist, wie
viel Zeit eigentlich der Fahrkartenverkauf frisst,

(Arno Münster SPD: Ja!)

und vor allen Dingen, lieber Herr Münster, wie viele
Fahrkarten eigentlich im Bus verkauft werden. Der
Senat sagt erst einmal, so ein Fahrkartenverkauf
dauere im optimalen Fall drei bis vier Sekunden
– die Hamburger und Hamburgerinnen sind schlau,
die können das –, aber wenn jemand eine Frage
hat, dann dauere es neun Sekunden. Ich bin jetzt
einmal sehr freundlich und nehme vier Sekunden.
Vier Sekunden bei 28 Millionen Fahrkarten, die in
den HVV-Bussen gekauft werden – wenn Sie das
umrechnen, dann kommen Sie auf einen Zeitbe-
darf von dreieinhalb Jahren pro Jahr. Die Busfah-
rer und Busfahrerinnen verbringen also dreieinhalb
Jahre damit, Fahrkarten zu verkaufen und nicht
weiterzufahren.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist nicht sehr in-
klusiv! Was ist denn mit den Leuten, die
noch mal nachfragen?)

– Dann dauert es sogar noch länger, Herr Kien-
scherf. Ich kann gern noch den Anteil der Men-
schen dazu rechnen, deren Fahrscheinkauf länger
dauert als vier Sekunden, dann sind Sie wahr-
scheinlich bei vier Jahren.

Ich will Ihnen nur deutlich machen, wo das Ein-
sparpotenzial liegt, wenn es darum geht, dass die
Busse schneller von Haltestelle A nach Haltestel-
le B und bis zur Endhaltestelle kommen sollen. Es
liegt darin, dass ich versuche, solche Faktoren ab-
zuschaffen, die sehr viel Zeit fressen. Nun sagt der
Senat – Frau Koeppen wird es auch gleich sa-

gen –, er wolle 34 Fahrscheinautomaten in 2014
und 2015 aufstellen. Mit 34 Fahrscheinautomaten
können Sie noch nicht einmal eine Linie abdecken,
weil   die  wesentlich  mehr Haltestellen  hat. Frau
Koeppen  wird  gleich sagen, wir hätten das doch
aber  beschlossen. Super,  jetzt  haben Sie aber
neue  Erkenntnisse.  Vielleicht sollten Sie dann sa-
gen, dass es mehr Sinn macht, in Fahrscheinauto-
maten an den Bushaltestellen zu investieren.

(Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und
bei Klaus-Peter Hesse CDU)

Schauen wir doch einmal in den Antrag der SPD,
der eigentlich gar kein Antrag ist.

(Beifall bei Dr. Till Steffen GRÜNE)

– Danke.

Da sagt die SPD,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wenn Sie die
Fakten nicht zur Kenntnis nehmen wollen,
dann müssen wir es Ihnen noch mal erklä-
ren!)

Herr Dressel, in 2012 haben wir in der Bürger-
schaft beschlossen, dass gegen Zweite-Reihe-Par-
ker und -Parkerinnen vorgegangen wird. In 2013
haben die Planfahrten stattgefunden. Ergebnis:
Die Zweite-Reihe-Parker und -Parkerinnen sind
weiterhin da. Wenn das so ist, dann muss ich das
doch hier benennen können und kann nicht einen
alten Antrag recyceln, bei dem nichts passiert ist.
Deswegen sagen wir gemeinsam als Opposition:
So nicht, das muss gestoppt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt kommen wir zu meinem Lieblingsstichwort,
der Beteiligung. Da muss ich unbedingt einmal zi-
tieren. Die SPD sagt in ihrem Antrag:

"Viele Maßnahmen zur Optimierung des
Bussystems finden weitgehend unbemerkt
[…] statt."

Dass Sie gern hätten, dass die Menschen vor Ort
nicht merken, was Sie da für einen Unsinn planen,
glaube ich. Ich kann es am Beispiel St. Georg
deutlich machen, wo heute Abend zum dritten Mal
die Busbeschleunigung diskutiert wird. In zehn Mi-
nuten geht es los. In St. Georg hatten Sie als Se-
nat vor, über 1,2 Millionen Euro – ich will jetzt nicht
sagen zu verbuddeln – auszugeben. Sie wollten
Kreisel machen, wo keiner einen Kreisel braucht,
Sie wollten Ampeln abbauen und Sprunginseln
schaffen – so ein neues, sportliches Instrument. All
das haben Sie vorgehabt. Und dann haben sich
sehr engagierte Bürgerinnen und Bürger hinge-
setzt und dafür gesorgt, dass es öffentliche Veran-
staltungen gibt, nicht nur Verkehrsausschusssit-
zungen, und gemeinsam mit dem LSBG geplant.

(Dirk Kienscherf SPD: Die waren auch öf-
fentlich!)
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– In den öffentlichen Verkehrsausschusssitzungen,
Herr Kienscherf, gibt es ein ganz kleines Problem
für die Bürger und Bürgerinnen: Sie haben kein
Rederecht. So ein Pech aber auch. Aber wenn das
für Sie Beteiligung ist, dann weiß ich, was Sie mit
"unbemerkt" meinen.

(Beifall bei der LINKEN)

In St. Georg haben also der zuständige LSBG,
aber auch die Behörde gemerkt: Die Leute haben
Ahnung, die scheinen da zu wohnen, die kennen
sich aus. Mittlerweile ist die Planung überarbeitet
worden und es werden Hunderttausende Euro ein-
gespart. Das muss Sie doch langsam ein bisschen
kribbelig machen und Ihnen das Gefühl geben,
dass es Sinn macht zu beteiligen. Deswegen sa-
gen wir: Stoppen Sie alle strittigen Projekte – da-
von haben Sie Massen – und machen Sie eine
neue Planung mit einer echten Beteiligung.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme noch einmal zum SPD-Antrag. Da hat
Frau Koeppen, oder wer immer dieses Ding ge-
schrieben hat, einen wunderschönen Satz formu-
liert. Denn das, was Sie beantragen, das machen
wir ja; Sie sagen es selber. Wir machen alle halbe
Jahre eine Befassung im Verkehrsausschuss und
da kann ich alles fragen. Ich bekomme nicht auf al-
les Antworten, aber ich kann fragen. Frau Koeppen
schreibt auf Seite 2 in ähnlichem Zusammenhang:

"Ein erneuter Beschluss zu diesen Maßnah-
men ist jedoch nicht notwendig."

Damit meinten Sie zwar einen CDU-Antrag, aber
egal, das Gleiche gilt auch für das, was Sie hier
beantragt haben. Ehrlich gesagt rate ich meiner
Fraktion,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nehmen Sie
doch mal die Fakten zur Kenntnis!)

sich an dieser Abstimmung nicht zu beteiligen,
denn das ist wirklich lächerlich, was Sie da bean-
tragen. Das machen wir schon, das ist nichts Vor-
anschreitendes.

(Beifall bei der LINKEN)

– Herr Dressel, ich weiß gar nicht, warum Sie so
dazwischenreden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was ist mit den
30 Prozent Kapazitätsausbau?)

– Wenn Sie es schaffen, diese 3,5 Jahre Zeitverzö-
gerung zum Beispiel durch Fahrkartenautomaten
abzubauen, dann haben Sie schon wesentlich
mehr Kapazität. Genau so argumentieren Sie
doch. Sie sagen, wir wollen beschleunigen, damit
mehr Busse fahren können und das schneller. Ge-
nau das Argument nehme ich auch, Herr Dressel.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Fahrkarten ab-
schaffen, das ist super!)

Aus dieser selbstgebauten Falle kommen Sie jetzt
gerade nicht heraus, das ist genau Ihr Problem.

(Beifall bei der LINKEN)

Brauchen Sie weniger Zeit bei den Fahrkartenver-
käufen, werden die Busse schneller. Ich weiß,
dass Sie auch wesentlich längere Busse haben
wollen. Das ist auch okay, nur müssen Sie dann
aber schauen, ob die längeren Haltestellen überall
hinpassen. Am Mühlenkamp haben doch Sie, die
Sie sich eben noch als Kleingewerbetreibenden-
versteher dargestellt haben, dafür gesorgt, dass
das Kleingewerbe auf die Barrikade geht. Sie kön-
nen feststellen, dass ganz viel schiefgelaufen ist.
Jetzt haben Sie die Möglichkeit zu sagen, wir stop-
pen, wir haben so viele neue Erkenntnisse, wir
überplanen das noch einmal.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie müssen
neue Erkenntnisse haben!)

Diese Möglichkeit bieten wir Ihnen heute mit dem
Antrag der LINKEN und dem CDU-Antrag, dem wir
natürlich zustimmen werden, an. Nur der SPD-An-
trag ist es eigentlich nicht wert, hier abgestimmt zu
werden. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Frau Koeppen von der SPD-Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Nun ist es so-
weit: CDU und LINKE haben sich politisch angenä-
hert.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nur im
Bus, nicht politisch!)

Nach Schwarz-Grün ergeben sich durch die Bus-
beschleunigung ganz neue Optionen für zukünftige
Koalitionen.

So ganz lehnen weder CDU noch LINKE die Bus-
beschleunigung ab, aber wir befinden uns nun ein-
mal im Wahlkampf und da scheint jedes Mittel
recht zu sein. Was ist denn die Hauptaussage der
beiden Anträge? Busbeschleunigung ja, aber nicht
so. Da kann man sich nur fragen: Na, wie dann?

(Christiane Schneider DIE LINKE: Haben
Sie nicht zugehört?)

Da muss man sich dann auch die Frage stellen, ob
es bei Ihren Anträgen eigentlich wirklich um die
Sache geht oder nur darum, den SPD-Senat und
insbesondere Senator Frank Horch anzugreifen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ist
jetzt aber peinlich!)

Aber man kann das verstehen: Ihre politische Lage
ist natürlich fast aussichtslos.
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(Heike Sudmann DIE LINKE: Sie haben das
falsche Manuskript mitgenommen!)

S4 und S21 sind auf den Weg gebracht, die U4
wird verlängert, der Verkehrsentwicklungsplan ist
auf den Weg gebracht und bis zum Ende der Le-
gislaturperiode werden wir 400 Straßenkilometer
instand gesetzt haben.

(Beifall bei der SPD)

Angesichts dieser positiven Bilanz des SPD-Se-
nats müssen Sie sich natürlich Angriffspunkte kon-
struieren. In so einer aussichtslosen Position
schreckt die Opposition dann auch nicht davor zu-
rück, in ihren Anträgen Dinge zu fordern, die be-
reits vom Senat umgesetzt werden,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Eben nicht, ha-
be ich doch gerade gesagt!)

oder Forderungen aufzustellen, die man selbst
noch vor drei Jahren abgelehnt hat. Diese Politik
ist nicht glaubwürdig und zeigt, dass Sie vom or-
dentlichen Regieren weit entfernt sind.

(Beifall bei der SPD)

Die geplanten Maßnahmen zur Busbeschleuni-
gung werden in einem breiten, transparenten Ver-
fahren  öffentlich vorgestellt.  In   einem   halbjähr-
lichen Bericht wird der zuständige Verkehrsaus-
schuss über die einzelnen Maßnahmen, die Kenn-
zahlen und die Fortschritte informiert. Jede Maß-
nahme wird in der Bezirksversammlung und in den
jeweiligen Ausschüssen diskutiert und sinnvolle
Änderungsvorschläge in die Planungen aufgenom-
men.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sinnvolle!)

Es findet eine ausgedehnte Bürgerbeteiligung
statt, und auch aus diesen Gesprächen werden
sinnvolle Anregungen übernommen. Noch nie gab
es ein so transparentes Verfahren bei einer Bau-
maßnahme. Aber mir scheint, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren von der Opposition, dass
Sie damit nicht richtig umgehen können. Ihnen
geht es auch hier wieder einmal nicht um die Sa-
che, sondern nur um eine platte Schlagzeile in der
Presse.

(Beifall bei der SPD)

Was fordert die Opposition nun in ihren Anträgen?
Da soll zum Beispiel die Vorrangschaltung der Am-
peln verwirklicht werden. Dieser Punkt wird bereits
vom Senat umgesetzt. Zusätzliche Fahrkartenauto-
maten sollen bereitgestellt werden. Auch das er-
folgt bereits.

(Heike Sudmann DIE LINKE: 34!)

Allein auf der Metrobuslinie 23 wird die Anzahl von
sechs auf 22 erhöht. Auch das verstärkte Vorge-
hen gegen Zweite-Reihe-Parker erfolgt bereits.
Und wenn einem dann gar nichts Sinnvolles mehr
einfällt, fordert man ein Moratorium.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die An-
träge von CDU und der LINKEN sind politische
Bankrotterklärungen und werden daher von uns
abgelehnt.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Antje Möller: Das Wort bekommt
nun Herr Hesse von der CDU-Fraktion.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Frau
Koeppen, ich bin kein Mediziner, aber wäre ich ei-
ner, würde ich Ihnen wirklich Wahrnehmungsstö-
rungen attestieren.

(Beifall bei der CDU, den LINKEN und bei
Dr. Walter Scheuerl fraktionslos – Vizepräsi-
dentin Kersten Artus übernimmt den Vor-
sitz.)

Ich werde es noch einmal anders sagen. Wir wer-
den alle das Plenarprotokoll mit Ihrer Rede nachle-
sen können, und jeder, wirklich jeder draußen, der
sich in den letzten Monaten mit dem Thema Bus-
beschleunigung beschäftigt hat

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und jede!)

– und jede, liebe Kollegin Sudmann –, wird den-
ken: Was bekommt die Frau eigentlich noch mit
von dem, was auf unseren Straßen passiert?

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN und bei
Dr. Walter Scheuerl fraktionslos)

Hat sie eine totale Wahrnehmungsstörung in Be-
zug auf das, was die Menschen auf unseren Stra-
ßen erleben? Liebe Frau Koeppen, Sie stellen sich
hier hin und sagen, wir werden 400 Kilometer Stra-
ße saniert haben. Genau das ist das Problem. Sie
eröffnen viel zu viele Baustellen parallel. Sie wollen
die Straßen sanieren, Sie wollen die A 7 machen,
und als ob Ihre Behörden damit nicht schon über-
fordert wären, gibt es auch noch das Busbeschleu-
nigungsprogramm.

(Zurufe von der SPD)

Damit wird der Verkehr in der ganzen Stadt lahm-
gelegt. Das ist Ihr Problem. Nur buddeln, keine Ko-
ordination, ein Busbeschleunigungsprogramm, das
niemand will – das ist falsche Politik.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kollegin Sudmann! Ich habe mich wirklich über den
Antrag gefreut, denn er zeigt bei den LINKEN tat-
sächlich einen Erkenntnisgewinn. DIE LINKE war
von Anfang an – Kollegin Sudmann hat es ge-
sagt – eher für das Busbeschleunigungsprogramm.
Nun lautet Ihre Analyse, die SPD hätte es schlecht
gemacht, aber ich muss sagen, endlich ist auch
DIE LINKE dabei zu verstehen, dass dieses Bus-
beschleunigungsprogramm von Anfang an Murks
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war. Man konnte von Anfang an erkennen, dass
die Menschen an diesem Prozess nicht beteiligt
werden, und man konnte von Anfang an erkennen,
dass sehr viel Geld für unsinnige, nutzlose Maß-
nahmen ausgegeben würde.

(Beifall bei der CDU)

Das war von Anfang an klar; wir haben es in allen
Gremien thematisiert. Vor Ort, wo die Menschen
auf den Straßen waren, haben wir gesagt, das ist
Unfug.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ihre Bezirkskan-
didaten!)

Schön, dass DIE LINKE nun dabei ist. Wir freuen
uns darüber.

Liebe Kollegin Koeppen, Sie haben eben einen
wunderschönen Satz gebracht:

"Es findet eine ausgedehnte Bürgerbeteili-
gung statt, und auch aus diesen Gesprä-
chen werden sinnvolle Anregungen über-
nommen."

Dann wollen wir uns doch einmal exemplarisch
– ich könnte das für viele Bezirke machen – den
Bezirk Hamburg-Nord und hier den Mühlenkamp
ansehen.

(Barbara Duden SPD: Das ist klar, dass Sie
damit kommen!)

Es hat gerade die Schlussverschickung der Unter-
lagen stattgefunden. Was kann man in den ent-
sprechenden Stellungnahmen lesen? Selbst in den
Fachbehörden des Senats regt sich Widerstand
gegen das Vorhaben am Mühlenkamp, trotzdem
hält er stur an den Planungen fest. So heißt es in
einer Stellungnahme der Verkehrsdirektion, dass
die planerische Zielsetzung "bis zur Bedeutungslo-
sigkeit" reduziert werden kann. Die Verkehrsdirek-
tion schreibt weiter, dass die vorliegende Planung
bestenfalls bedingt geeignet sei. Auch der Blinden-
und Sehbehindertenverein kritisiert die Planung.
Die Handwerkskammer erneuert ihre Vorwürfe ge-
gen die Planung und weist darauf hin, dass die
Handwerksbetriebe in der Gertigstraße vom Müh-
lenkamp aus beliefert werden müssen und daher
das Lkw-Einfahrverbot negative Folgen für die Be-
triebe haben wird. Sie rechnet mit erheblichen Ver-
kehrsproblemen, sofern die Busbeschleunigung
realisiert wird. Neben diesen für den Senat ziem-
lich verheerenden Aussagen, meine sehr verehrten
Damen und Herren, wird deutlich, dass der Senat
auch seine Versprechen und Ankündigungen ge-
genüber den Mühlenkampern nicht einhalten
möchte. Der Schutzstreifen für Radfahrer wird
nicht durchgängig geplant, die versprochene Tem-
po-30-Zone am Mühlenkamp wird doch nicht reali-
siert, es gibt keine Ersatzpflanzung für die Bäume,
die am Mühlenkamp gefällt werden sollen, und
– besonders pikant – die Verkehrsführung auf der
Preystraße wird nun doch nicht mit den Anwohnern

besprochen, wie es im Goldbekhaus den Leuten
gesagt wurde, sondern es soll an der ursprüngli-
chen Planung festgehalten werden. Und – meine
sehr verehrten Damen und Herren, jetzt kommt
es – es soll eine Baustelle geben, auf der die Ar-
beiten nicht, wie bisher gesagt, sechs Monate dau-
ern, sondern wohl mehr als ein Jahr. Wenn das
Einbindung der Anwohner ist, wenn das Ernstneh-
men von Anwohnerinteressen ist, was für eine
Wahrnehmung – hier komme ich wieder auf den
Anfang meiner Rede zurück –, liebe Frau Koep-
pen, von Politik und davon, was auf unseren Stra-
ßen passiert, haben Sie dann.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei den
GRÜNEN und der LINKEN und bei Dr. Wal-
ter Scheuerl fraktionslos – Hans-Detlef
Roock CDU: Selbst Ex-Senator Runde geht
auf die Straße und demonstriert!)

Kein Bezirk bleibt davon verschont; Heike Sud-
mann hat es eben gesagt. Gerade in diesen Minu-
ten kommen sie in St. Georg zusammen, die Bor-
ner Runde geht auf die Straße, es gibt überall Är-
ger. Ich verstehe nicht – das auch einmal bitte in
Richtung FDP –, warum die FDP eine solch kata-
strophale Politik, wie sie am Mühlenkamp gerade
geschieht, mit ihrer Mehrheit in Hamburg-Nord
auch noch unterstützt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN)

Das ist für mich total unverständlich, wenn ich den
Kollegen Schinnenburg hier zu Recht gegen das
Busbeschleunigungsprogramm wettern höre. Die
FDP sollte vielleicht auch bei uns in Hamburg-Nord
ein bisschen Rückgrat zeigen.

Altona ist angesprochen worden. Dort haben die
GRÜNEN zusammen mit der CDU in der vergan-
genen Bezirksversammlung noch einen verkehrs-
politischen Antrag auf den Weg gebracht, der der
SPD keine Freude macht und der genau das be-
sagt, was wir hier beim Busbeschleunigungspro-
gramm in vielen anderen Bereichen auch erleben.
Es gibt in allen Bezirken Unzufriedenheit über die
Maßnahmen, die dort stattfinden, und ein Kern-
punkt dafür ist dieses Busbeschleunigungspro-
gramm. Sie könnten – und hier hat die Kollegin
Sudmann vollkommen recht – zumindest noch das
Schlimmste verhindern, wenn Sie es jetzt einstel-
len würden. Aber auch hier stellt sich wieder die
Frage, wann man solche Anträge einbringt. Jetzt
ist es noch nicht zu spät. Werfen Sie nicht noch
mehr Geld für ein solch unsinniges Busbeschleuni-
gungsprogramm hinaus.

(Beifall bei der CDU)

Nun, liebe Kollegin Koeppen, komme ich noch ein-
mal zu unserem Antrag, weil Sie ihn anscheinend
nicht verstanden haben. Dabei habe ich mir dies-
mal wirklich Mühe gegeben, ihn für Sie einfach zu
formulieren.

6554 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 87. Sitzung am 22. Mai 2014

(Klaus-Peter Hesse)



"[…] die Schaltung der LSA [Lichtsignalanla-
gen] auf den Strecken der MetroBus-Linien
für eine verbesserte Busbeschleunigung zu
optimieren […]."

Wenn Sie sich nur darum kümmern würden, aber
das ist gar nicht der prioritäre Ansatz Ihrer Politik.
Sie buddeln, buddeln, buddeln und machen Maß-
nahmen, die vor Ort eigentlich überhaupt niemand
will. Das ist das Problem des Busbeschleunigungs-
programms. Wenn Sie sich darum kümmern wür-
den, die Lichtsignalanlagen mit einer Vorrang-
schaltung vernünftig zu schalten, dann hätte hier
wahrscheinlich niemand Probleme mit kosmeti-
schen Eingriffen, die vor Ort teilweise im Straßen-
verkehr stattfinden müssen.

Nun zum Thema Fahrscheinautomaten. Ich will die
3,5 Jahre nicht strapazieren und auch nicht die
34 Fahrscheinautomaten, die Sie aufstellen wollen,
liebe Genossinnen und Genossen. Wenn man
wirklich etwas herausholen will, dann muss man
den Fahrscheinverkauf in den Bussen stoppen.
Dann muss man wie bei U- und S-Bahnen die
Fahrscheinautomaten an den Haltestellen anbrin-
gen. Damit kann man wirklich Zeit sparen, damit
kann man Busse beschleunigen. Das tun Sie aber
ausdrücklich nicht, Frau Koeppen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das tun wir doch
auch!)

anders, als Sie es hier dargestellt haben.

(Beifall bei der CDU)

Das Gleiche passiert beim Thema Zweite-Reihe-
Parker. Hier würde ich wirklich gern einmal Fort-
schritte sehen. Ihr Senat scheint eine andere Vor-
stellung als Sie zu haben. Sie meinen, das Vorge-
hen gegen Zweite-Reihe-Parker finde schon statt.
Es findet ausdrücklich nicht statt. Es ist kein
Schwerpunkt Ihrer verkehrlichen Tätigkeiten, ge-
gen Zweite-Reihe-Parker vorzugehen. Das muss
es aber werden, denn es ist ein maßgeblicher Stö-
rungsgrund für die Beschleunigung der Busse. In-
sofern ist Ihr Busbeschleunigungsprogramm ein
Geldverschwendungsprogramm, ein Bürgerbeteili-
gungsmissachtungsprogramm, ein Verkehrsent-
schleunigungsprogramm. Die Quittung werden Sie
bekommen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Dr. Steffen
von der GRÜNEN Fraktion hat nun das Wort.

Dr. Till Steffen GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Frage ist, was hier überhaupt passiert, wel-
chen Vorgang wir hier bestaunen dürfen. Der Se-
nat, tatsächlich maßgeblich geprägt durch die indi-
viduelle Entscheidung des Bürgermeisters, hat am
Anfang der Wahlperiode und bereits im Wahlkampf

aus taktischen Gründen gesagt, wir wollen lieber
nichts mit der Stadtbahn zu tun haben, das könnte
ein paar Gegenstimmen bringen.

(Dirk Kienscherf SPD: Die haben Sie doch
an die Wand gefahren, die Stadtbahn!)

Deswegen muss das Thema auf die Negativliste.
Der Bürgermeister stand dann vor der Situation,
einen Ersatz aus dem Hut zaubern zu müssen. Er
hat letztens beim Jahresempfang der Landespres-
sekonferenz zutreffend gesagt:

"Wir können nicht zaubern, wir sind nur So-
zialdemokraten."

Wenn man nicht zaubern kann, dann muss man
erst einmal ein Kaninchen in den Zylinder stecken,
um eines herauszuholen. Jetzt hat er das versucht,
ohne etwas im Zylinder zu haben. Das haben wir
bei der Busbeschleunigung gemerkt. Was er da
hervorzaubern wollte, ist überhaupt kein adäquater
Ersatz für die Herausforderungen im Hinblick auf
die innerstädtischen Verkehrsprobleme. Das Inter-
essante ist, dass er es wieder versucht. Er greift
wieder in den Zylinder und versucht zu zaubern,
aber er ist eben nur Sozialdemokrat und es kommt
wieder nichts heraus. Den Leuten wird nun eine U-
Bahn versprochen. Wenn man fragt, wie das denn
finanziert werden soll, dann sagt der Senat, das
wisse er noch gar nicht; also steht er wieder mit
leeren Händen da. Der gleiche Vorgang wiederholt
sich zweimal hintereinander und nur aus Sorge,
eingestehen zu müssen, dass man an einer Stelle
vielleicht einmal falsch gelegen hat, werden nun
die Hamburgerinnen und Hamburger über lange
Jahre hinweg mit Phantommaßnahmen beglückt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Schön, dass eu-
re Pläne alle ausgeführt wurden!)

Das ist tatsächlich ein großer Missstand in der
Hamburger Verkehrspolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Die Busbeschleunigung tobt wie ein Dämon durch
die Stadt. Wir haben überall Baustellen und Pla-
nungen, die erhebliche Proteste hervorrufen.
Wenn man sich mit Neuerungen beschäftigt – ge-
rade in der Verkehrspolitik, aber auch bei anderen
Planungsfragen –, dann kann man Interessantes
feststellen. Häufig gibt es in den Reihen der Bevöl-
kerung zunächst Ablehnung, Skepsis oder viel-
leicht auch nur Gleichgültigkeit. Es schreien also
tatsächlich nicht alle hurra, wenn man etwas Neu-
es plant. Das ist so,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das gilt auch für
die Stadtbahn!)

aber man sieht auch, was bei guter Verkehrspolitik
herauskommen kann, nämlich dass sich nach eini-
gen Diskussionen oder wenn man zunächst einmal
an einer Stelle anfängt, die Stimmung wandelt,
dass die Leute dann sagen, Mensch, die haben in
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ihrem Stadtteil etwas bekommen, was wirklich gut
funktioniert, das wollen wir auch haben. Das konn-
te man bei der Einführung des StadtRADs sehen.
Da gab es keine Ablehnung, zunächst eher Gleich-
gültigkeit. Als es dann eingeführt wurde, haben
viele Leute das als gute Sache angesehen. Nun
gibt es den Wunsch nach hundert zusätzlichen
StadtRAD-Stationen. Das zeigt, dass mit Neuigkei-
ten auch Begeisterung zu erzielen ist. Das zeigt
sich auch in Städten, die die Stadtbahn neu einge-
führt, wieder eingeführt oder ausgebaut haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist doch kein
ernstzunehmender Vergleich: StadtRAD und
Stadtbahn!)

In vielen anderen Bundesländern ist es tatsächlich
gelungen, nach mancher anfänglichen Ablehnung
schließlich Zustimmung für die Stadtbahn zu be-
kommen, nachdem man damit angefangen hatte
und Menschen in anderen Teilen der jeweiligen
Städte sie dann auch haben wollten. Und wie ist es
bei der Busbeschleunigung? Hier ist es völlig an-
ders. Die erste Maßnahme bei der Metrobuslinie 5
ist doch weitgehend abgeschlossen. An einer gan-
zen Reihe von Kreuzungen sind die entsprechen-
den Maßnahmen in Wirkung. Es ist aber eben
nicht so, dass andere Stadtteile nun sagen,
Mensch, ich habe das zuerst nicht verstanden,
aber wenn ich das jetzt sehe auf der Linie 5, dann
wollen wir das jetzt auch haben, her mit der Busbe-
schleunigung. Das Gegenteil ist der Fall. An sehr
vielen Stellen der Stadt gibt es immer mehr und
immer lauter werdende Proteste gegen die Maß-
nahmen der Busbeschleunigung. Jeden Dienstag
treffen sich am Osdorfer Born Demonstrantinnen
und Demonstranten mit der Ansage, so lange de-
monstrieren zu wollen, bis diese Maßnahme vom
Tisch ist. Mittwochs demonstrieren Leute an der
Gerichtstraße, wo eine Planung schon umgesetzt
wurde, obwohl die eigentliche Begründung noch
gar nicht vorliegt. Die Menschen sagen, wir de-
monstrieren so lange, bis unsere Haltestelle wieder
dort ist, wo sie Sinn macht. Wenn Sie in dieser
Weise weitermachen, dann wird an jedem Wo-
chentag gegen die Busbeschleunigung demons-
triert werden. Es ist wirklich  eine stramme Leis-
tung, das mit einer solchen Maßnahme hinzube-
kommen.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CDU, verein-
zelt bei der FDP und bei Dr. Walter Scheuerl
fraktionslos)

Das Erstaunliche ist doch, dass es nach der lan-
gen, intensiv geführten Diskussion, nach allen Be-
mühungen des Senats und der SPD in allen Stadt-
teilen – es sind alle ausgeschwärmt, um für die
Busbeschleunigung zu kämpfen – keine Stimmen
in der Öffentlichkeit gibt, außer von denen, die da-
für bezahlt werden, die für die Busbeschleunigung
kämpfen. Das ist doch eine komische Situation,
weil es bei allen Verkehrsmaßnahmen eigentlich

immer Leute gibt, die etwas gut finden und andere,
die es schlecht finden. Bei Park and ride zum Bei-
spiel gibt es lebhafte Diskussionen, aber es gibt
keine Parteinahme in dieser Stadt für Ihr zentrales
Verkehrsprojekt. Das finde ich ausgesprochen er-
staunlich.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CDU und bei
Dr. Walter Scheuerl fraktionslos)

Im Gegenteil, trotz allen Totbetens vonseiten der
SPD gibt es aus vielen Stadtteilen und trotz des
vermeintlich verlockenden Angebots einer U-Bahn
den ausdrücklichen Wunsch, doch bitte eine Stadt-
bahnplanung zur Versorgung etwa von Steilshoop,
Osdorf und Lurup aufzulegen. Das ist tatsächlich
der Befund. Sie kriegen dieses Projekt nicht tot.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie kriegen es tot!
– Dr. Martin Schäfer SPD: Sie machen es
doch tot!)

Deswegen sollten wir insgesamt zu einer anderen
Planungskultur kommen. Das ist bei der Busbe-
schleunigung meiner Meinung nach wirklich außer-
ordentlich schwer zu erreichen, weil Sie das, was
unter Umständen an Detailpunkten oder an grund-
sätzlichen Überlegungen dahinter steht, nicht mehr
sinnvoll in die Stadtöffentlichkeit werden transpor-
tieren können. Das wird ausgesprochen schwer.
Wir haben uns im Verkehrsausschuss zu Beginn
der Beratungen intensiv mit den Erfahrungen in
anderen Städten auseinandergesetzt. Maßnahmen
zur Busbeschleunigung gibt es durchaus in vielen
Städten, und wir haben uns gewundert, warum das
in Hamburg eigentlich derart teuer sein soll.
Warum soll eine solche Maßnahme stramme 259
Millionen Euro kosten, die in anderen Städten viel
günstiger zu bekommen ist? Warum soll das ei-
gentlich nicht auch hier gelingen?

(Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Dr. Steffen, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Dressel?

Dr. Till Steffen GRÜNE: Ja.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:
Herr Kollege Steffen, haben Sie schon einmal
überlegt, wie lang Ihr Stadtbahnnetz werden soll,
wie viele Baustellen das als Auswirkung haben
würde – ich glaube, Ihr Stadtbahnnetz würde
round about 100 Kilometer lang sein – und welche
Baustellenauswirkungen Sie dann für Hamburg be-
fürchten?

Dr. Till Steffen GRÜNE (fortfahrend): Wir sagen,
wir brauchen einen breiten Planungs- und Beteili-
gungsprozess.
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(Zurufe von der SPD – Philipp-Sebastian
Kühn SPD: Bla, bla, bla!)

– Ich finde es interessant, dass die Sozialdemokra-
ten darüber lachen. Diesen Punkt haben Sie über-
haupt nicht verstanden. Das ist der große Unter-
schied.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CDU und der
LINKEN)

Tatsächlich sagt auch die CDU, die aus einer ganz
anderen Historie kommt, dass man Infrastruktur-
vorhaben nur noch mit breiter Beteiligung umset-
zen kann. Dass es bei der SPD zu Gelächter führt,
wenn wir sagen, wie dieser Prozess aussehen soll,
ist in der Tat erstaunlich.

(Beifall bei den GRÜNEN – Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Dr. Steffen, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Dressel?

Dr. Till Steffen GRÜNE: Ja.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:
Da Sie Anwalt sind, wissen Sie doch auch, dass
selbst die beste Bürgerbeteiligung oder auch ein
Referendum damit nicht einzelne Klageansprüche
von Nachbarn, Anliegern und Gewerbetreibenden
erledigen können. Ist das nicht ein Problem für Ihre
Stadtbahnpläne?

Dr. Till Steffen GRÜNE (fortfahrend): Die Frage ist
doch, welche Möglichkeiten tatsächlich bei derarti-
gen Planungen bestehen.

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Jetzt fängt
er an zu eiern! – Philipp-Sebastian Kühn
SPD: Sprechblasen!)

Die Frage ist, warum Sie das eigentlich beim Woh-
nungsbau nicht stört. Die Möglichkeiten für Anwoh-
nerinnen und Anwohner, gegen den Bau von Woh-
nungen vorzugehen, sind im Rahmen des Bauge-
nehmigungsrechts viel breiter gegeben als beim
Planfeststellungsrecht. Natürlich ist es so, dass Sie
sich beim Wohnungsbau ein Ziel setzen, und es
gibt sehr, sehr viele Klagen. Bauträger, die das im
innerstädtischen Bereich machen, sagen, es gibt
keinen Wohnungsbau mehr ohne Nachbarklagen.
So wird es natürlich sein, und dann muss man sich
auch mit solchen Widerständen auseinanderset-
zen. Deswegen muss man solche Planungen mit
langem Atem betreiben, das ist richtig, aber im
Kern geht es um die Frage, wie wir das tatsächlich
zügig umsetzen können. Das gelingt uns nur,
wenn wir vorher eine breite Beteiligung herstellen.

(Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Dr. Steffen, gestatten Sie eine Zwischenfrage
der Abgeordneten Sudmann?

Dr. Till Steffen GRÜNE: Ja.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:
– Vielen Dank, Herr Steffen.

Herr Steffen, haben Sie denn als Rechtsanwalt Er-
fahrungen aus anderen Städten, in denen aktuell
Stadtbahnen geplant werden oder schon umge-
setzt sind, mitbekommen, dass die Leute dort zu
blöd waren, um zu klagen, oder wie ist es da ge-
wesen?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Perfekt, das geht
ja runter wie Öl!)

Dr. Till Steffen GRÜNE (fortfahrend): Nicht als
Rechtsanwalt.

Tatsächlich ist doch die Frage, warum es der SPD
nicht gelingt, ihr Projekt den Menschen in dieser
Stadt plausibel zu machen. Das liegt an grundsätz-
lichen Schwierigkeiten bei der Aufgleisung dieses
Projekts. Das haben wir schon ganz am Anfang
gesehen. Der Senat wollte uns doch glauben ma-
chen, dass man durch diese Investitionen erhebli-
che Einsparungen erzielen kann. Er hat uns glau-
ben machen wollen – ich brauche jetzt keine weite-
ren Zwischenfragen mehr –, es würde gelingen,
bei der Metrobuslinie 5 Einsparungen im Umfang
von 1,275 Millionen Euro zu erzielen. Das war die
Rechnung des Senats. Wir haben uns das im Aus-
schuss einmal genauer angesehen. Der Senat hat
uns eine Rechnung vorgelegt, in der er einerseits
die Einsparpotenziale darin sah, dass man weniger
Busse brauche, wenn die den Weg der Linie
schneller schaffen. Das heißt, man könnte mit we-
niger Bussen die gleiche Anzahl Fahrgäste beför-
dern und dadurch Einsparungen erzielen. In der-
selben Rechnung waren Mehreinnahmen dafür
eingestellt, dass man in der Lage sei, mehr Fahr-
gäste zu befördern. Tatsächlich sind das Effekte,
die sich jeweils ausschließen. Wenn man das dann
genau nachrechnet, dann stellt man fest, dass die-
se Maßnahme eben viel geringere Einsparungen,
wenn überhaupt welche, erzielen würde, sodass
sich eine Amortisation der vorgesehenen Investitio-
nen allenfalls im Laufe von fünfzig Jahren ergeben
würde. Ich hoffe ganz ehrlich, dass wir die nächs-
ten fünfzig  Jahre nicht auf eine solche Krücke wie
die Busbeschleunigung angewiesen sein werden,
sondern dass wir in der nächsten Wahlperiode ver-
nünftige, machbare Verkehrspolitik machen, die
geeignet ist, unsere bevorstehenden Verkehrspro-
bleme wirklich zu lösen und das auch mit wirklich
breiter Beteiligung.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Dr. Schin-
nenburg von der FDP-Fraktion hat jetzt das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Dr. Steffen, Sie haben es geschafft. Nach zweiein-
halb Jahren Diskussion über die Busbeschleuni-
gung habe ich zum ersten Mal einen Gesichts-
punkt gefunden, der für die Busbeschleunigung
spricht. Wenn ich Sie so höre, dann scheint es so
zu sein, dass Sie die Busbeschleunigung deshalb
nicht mögen, weil Sie dann die Stadtbahn nicht
durchsetzen können. Das Einzige, was ich an der
Busbeschleunigung gut finde, ist, dass sie ein gu-
tes Argument gegen die Stadtbahn ist. Insofern ist
die Busbeschleunigung keine schlechte Einrich-
tung und dies in doppelter Hinsicht.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Zunächst einmal habe ich gehört, dass zum Bei-
spiel in Bramfeld durch die Baumaßnahmen im
Rahmen der Busbeschleunigung künftig keine
Stadtbahn mehr möglich ist. Gute Arbeit, Senat,
das muss ich sagen. Meine Anerkennung, das ist
eine gute Maßnahme gegen die Stadtbahn.

Zweitens, und das wurde letztens erst deutlich: Bei
der Busbeschleunigung ist vieles ganz schlimm
– ich will das gar nicht weiter ausführen –, um nicht
zu sagen ganz schrecklich, aber die Stadtbahn ist
in jeder Hinsicht um den Faktor 10 schlimmer. Sie
ist zehnmal schlimmer, was die Belästigung der
Bürger angeht, was die Belästigung auf den Stra-
ßen angeht. Die Busbeschleunigung ist schlecht,
aber die Stadtbahn ist noch viel, viel schlechter.

(Beifall bei der FDP)

Das als kleine Antwort auf Herrn Steffen. Nun zu
dem, was ich ursprünglich sagen wollte, und das
bleibt natürlich richtig. Das Busbeschleunigungs-
programm ist eine gigantische Verschwendung. Es
handelt sich zunächst einmal um eine Verschwen-
dung öffentlicher Gelder. Ich hatte am Anfang ge-
sagt: Millionen für Minuten. Nun haben diverse An-
fragen ergeben, dass es noch nicht einmal Minu-
ten sind, bestenfalls Sekunden. Wir müssen also
heute sagen: Zig Millionen für Sekunden. Das nen-
ne ich eine Verschwendung von öffentlichen Gel-
dern; das geht nicht.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Punkt: Sie bauen reihenweise Busbuchten
zurück, die vorher mit vielen Steuergeldern erst
eingerichtet wurden. Was für eine Verschwendung
von öffentlichen Geldern. Nebenbei ist es auch
nicht sinnvoll, denn die Busbuchten haben Sinn.
Es hat aber keinen Sinn, den Straßenraum zu ver-
ringern.

Dritter Punkt: Verschwendung der Zeit von Bürgern
während der Baumaßnahmen. Das können Sie je-
den Tag in der Zeitung nachlesen und im Fernse-

hen oder Radio hören. Die Verkehrsmeldungen im
Radio sind sogar zum Teil länger als die eigentli-
chen Nachrichtenmeldungen. 20 Kilometer Stau an
allen Ecken und Enden, das liegt maßgeblich auch
am Busbeschleunigungsprogramm. Das ist Ver-
schwendung der Zeit von Bürgern während des
Baus.

Vierter Punkt: Verschwendung der Zeit von Bür-
gern danach. Durch Priorisierung und anderes wird
der Querverkehr aufgehalten. Sie wissen genau,
was geschieht, wenn der Querverkehr aufgehalten
wird. Dann gibt es neue Staus. Busbeschleunigung
beschleunigt nicht den Verkehr, sie verlangsamt
ihn.

(Beifall bei der FDP)

Das Busbeschleunigungsprogramm führt weiter zu
einer Verschwendung von privaten Investitionen.
Die Kette von Geschäftsleuten, die schwere Einbu-
ßen   hinnehmen  mussten  –   ich   glaube,   einer
musste aufgrund der Busbeschleunigung sogar zu
machen –, ist lang.

(Kazim Abaci SPD: Stimmt nicht! Stimmt
nicht!)

Sie gehen skrupellos mit dem Geld um, das private
Bürger für Unternehmen ausgegeben haben. Es ist
Ihnen anscheinend egal; schlimme Verschwen-
dung.

Sechster Punkt: Verschwendung von Platz. Die
neueste Große Anfrage der CDU-Fraktion hat er-
geben, nachzulesen in Anlage 3, dass im Saldo
140 Parkplätze vernichtet werden. Es werden mehr
als 200 vernichtet und 50 neu geschaffen. Mehr
als 140 Parkplätze, die wir dringend brauchen,
werden von Ihnen vernichtet –was für eine Kata-
strophenbilanz des angeblichen Busbeschleuni-
gungsprogramms. Es gibt nur eine Antwort darauf:
Sofortiger Stopp des Busbeschleunigungspro-
gramms, das sagt die FDP seit zwei Jahren. Net-
terweise, und das wundert mich wirklich, ist DIE
LINKE nun auch dafür. Frau Sudmann, sonst ha-
ben wir uns über Fahrräder gestritten. Wie auch
immer, schön, dass Sie nun auch dabei sind. Wir
brauchen ein Moratorium: Stoppt das Busbe-
schleunigungsprogramm.

Nun zu den Anträgen. Wir werden uns bei Punkt 1
des Linken-Antrags enthalten, da ein sofortiger
vollständiger Stopp, nicht nur der bei einigen Pro-
jekten, erforderlich ist. Den Punkten 2 und 3 der
Links-Fraktion werden wir zustimmen. Beim Antrag
der CDU, tut mir leid, werden wir den Punkt 1 ab-
lehnen, da wir eben keine generelle Priorisierung
von Bussen wollen. Punkt 2 werden wir ebenfalls
ablehnen.   Es  hat keinen Sinn,  Fahrkartenauto-
maten zwangsweise an allen Haltestellen einzu-
richten. Es hat auch keinen Sinn, den Busfahrern
quasi zu verbieten, mit Menschen zu kommunizie-
ren. Es gibt Menschen, die kommen mit Fahrkar-
tenautomaten nicht klar, und dann ist es gut und
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richtig, wenn sich die Busfahrer um sie kümmern.
Den Service in den Bussen völlig einzustellen, ist,
ähnlich wie die Gebührenpflicht bei Park and ride,
eine Maßnahme, die Attraktivität von Bussen zu
verringern. Das wollen wir nicht. Die Punkte 3
und 4 des CDU-Antrags werden wir unterstützen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Frau Sudmann
von der Fraktion DIE LINKE hat jetzt das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE: Ich werde nicht über
die Stadtbahn und die Stadtbahnplanung in ande-
ren Städten reden, sondern gehe noch einmal auf
den Antrag der Links-Fraktion ein und lese vor,
was Sie vielleicht ein bisschen bewegen kann. Un-
ter Punkt 1.e schreiben wir:

"Organisation von Beteiligungsverfahren für
die Anwohner/-innen – unter Einbeziehung
vorhandener Quartiers- und Stadtteilbeiräte
und anderer Anwohner/-innengremien –, in
denen ergebnisoffen die Grundlagen und
Daten der Planungen zur Diskussion und
Disposition gestellt werden. Dabei sind
sämtliche erhobene Daten, erarbeitete Plä-
ne und kalkulatorische Berechnungen eben-
falls zu veröffentlichen."

Das können Sie eigentlich gar nicht ablehnen, weil
Sie gerade versucht haben darzustellen, dass alles
wunderbar läuft. In Richtung von Frau Koeppen,
die doch die transparente Beteiligung gelobt hat,
will ich Ihnen als Beispiel die Gerichtstraße nennen
und wie es dort war. Sie können in zahllosen An-
fragen nachlesen, dass die Vorplanung für die
Maßnahme an der Max-Brauer-Allee in Altona,
Haltestelle Gerichtstraße, noch nicht abgeschlos-
sen ist. Man rechnet mit einem Abschluss im Früh-
jahr 2014. Das hat aber den Senat nicht daran ge-
hindert, vergangenes Jahr am 14. Juni, also fast
genau vor einem Jahr, die Haltestellen schon ein-
mal zu verlegen. Es hat keine Beteiligung der Be-
zirksversammlung gegeben, Frau Koeppen, weil
die Vorplanung noch nicht abgeschlossen war. Die
Haltestelle wurde weit weg von der Kreuzung ver-
legt. Dadurch ist die Rechtsabbiegespur für den In-
dividualverkehr frei gemacht worden. Deswegen
kann ich mich hier mit Fug und Recht hinstellen
und sagen: Dort haben Sie eine reine Autover-
kehrsbeschleunigung gemacht.

(Arno Münster SPD: Das stimmt doch gar
nicht! Sie kennen sich doch gar nicht aus!
Das ist doch Blödsinn!)

– Herr Münster, in Altona sollten Sie sich ausken-
nen. Gerichtstraße ist die Haltestelle, die in der Nä-
he des Gerichtsviertels liegt, und Sie werden wis-
sen – bleiben Sie bitte hier –, da Sie sich in Altona
auskennen,

(Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN)

dass sehr viele Menschen im Gerichtsviertel und
dem gegenüberliegenden Wohngebiet wohnen.
Diese Menschen sollten beteiligt werden. Der Se-
nat sagt, er habe 200 Exemplare einer Hauswurf-
sendung verteilt. Es gibt dort weit über tausend
Haushalte. Überlegen Sie einmal, wer da wo betei-
ligt wurde.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Jede fünf-
te!)

– Jede fünfte mag gut sein. Mir ist das definitiv zu
wenig.

Deswegen waren auch viele Leute völlig über-
rascht, als eines Tages die Haltestelle weg war.
Sie, Herr Münster, wissen, dass es dort auch Stifte
gibt, Sie wissen, dass dort auch alte Menschen le-
ben. Alle von Ihnen haben vermutlich ältere Eltern
und werden wissen, wie schwer es für alte und be-
hinderte Menschen ist, plötzlich 200 Meter weiter
zu gehen. Genau das machen Sie in der Gericht-
straße in Altona. Deswegen schauen Sie bitte
noch einmal auf das Petitum Nummer 2 der Links-
Fraktion und sorgen dafür, dass diese Haltestellen-
verlegung rückgängig gemacht wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Herr Münster aus Altona oder Frau Koeppen
aus Eimsbüttel und alle aus der SPD-Fraktion sich
hier immer noch hinstellen mögen und sagen, auch
das sei ein Beispiel für transparente Beteiligung,
was sich für andere Stadtteile auch eignen würde,
dann tun Sie es bitte. Wenn Sie das nicht können,
dann stimmen Sie unserem Antrag zu oder über-
weisen Sie ihn wenigstens.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Mir liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor. Dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wer möchte zunächst einer Überweisung der
Drucksachen 20/11740 und 20/11746 an den Ver-
kehrsausschuss zustimmen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit ist die Überweisung abge-
lehnt.

Ich lasse nun in der Sache abstimmen. Wir begin-
nen mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 20/11746. Hierzu möchte die FDP-
Fraktion Ziffer 1 separat abstimmen lassen.

Wer möchte dann zunächst Ziffer 1 des Antrags
annehmen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Da-
mit ist diese Ziffer abgelehnt.

Wer möchte nun den Ziffern 2 und 3 seine Zustim-
mung geben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Damit sind auch diese beiden Ziffern abgelehnt.
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Nun zum Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksa-
che 20/11740. Diesen möchte die FDP-Fraktion
ziffernweise abstimmen lassen.

Wer möchte die Ziffern 1 und 2 annehmen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit sind diese Zif-
fern abgelehnt.

Wer möchte dann den Ziffern 3 und 4 seine Zu-
stimmung geben? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Damit sind auch diese Ziffern abgelehnt.

Schließlich zum Antrag der SPD-Fraktion aus
Drucksache 20/11880.

Wer diesen annehmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist dieser Antrag angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 41 auf, Drucksache
20/11597, Antrag der CDU-Fraktion: Informationen
zum Hamburger Schulsystem auf Englisch und in
den fünf wichtigsten Zuwanderersprachen verfüg-
bar machen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Informationen zum Hamburger Schulsystem
auf Englisch und in den fünf wichtigsten Zu-
wanderersprachen verfügbar machen
– Drs 20/11597 –]

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Schulausschuss überweisen. Die Fraktionen
sind übereingekommen, hierzu keine Debatte zu
führen.

Wer stimmt also einer Überweisung der Drucksa-
che 20/11597 an den Schulausschuss zu? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist die Über-
weisung abgelehnt.

Ich lasse nun den Antrag in der Sache abstimmen.

Wer möchte dem CDU-Antrag aus Drucksache
20/11597 seine Zustimmung geben? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit hat dieser Antrag kei-
ne Mehrheit gefunden und ist abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf, Drucksachen
20/11429 und 20/11706, Berichte des Eingaben-
ausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 20/11429 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 20/11706 –]

Ich beginne mit dem Bericht 20/11429, hier zu-
nächst zu Ziffer 1.

Wer möchte sich den Empfehlungen anschließen,
die der Eingabenausschuss zu den Eingaben
132/14 und 245/14 abgegeben hat? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit sind diese Eingaben
angenommen.

Wer möchte dann den Empfehlungen zur Eingabe
258/14 folgen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Damit ist auch diese Empfehlung angenommen.

Wer möchte sich darüber hinaus den Empfehlun-
gen zu den übrigen Eingaben anschließen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit sind auch die-
se Empfehlungen angenommen.

Von den Ziffern 2 und 3 hat die Bürgerschaft
Kenntnis genommen.

Nun zum Bericht 20/11706.

Wer möchte sich hier der Empfehlung anschließen,
die der Eingabenausschuss zu der Eingabe 260/14
gegeben hat? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Damit ist diese Empfehlung angenommen.

Wer möchte sich außerdem den Empfehlungen zu
den übrigen Eingaben anschließen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit war dies einstimmig.

Die in der Geschäftsordnung für bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammelübersicht**

haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft die unter A
aufgeführten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt den Überweisungsbegehren unter B
zu? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit sind
diese Überweisungen einstimmig erfolgt.

Wer stimmt den Verlangen auf Besprechung nach
Paragraf 20 Absatz 2 Satz 5 unserer Geschäfts-
ordnung unter C zu? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist dem zugestimmt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf, Drucksache
20/10596, Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
SAGA GWG (1).

[Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
SAGA GWG (1)
– Drs 20/10596 –]

Diese Drucksache möchte die GRÜNE Fraktion an
den Stadtentwicklungsausschuss überweisen.

Wer möchte diesem Überweisungsbegehren fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
die Überweisung abgelehnt.
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Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von der
Großen Anfrage aus Drucksache 20/11596 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf, Drucksache
20/10931, Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
SAGA GWG (2).

[Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
SAGA GWG (2)
– Drs 20/10931 –]

Diese Drucksache möchte die GRÜNE Fraktion
ebenfalls an den Stadtentwicklungsausschuss
überweisen.

Wer möchte diesem Überweisungsbegehren fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
die Überweisung abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von der
Großen Anfrage aus Drucksache 20/10931 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf, Drucksache
20/11025, Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
StadtRAD-Nutzung und Nachfrage 2013.

[Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
StadtRAD-Nutzung und Nachfrage 2013
– Drs 20/11025 –]

Die Fraktion der GRÜNEN möchte diese Drucksa-
che an den Verkehrsausschuss überweisen.

Wer möchte so verfahren? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist die Überweisung abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von die-
ser Großen Anfrage aus Drucksache 20/11025
ebenfalls ohne Besprechung Kenntnis genommen
hat.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf, Drucksache
20/11437, Große Anfrage der FDP-Fraktion: Ham-
burg – Hochburg für Gründer?

[Große Anfrage der FDP-Fraktion:
Hamburg – Hochburg für Gründer?
– Drs 20/11437 –]

Diese Drucksache möchte die FDP-Fraktion an
den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und Me-
dien überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist die
Überweisung abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? – Das ist der Fall. –
Damit ist die Besprechung der Drucksache
20/11437 für die nächste Sitzung vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 15, Drucksache 20/11486,
Große Anfrage der CDU-Fraktion: Risiken und Ne-
benwirkungen des Busbeschleunigungspro-
gramms.

[Große Anfrage der CDU-Fraktion:
Risiken und Nebenwirkungen des Busbe-
schleunigungsprogramms
– Drs 20/11486 –]

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Verkehrsausschuss überweisen.

Wer möchte diesem Überweisungsbegehren fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
die Überweisung abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? – Wird das unter-
stützt? – Damit ist die Besprechung der Drucksa-
che für die nächste Sitzung vorgesehen.

Punkt 16, Drucksache 20/11487, Große Anfrage
der CDU-Fraktion: Wie steht es um die praktischen
Kompetenzen der Hamburger Schüler?

[Große Anfrage der CDU-Fraktion:
Wie steht es um die praktischen Kompetenzen
der Hamburger Schüler?
– Drs 20/11487 –]

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und Me-
dien überweisen.

Wer möchte so verfahren? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist die Überweisung abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? – Wird das unter-
stützt? – Dann werden wir so verfahren, und die
Besprechung ist für die Drucksache 20/11487 für
die nächste Sitzung vorgesehen.

Punkt 17, Drucksache 20/11488, Große Anfrage
der GRÜNEN Fraktion: Masterplan Industrie.

[Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
Masterplan Industrie
– Drs 20/11488 –]

Diese Drucksache möchte die GRÜNE Fraktion an
den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und Me-
dien überweisen.
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Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist die
Überweisung abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? – Dann stelle ich
fest, dass die Bürgerschaft von der Großen Anfra-
ge aus Drucksache 20/11488 ohne Besprechung
Kenntnis genommen hat.

Punkt 18, Drucksache 20/11489, Große Anfrage
der GRÜNEN Fraktion: Haltestellenverlegung Ge-
richtstraße.

[Große Anfrage der GRÜNEN Fraktion:
Haltestellenverlegung Gerichtstraße
– Drs 20/11489 –]

Diese Drucksache möchte die GRÜNE Fraktion an
den Verkehrsausschuss überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist die
Überweisung abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? – Wird das unter-
stützt? –

(Arno Münster SPD: Wird das unterstützt?
Ich habe das nicht gesehen!)

– Herr Münster, sind Sie einverstanden? Danke.

Dann wird die Besprechung der Drucksache 20/
11489 für die nächste Sitzung vorgesehen.

Punkt 21, Drucksache 20/11660, Senatsantrag:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Aufhe-
bung melderechtlicher Vorschriften.

[Senatsantrag:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Auf-
hebung melderechtlicher Vorschriften
– Drs 20/11660 –]

Wer möchte dem Senatsantrag aus Drucksache
20/11660 folgen und das darin aufgeführte Gesetz
zur Änderung und Aufhebung melderechtlicher
Vorschriften beschließen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist der Senatsantrag mehrheit-
lich angenommen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen?
–Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das

Gesetz auch in zweiter Lesung mehrheitlich und
somit endgültig beschlossen worden.

Punkt 28a, Drucksache 20/11837, Unterrichtung
durch die Präsidentin: Bericht der Kommission
nach Paragraf 5 a Entschädigungsleistungsgesetz
und Stellungnahmen aus den Bezirken zu dem Be-
richt.

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Bericht der Kommission nach § 5a Entschädi-
gungsleistungsgesetz und Stellungnahmen aus
den Bezirken zu dem Bericht
– Drs 20/11837 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/11914 ein In-
terfraktioneller Antrag vor.

[Interfraktioneller Antrag:
Entschädigungsleistungsgesetz – Ehrenamtli-
che Tätigkeit stärker würdigen – Bezirksfrakti-
onsfinanzierung transparenter gestalten
– Drs 20/11914 –]

Wer möchte nun diesem Antrag folgen und das
darin aufgeführte Dreizehnte Gesetz zur Änderung
des Entschädigungsleistungsgesetzes beschlie-
ßen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
dies einstimmig angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das ist nicht der Fall.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das Ge-
setz auch in zweiter Lesung und somit endgültig
beschlossen worden.

Darüber hinaus stelle ich fest, dass die Bürger-
schaft von der Drucksache 20/11837 Kenntnis ge-
nommen hat.

Punkt 30, Drucksache 20/11649, Bericht des Aus-
schusses für Justiz, Datenschutz und Gleichstel-
lung: Gesetz zum Staatsvertrag zur Änderung des
Staatsvertrags zwischen der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und den Ländern Niedersachsen
und Schleswig-Holstein über die Errichtung eines
gemeinsamen Senats des Finanzgerichts Ham-
burg.
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[Bericht des Ausschusses für Justiz, Daten-
schutz und Gleichstellung über die Drucksache
20/11179:
Gesetz zum Staatsvertrag zur Änderung des
Staatsvertrags zwischen der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und den Ländern Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein über die Errich-
tung eines gemeinsamen Senats des Finanzge-
richts Hamburg (Senatsantrag)
– Drs 20/11649 –]

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Gesetz zum Staatsvertrag über die Änderung
des Staatsvertrags zwischen der Freien und Han-
sestadt Hamburg und den Ländern Niedersachsen
und Schleswig-Holstein über die Errichtung des
gemeinsamen Senats des Finanzgerichts Ham-
burgs aus Drucksache 20/11179 beschließen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dies ein-
stimmig erfolgt.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das Ge-
setz auch in zweiter Lesung und somit endgültig
beschlossen worden.

Punkt 31, Drucksache 20/11650, Bericht des
Schulausschusses: Stadtteilschulen beim von
Fachlehrkräften erteilten Unterricht zu einer gleich-
wertigen Schulform machen.

[Bericht des Schulausschusses über die Druck-
sache 20/10855:
Stadtteilschulen beim von Fachlehrkräften er-
teilten Unterricht zu einer gleichwertigen Schul-
form machen (Antrag der Fraktion DIE LINKE)
– Drs 20/11650 –]

Wer möchte hierzu der Ausschussempfehlung fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
dies mehrheitlich angenommen.

Punkt 34, Drucksache 20/11704, Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft, Innovation und Medien:
Erster Schritt zur Flexibilisierung der verkaufsoffe-
nen Sonntage.

[Bericht des Ausschusses für Wirtschaft, Inno-
vation und Medien über die Drucksache
20/9572:

Erster Schritt zur Flexibilisierung der ver-
kaufsoffenen Sonntage (Antrag der FDP-Frakti-
on)
– Drs 20/11704 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/11881 ein
Antrag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Ladenöffnungszeiten: Sonntagsfrieden erhal-
ten – Interessen aller Bezirke angemessen be-
rücksichtigen
– Drs 20/11881 –]

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit ist dies mehrheitlich ange-
nommen.

Nun zum Bericht des Ausschusses für Wirtschaft,
Innovation und Medien aus Drucksache 20/11704.

Wer möchte hier der Ausschussempfehlung fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
dies mehrheitlich angenommen.

Punkt 35, Drucksache 20/11735, Bericht des Ver-
fassungs- und Bezirksausschusses: Das Grund-
recht auf Wohnen in der Hamburger Verfassung
verankern.

[Bericht des Verfassungs- und Bezirksaus-
schusses über die Drucksache 20/9947:
Das Grundrecht auf Wohnen in der Hamburger
Verfassung verankern! (Antrag der Fraktion DIE
LINKE)
– Drs 20/11735 –]

Wer möchte sich der Ausschussempfehlung an-
schließen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Da-
mit ist dies mehrheitlich angenommen.

Punkt 36, Drucksache 20/11736, Bericht des
Stadtentwicklungsausschusses: Webbasiertes Kar-
tenportal der Freien und Hansestadt Hamburg aus-
bauen und vernetzen, bessere Bürgerbeteiligung
schaffen sowie Bürgerbeteiligung und Transpa-
renz: Einrichtung eines webbasierten Planungs-
und Vorhabenmelders.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
über die Drucksachen 20/10125 und 20/10258:
Webbasiertes Kartenportal der Freien und Han-
sestadt Hamburg (FHH) ausbauen und vernet-
zen, bessere Bürgerbeteiligung schaffen (An-
trag der FDP-Fraktion) und
Bürgerbeteiligung und Transparenz: Einrich-
tung eines webbasierten Planungs- und Vorha-
benmelders (Antrag der GRÜNEN Fraktion)
– Drs 20/11736 –]
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Wer möchte hier zunächst Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlung folgen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist dies mehrheitlich angenom-
men.

Wer möchte dann noch Ziffer 2 seine Zustimmung
geben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit
ist dies mehrheitlich angenommen.

Punkt 37, Drucksache 20/11737, Bericht des
Stadtentwicklungsausschusses: 138. Änderung
des Flächennutzungsplans und 122. Änderung des
Landschaftsprogramms für die Freie und Hanse-
stadt Hamburg.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
über die Drucksache 20/11180:
138. Änderung des Flächennutzungsplans für
die Freie und Hansestadt Hamburg (Wohnbau-
flächen westlich vom Sonnenweg in Farmsen-
Berne und Tonndorf)
122. Änderung des Landschaftsprogramms für
die Freie und Hansestadt Hamburg (Wohnbau-
flächen westlich vom Sonnenweg in Farmsen-
Berne und Tonndorf) (Senatsantrag)
– Drs 20/11737 –]

Wer der Empfehlung des Stadtentwicklungsaus-
schusses folgen möchte, den bitte ich um ein
Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Damit war dies mehrheitlich angenommen.

Punkt 38, Drucksache 20/11748, Bericht des Fami-
lien-, Kinder- und Jugendausschusses: Kita-TÜV
richtig machen – häufigere Kontrollen und mehr
Transparenz bei den Ergebnissen und: Transpa-
rente Qualitätsstandards in der Kindertagesbetreu-
ung – Kita-Inspektion endlich einführen und umset-
zen.

[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses über die Drucksachen 20/9126 und
20/6481:
Kita-TÜV richtig machen: häufigere Kontrollen
und mehr Transparenz bei den Ergebnissen
(Antrag der CDU-Fraktion) und
Transparente Qualitätsstandards in der Kinder-
tagesbetreuung: Kita-Inspektion endlich ein-
führen und umsetzen (Antrag der FDP-Fraktion)
– Drs 20/11748 –]

Ich stelle zunächst fest, dass die Bürgerschaft von
Ziffer 1.a der Ausschussempfehlung Kenntnis ge-
nommen hat.

Wer möchte sodann Ziffer 1.b der Ausschussemp-
fehlung annehmen? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist dies mehrheitlich angenommen.

Wer schließt sich Ziffer 1.c an? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit ist auch dies mehrheitlich
angenommen.

Nun zu Ziffer 2.

Die in Ziffer 2.a erbetene Kenntnisnahme ist er-
folgt.

Wer möchte Ziffer 2.b annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist dies mehrheitlich an-
genommen.

Wer nimmt schließlich die Ziffer 2.c an? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit ist auch dies
mehrheitlich angenommen.

Punkt 39, Drucksache 20/11749, Bericht des Fami-
lien-, Kinder- und Jugendausschusses: Schwimm-
fähigkeit von Kindern weiter verbessern – frühkind-
liche Schwimmförderung vor der Einschulung in-
tensivieren und: Schwimmfähigkeit von Kindern
weiter verbessern – Wassergewöhnung vor der
Einschulung intensivieren.

[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses über die Drucksachen 20/9452 und
20/9333:
Schwimmfähigkeit von Kindern weiter verbes-
sern: frühkindliche Schwimmförderung vor der
Einschulung intensivieren (Antrag der GRÜ-
NEN Fraktion) und
Schwimmfähigkeit von Kindern weiter verbes-
sern: Wassergewöhnung vor der Einschulung
intensivieren (Antrag der FDP-Fraktion)
– Drs 20/11749 –]

Ich stelle zunächst fest, dass die in Ziffer 1.a der
Ausschussempfehlung erbetene Kenntnisnahme
erfolgt ist.

Wer möchte sodann Ziffer 1.b annehmen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist die Annah-
me mehrheitlich erfolgt.

Wer schließt sich der Ziffer 1.c an? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist auch dies mehrheitlich
erfolgt.

Wer möchte noch Ziffer 2.c zustimmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit war auch dies
mehrheitlich.

Punkt 40, Drucksache 20/11750, Bericht des Fami-
lien-, Kinder- und Jugendausschusses: Eltern bes-
ser über Zusatzangebote und –beiträge in Kinder-
tageseinrichtungen informieren und: Zusatzbeiträ-
ge in Kindertageseinrichtungen – mehr Transpa-
renz und Klarheit schaffen.
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[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses über die Drucksachen 20/10090 und
20/9953:
Eltern besser über Zusatzangebote und -beiträ-
ge in Kindertageseinrichtungen informieren
(Antrag der CDU-Fraktion) und
Zusatzbeiträge in Kindertageseinrichtungen –
mehr Transparenz und Klarheit schaffen (An-
trag der GRÜNEN Fraktion)
– Drs 20/11750 –]

Wer möchte zunächst Ziffer 1.a der Aus-
schussempfehlung folgen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist dies mehrheitlich erfolgt.

Wer schließt sich Ziffer 1.b an? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit war dies mehrheitlich.

Von Ziffer 2.a hat die Bürgerschaft Kenntnis ge-
nommen.

Wer möchte nun Ziffer 2.b der Ausschussempfeh-
lung folgen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Damit ist dies einstimmig gewesen.

Punkt 40b, Drucksache 20/11789, Bericht des
Haushaltsausschusses: Übertragung der Grund-
stücke aus der Hafenerweiterung Altenwerder an
die Hamburg Port Authority.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 20/10254:
Übertragung der Grundstücke aus der Hafener-
weiterung Altenwerder an die Hamburg Port
Authority (HPA) (Senatsantrag)
– Drs 20/11789 –]

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die HPA aus Drucksache 20/10254 beschließen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit war dies
mehrheitlich erfolgt.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschließen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dies auch
in zweiter Lesung einstimmig erfolgt und somit
endgültig.

Punkt 40d, Drucksache 20/11791, Bericht des
Haushaltsausschusses: Stellungnahme des Se-
nats zum Ersuchen der Bürgerschaft vom 27. März
2013 "Hamburg braucht einen Masterplan zur Sa-

nierung von Gehwegen, Radwegen und Straßen",
Haushaltsplan 2013/2014, Einzelplan 7, Behörde
für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Nachforde-
rung von Haushaltsmitteln in Höhe von 2 Millionen
Euro im Jahr 2014 bei dem neu einzurichtenden
Titel 7200.741.87 "Erhaltungsmanagement und In-
standsetzung Hamburger Straßen, Zweckzuwei-
sung an die Bezirke" Erhaltungsmanagementsys-
tem für Hamburgs Straßen.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 20/10333:
Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Bürgerschaft vom 27. März 2013 "Hamburg
braucht einen Masterplan zur Sanierung von
Gehwegen, Radwegen und Straßen" (Drucksa-
che 20/6988), Haushaltsplan 2013/2014, Einzel-
plan 7 Behörde für Wirtschaft, Verkehr und In-
novation, Nachforderung von Haushaltsmitteln
in Höhe von 2 Mio. Euro im Jahr 2014 bei dem
neu einzurichtenden Titel 7200.741.87 "Erhal-
tungsmanagement und Instandsetzung Ham-
burger Straßen, Zweckzuweisung an die Bezir-
ke" Erhaltungsmanagementsystem für Ham-
burgs Straßen (EMS-HH) (Senatsantrag)
– Drs 20/11791 –]

Wer der Empfehlung des Haushaltsausschusses
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
ein Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist dies mehrheitlich erfolgt.

Auch hierzu bedarf es einer zweiten Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist dies einstimmig
und damit endgültig erfolgt.

Punkt 40e, Drucksache 20/11792, Bericht des
Haushaltsausschusses: Eckpunkte des Wohn-
raumförderprogramms des Senats 2013 und 2014,
Haushaltsplan 2013/2014, Haushaltsjahr 2014,
Einzelplan 6, Aufgabenbereich 261 "Wohnen,
Stadterneuerung und Bodenordnung", Nachforde-
rung von Haushaltsmitteln in Höhe von 4,131 Mil-
lionen Euro, einer Verpflichtungsermächtigung in
Höhe von 49,5 Millionen Euro sowie der Ausbrin-
gung eines neuen Haushaltsvermerks im Einzel-
plan 9.2 sowie die Stellungnahme des Senats zu
den Ersuchen der Bürgerschaft vom 23. November
2011, 10. Mai 2012 und 13. Dezember 2012.
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[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 20/10492:
Eckpunkte des Wohnraumförderprogramms
des Senats 2013 und 2014, Haushaltsplan
2013/2014, Haushaltsjahr 2014, Einzelplan 6,
Aufgabenbereich 261 "Wohnen, Stadterneue-
rung und Bodenordnung", Nachforderung von
Haushaltsmitteln in Höhe von 4,131 Mio. Euro
in 2014, einer Verpflichtungsermächtigung in
Höhe von 49,5 Mio. Euro sowie der Ausbrin-
gung eines neuen Haushaltsvermerks im
Epl. 9.2
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 23. November 2011 "Ham-
burg 2020: Wir schaffen solide Grundlagen für
den Wohnungsbau: Anstrengungen zur Schaf-
fung von bezahlbarem Wohnraum entschlos-
sen fortsetzen!" (Drucksache 20/2175) und
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 10. Mai 2012 "Bericht
des Stadtentwicklungsausschusses: 20/1806:
Schutzschirm für die Mieter/-innen, Mietenspi-
rale stoppen!" sowie über die Selbstbefas-
sungsangelegenheit zum Thema: "Möglichkei-
ten zur Verbesserung des gesetzlichen Mieter-
schutzes unter Berücksichtigung der Auswir-
kungen auf die Wohnungswirtschaft" 20/2448:
Mieterinnen und Mieter schützen – Soziale Er-
haltungsverordnungen ausweiten! 20/2073:
Mieter entlasten – Maklerwesen regulieren,
20/2303: Haushalt 2011/2012 Einzelplan 6 – Ka-
pitel 6100 Soziale Gerechtigkeit und Klima-
schutz: Wohnungsbauförderung umstrukturie-
ren, Mietrecht sozial ausgewogen gestalten!
(Drucksache 20/3960) und
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 13. Dezember 2012 "Ham-
burg 2020: Schutz Hamburgs Gewässer und
Böden: Förderung nachhaltiger Dämmstoffe
bei energetischer Modernisierung und Neubau"
(Drucksache 20/6174) (Senatsantrag)
– Drs 20/11792 –]

Wer möchte sich hier der Empfehlung des Haus-
haltsausschusses anschließen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit ist dies einstimmig erfolgt.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dies ein-
stimmig und somit endgültig in zweiter Lesung er-
folgt.

Punkt 40g, Drucksache 20/11795, Bericht des
Haushaltsausschusses: Errichtung eines "Innova-
tionCampus for Green Technologies" in Hamburg-
Harburg – Sachstand und Kostenerhöhungen.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 20/11183:
Errichtung eines "InnovationCampus for Green
Technologies" in Hamburg – Sachstand und
Kostenerhöhungen (Senatsantrag)
– Drs 20/11795 –]

Wer möchte hier der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses folgen? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist dies einstimmig.

Es bedarf ebenfalls einer zweiten Lesung. Stimmt
der Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dies ein-
stimmig auch in zweiter Lesung und somit endgül-
tig erfolgt.

Punkt 40h, Drucksache 20/11796, Bericht des
Haushaltsausschusses: Entwurf eines Gesetzes
über die Festsetzung der Hebesätze für die Real-
steuern für das Kalenderjahr 2014.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 20/11249:
Entwurf eines Gesetzes über die Festsetzung
der Hebesätze für die Realsteuern für das Ka-
lenderjahr 2014 (Senatsantrag)
– Drs 20/11796 –]

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Gesetz über die Festsetzung der Hebesätze
für die Realsteuern für das Kalenderjahr 2014 aus
Drucksache 20/11249 beschließen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist dies mehrheitlich
erfolgt.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschließen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dies mehr-
heitlich, und zwar endgültig in zweiter Lesung be-
schlossen.
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Punkt 46, Drucksache 20/11741, Antrag der CDU-
Fraktion: Baustellenmanagement im Zuge der Ver-
breiterung der Mahatma-Gandhi-Brücke.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Baustellenmanagement im Zuge der Verbreite-
rung der Mahatma-Gandhi-Brücke
– Drs 20/11741 –]

Diese Drucksache möchte die Fraktion DIE LINKE
an den Verkehrsausschuss überweisen.

Wer möchte diesem Überweisungsbegehren fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
dies mehrheitlich abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer möchte dem CDU-Antrag aus Drucksache
20/11741 seine Zustimmung geben? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist dies mehrheitlich
abgelehnt.

Punkt 53, Drucksache 20/11758, Antrag der SPD-
Fraktion: "Sanierungsfonds Hamburg 2020" – Mit-
tel zur Sanierung "Theatrales Bildungs- und Pro-
jektzentrum".

[Antrag der SPD-Fraktion:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020" – Mittel zur
Sanierung "Theatrales Bildungs- und Projekt-
zentrum"
– Drs 20/11758 –]

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Kulturausschuss überweisen.

Wer möchte so verfahren? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist dies mehrheitlich abgelehnt.

Dann lasse ich über den Antrag der SPD-Fraktion
aus Drucksache 20/11758 in der Sache abstim-
men.

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit war dies einstim-
mig.

Zu Ziffer 1 des Antrags bedarf es einer zweiten Le-
sung. Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten
Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit war dies einstimmig
und ist auch in zweiter Lesung endgültig erfolgt.

Punkt 54, Drucksache 20/11759, zweite Neufas-
sung, Interfraktioneller Antrag: Transparenz im
SNH stärken.

[Interfraktioneller Antrag:
Transparenz im SNH stärken
– Drs 20/11759 (2. Neufassung) –]

Wer möchte diesem Antrag folgen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Dies war einstimmig.

Punkt 56, Drucksache 20/11761, Antrag der SPD-
Fraktion: "Sanierungsfonds Hamburg 2020" – Mit-
tel zur Sanierung der Küche des "Bürgerhauses
Barmbek".

[Antrag der SPD-Fraktion:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020" – Mittel zur
Sanierung der Küche des "Bürgerhauses
Barmbek"
– Drs 20/11761 –]

Wer möchte sich diesem Antrag anschließen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit war dies
einstimmig.

Zu Ziffer 1 des Antrags bedarf es einer zweiten Le-
sung. Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten
Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit war dies auch in
zweiter Lesung einstimmig und ist somit endgültig
beschlossen.

Punkt 57, Drucksache 20/11762, Antrag der SPD-
Fraktion: "Sanierungsfonds Hamburg 2020" – Mit-
tel zur Sanierung der Alten Pathologie des AK Eil-
bek in Barmbek.

[Antrag der SPD-Fraktion:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020" – Mittel zur
Sanierung der Alten Pathologie des AK Eilbek
in Barmbek "P 40"
– Drs 20/11762 –]

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Dies war einstimmig.
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Zu Ziffer 1 des Antrags bedarf es einer zweiten Le-
sung. Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten
Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung beschließen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit war dies
auch in zweiter Lesung einstimmig und ist somit
endgültig beschlossen.

Punkt 59, Drucksache 20/11764, Antrag der SPD-
Fraktion: "Sanierungsfonds Hamburg 2020": Er-
satzbau des Hauses der Jugend Osdorfer Born ge-
meinsam mit der Geschwister-Scholl-Stadtteil-
schule in Osdorf.

[Antrag der SPD-Fraktion:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020": Ersatzbau
des Hauses der Jugend Osdorfer Born gemein-
sam mit der Geschwister-Scholl-Stadtteilschule
in Osdorf
– Drs 20/11764 –]

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dies war einstimmig.

Zu Ziffer 1 des Antrags bedarf es einer zweiten Le-
sung. Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten
Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung annehmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dies war einstimmig und
ist somit auch in zweiter Lesung endgültig be-
schlossen.

TOP 61, Drucksache 20/11766, Antrag der FDP-
Fraktion: Flexible und kundenfreundliche Kunden-
zentren sind ein MUSS für die Bürgerinnen und
Bürger unserer Stadt.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Flexible und kundenfreundliche Kundenzentren
sind ein MUSS für die Bürgerinnen und Bürger
unserer Stadt
– Drs 20/11766 –]

Diese Drucksache möchte die FDP-Fraktion an
den Verfassungs- und Bezirksausschuss überwei-
sen.

Wer möchte dem Überweisungsbegehren folgen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Diese Überwei-
sung wurde mehrheitlich abgelehnt.

Dann lasse ich über den Antrag aus Drucksache
20/11766 in der Sache abstimmen. Die SPD-Frak-
tion hat hierzu um separate Abstimmung der Zif-
fer 1 gebeten.

Wer möchte nun zunächst Ziffer 1 des FDP-An-
trags annehmen? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Dies war einstimmig.

Wer dann noch den Ziffern 2 bis 7 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Diese Zif-
fern sind mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich rufe Punkt 63 auf, Drucksache 20/11768, An-
trag der FDP-Fraktion: Direktwahlen der Bezirks-
bürgermeister einführen.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Direktwahlen der Bezirksbürgermeister einfüh-
ren
– Drs 20/11768 –]

Diese Drucksache möchte die FDP-Fraktion an
den Verfassungs- und Bezirksausschuss überwei-
sen.

Wer möchte dem Überweisungsbegehren fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
der Antrag mehrheitlich nicht überwiesen worden.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.

Wer möchte sich dem FDP-Antrag aus Drucksache
20/11768 anschließen? – Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Damit ist dieser Antrag mehrheitlich ab-
gelehnt.

Wir haben das Sitzungsende erreicht. Ich wünsche
Ihnen einen schönen Feierabend.

Ende: 19.53 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.
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In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Christoph Ahlhaus, Olaf Ohlsen und Olaf Stein-
biß
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Anlage
Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO

für die Sitzung der Bürgerschaft am 21. und 22. Mai 2014

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

8 11177 IBA: Grundstücksgeschäfte und Wohnungsleerstand

11 11400 Umsetzung der Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses

14 11478 Gleichstellung von Frauen und Männern in Hamburg (II)

25 11662 Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 13. Juni 2013 "Sanie-
rungsfonds Hamburg 2020: Hamburger Stadtgrün – Jubiläum 100 Jahre Altonaer Volkspark
und Hamburger Stadtpark" (Drucksache 20/8206) und dem Ersuchen der Bürgerschaft vom
16. August 2012 "Sanierungsfonds Hamburg 2020: Sanierung des Spielplatzes und des
großen Wasserbeckens im Stadtpark" (Drucksache 20/4764)

26 11715 Bericht über die Tätigkeit der Kreditkommission für das Jahr 2013

27 11712 Bericht über die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Landesrundfunkanstalten der ARD

28 11713 Bericht über die wirtschaftliche und finanzielle Lage des ZDF

29 11626 Bericht des Innenausschusses

32 11676 Bericht des Kulturausschusses

33 11677 Bericht des Sportausschusses

40 a 11788 Bericht des Haushaltsausschusses

40 c 11790 Bericht des Haushaltsausschusses

40 i 11797 Bericht des Haushaltsausschusses

B. Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag
der

Überweisung an

10 11399 Notfallsanitätergesetz: Umsetzung in Hamburg und Ände-
rungsbedarf im Rettungsdienst

LINKEN Innenausschuss

22 11714 Siebzehntes Gesetz zur Änderung des Hafenentwick-
lungsgesetzes

GRÜNEN Ausschuss für
Wirtschaft, Inno-
vation und Medi-
en

22 a 11718 1. Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bür-
gerschaft 19/8678 vom 9. Februar 2011
"IT-Verfahren JUS-IT" 2. Haushaltsplan 2013/2014:
Aufstockung von Verpflichtungsermächtigungen im Ein-
zelplan 9.2 bei den Titeln 9890.812.57 und 9890.971.13
im Haushaltsjahr 2014 (Nachbewilligung nach § 33 LHO)

SPD Haushaltsaus-
schuss (f.) und
Familien-, Kinder-
und Jugend-aus-
schuss

48 11743 Bestandsschutz bei Regulierung von "Fliegenden Bauten"
prüfen

SPD Stadtentwick-
lungsausschuss
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TOP Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag
der

Überweisung an

49 11744 Ein Beachclub für den Baakenhafen CDU Stadtentwick-
lungsausschuss

11882 Gesamtkonzept für das Baakenhöft CDU Stadtentwick-
lungsausschuss

50 11745 Gesunde Kinderzähne – Hamburg setzt Zeichen zur
nächsten Gesundheitsministerinnen- und Gesundheitsmi-
nisterkonferenz im Juni 2014

SPD Gesundheitsaus-
schuss

52 11747 Das Transatlantische Handels- und Investitionsabkom-
men TTIP verhindern!

LINKEN Europaaus-
schuss

C. Einvernehmliche Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

9 11247 Belegung der Hamburger Pflegeheime seit 2008

12 11430 Bildungsurlaub in Hamburg
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